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Thomas Euler
Gebäude F, Raum F209
Riversplatz 1-9
35394 Gießen
Telefon 0641/9390:1530
thomas,euler@lkgLde
www.Ekgi.de

Az.: 91 000-I 06 (19) Gießen, den .ÿQJuni 2014

: i Sehr geelÿrte Damen,
sehr geehrte Herren,

zur 19. Öffentlichen Sitzung des Kreistages laße ich ein für

Montag, den 21. Juli 2014, 18:00 Uhr

Stadthalle Hungen,
Am Grassee 10, 35410 Hungert.

Die Tagesordnung mit den dazugehörigen Drucksachen und sonstigen Unterlagen
füge ich als Anlage bei.

Den be gefügten Entschädigungsantrag geben Sie zum Schluss der Sitzung bitte
ausgefüllt zurück.

Mit freundlichen Grüßen

Karl-Heinz Funck
Kreistag svorsitze ncÿÿ r
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Taqesordnunq für die 19. öffentliche Sitzunq des Kreistaqes am 21. luli 2014:

Sitzungsteil A

1 , Eröffnung und Begrüßung

2, ùFeststellung der Tagesordnung

3N Fragestunde

Sitzungsteil B

4, Feststellung des Jahresabschlusses 2013 des Servicebetriebes
Landkreis Gießen;
hier: Vorlage des Kreisausschusses vom 13. Juni 2014
Vorlage: 0921/2014

51 Überplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen des
Haushaltsjahres 2013 gern. § 100 HGO in Verbindung mit § 52 Abs.
I HKO;
hier: Vorlage des Kreisausschusses vom 27. Mai 2014

zur Kenntnisnahme im Kreistag
Vorlage: 0915/2014

Sitzungsteil C

6,

6,1.

Schulentwicklungsplanung

Schulentwicklungsplan für die Berufliche Schule des Landkreises
Gießen;
hier: Vorlage des Kreisausschusses vom 12.Juni 2014
Vorlage: 0918/2014

7,

6.2.

6.3.

Neuordnung der Berufsfelder an der Willy-Brandt-Schule;
hier: Antrag der FDP-Gruppe vom 17. März 2014
Vorlage: 0870/201 4

Änderung des Schulentwicklungsplans für die allgemeinbildenden
Schulen des Landkreises Gießen;
hier: Vorlage des Kreisausschusses vom 12.Juni 2014
Vorlage: 0919/2014

Genehmigung zum Haushalt 2014

8.      Mitteilungen



Anmerkunqen zur Taqesordnunq:

Anmerkunq zu Taqesordnunqspunkt 5:
Zur Vorlage 091 5/2014 (Überplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen des
Haushaltsjahres 2013 gemù§ 100 HGO in Verbindung mit § 52 Abs. 1 HKO) ist seitens des
Kreistages lediglich eine Kenntnisnahme erforderlich.

Anmerkunq zu Taqesordnunqspunkt 6:
Der Antrag der FDP-Gruppe vom 1 7. März 1014 bezüglich der N euordnung der Berufsfelder
an der Willy-Brandt-Schule (Vorlage 0870/2014) wurde im Vorfeld der Kreistagssitzung am 7.
April 2014 zurückgestellt und sollte gemeinsam im Rahmen der Schulentwicklungsplanung
für die beruflichep Schulen des Landkreises Gießen aufgerufen werden. Eine diesbezügliche
Entscheidung steht nunmehr an.

Anmerkunq zu Taqesordnungspunkt 7:
Eine Genehmigung des Haushalts 2014 liegt bislang noch nicht vor, das aufsichtsbehördliche
Prüfungsverfahren ist aber intensiv im Gange. Wir hoffen und rechnen damit, dass das
Regierungspräsidium Gießen bis'zum Ablauf der nach § 52 Absatz 1 HKO in Verbindung mit
§ 143 Absatz ] HGO allgemein geltenden 3-Monatsfrist am 10. Juli 2014 eine Entscheidung
treffen wird.
Dieser vorsorgliche Tagesordnungspunkt dient zur Information, kann äber auch bei Bedarf
für Entscheidungen zum Haushalt 2014 genutzt werden.



LANDKREIS GIESSEN
Der Kreisausschuss

Sachbearbeiter: Mario Rohrmus
Telefonnum mer: -1541

Vorlage Nr.: 0921/2014
Gießen, den 13.Juni 2014

!
Beschlussvorlage des Kreisausschusses   ÿÿ de7ÿ«'[«ÿlÿÿÿÿ....  sÿ ÿÿreisÿa9

Feststellung des Jahresabschlusses 2013 des Servicebetriebes Landkreis
Gießen 1
gesch|uss-Antraÿ:

Der Kreistag stellt gemäß §§ 4 und 14 Abs. 8 der Satzuncl für den Eigenbetrieb
, Servicebetrieb Landkreis   '   "                          "     "   "GeßBen den Jahresabschluss 2013 einschließlich
seiner Anlagen fest.

Begründung:

Der KreisLag haL in seiner SiLzung am ÿ0, September 2ü]2 die Satÿung für den
Eigenbetrieb ùServicebetrieb Landkreis Gießen" beschlossen. Gemäß § 4 und § ! 4
Abs. 8 dieser Satzung obliegt die Feststellung des Jahresabschlusses dem Kreistag.

Auf  Beschluss  des  Kreistages  vom   16.  Dezember  2013  wurde  die
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Theobald Jung  Scherer AG  aus  Gießen  zum
Abschlussprüfer für den Eigenbetrieb Servicebetrieb Landkreis Gießend bestellt.

Die Prüfung wurde mit Unterbrechungen in den  Monaten März bis Mai 2014
durchgeführt.

Der 65; Seiten umfassende Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses 2013,
bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung, den Anhang und dern
geprüften Lagebericht 2Ö13 wird als Anlage I beigefügt.

Gemäß Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers vom 12, Mai 2014 hat die
Prüfung zu keinen Einwendungen geführt. Der Jahresabschluss des Servicebetriebes
Landkreis Gießen entspricht somit den Anforderungen der §§ 20 fr. des EigBGes.

Der Betriebskommission wurde das Ergebnis der Prüfung in ihrer Sitzung am
11.06.2014 vorgestellt.
Die Betriebskommiÿsion ÿrnpfiehit dern Kreÿstag, den jahresab»chiuss 20i3 des
Servicebetriebes Landkreis Gießen einschließlich seiner Anlagen festzustellen.

Finanziel!e Auswirkungen:

Es enÿs£ehen keine Kosten

/2
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Sonstiges/Bemerkungen:

Mitzeichnunq:

Fachbereich Schule,
Bauen, Sport und
Abfaÿÿvÿrÿscha¢t

Orgÿanisationseinheit Sach bearbeiterÿ/i n Rohrmus
Fachbereichsleitu ng

Züstim mu ngsvermerk!Sichtvermerk:  .......... f
b

Die VorJaje wird ÿ-mit -7  ....  ÿ.ÿ..x

genehmigt .--rÿÿÿh¢ÿ  ....  :',ÿ,- ÿ-,-.......  g...ÿteÿ

ù-,--ÿÿ"-ÿÿ "es UÿOÿ«ÿßÿ¢"ÿ      vom:

Die Vorlage wird .'ÿÿ t 2ÿ's-atzbeschtdss - "
genehmigt - nicht genehmigt - zurückgestellt

Zur Bealaubigung . Zur Beglaubigung



Bericht über die Prüfung

cles Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2013

und des Lageberiehts für das Gesehäftsjahr 2013

des

Servicebetriebs des Landkreises Gießen
Gießen
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THEOBALD JUNG SCHERER AG
W1RTSCHAFTSPRÜFUNGSGE SELL SCHAFT
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WIRTSCIÿÿ'SPRÜFUNOSOESELL 8CHb_vr

1. Prüfungsauftrag

In der Sitzung des Kreÿstages des Landkreises Gießen vom 16. Dezemberg 2013 wurden wir

zum Abschlussprüfer des Eigenbettäebs

Servicebetrieb Landkreis Gießen,

Gießen

(im Folgenden auch "Servicehetrieb" oder "Eigenbetrieb" genannt)

das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2013 bis zum 31. Dezember 2013 gewählt. Daraufhin be-

auftragte uns die Betriebsleiÿmg des Eigenbetriebs, den Jahresabsehluss unter Einbeziehung

der Buchfiähmng und den Lagebericht für das Gesch5Asjahr vom 1. Januar 2013 bis zum 31.

Dezember 2013 in Anwelldung der §§ 316 und 317 HGB zu pNfen,

Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Abschlussprüfimg die am-

wendbaren Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet haben.

Bei unserer Prüfung haben wir auftragsgemäß auch die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1

tmd 2 Hanshaltsgrlmdsätzegesetz (FIGrG) beachtet. Hiernach erstreckt sieh die Jahresab-

schlusspgäftmg fiär kommunale Eigenbetriebe auch auf die Orchlungsmäßigkeit der Geschäfts-

führung. Wir verweisen allf unsere Beriehterstatïmg in Abschnitt 5

Wir haben unsere PrüRmg mit Unterbrechungen in den Monaten März bis Mai 2014 in den

GescMftsräumen des Servieebetriebs soße in unseren Geschäftsräumen durchgefiihrt. Die

Berichterstattung erfolgte in unseren Geschäftsräumen.

Wir haben diesen Prüfungsbericht nach dem Prüßmgsstandard "Gnmdsätze ordnungsmäßiger

Berichrerstattung bei Abschlussprüfimgen" des Instituts der Wirtschaftspltifer e.V., DüsseI-

dorf, (IDW) erstellt.

-i

Über das Ergebnis unserer Prüfungshandtungen erstatten wir den nachfolgenden Bericht.

Unserem Bericht haben wir den gepNften Jahresabsehluss 2013, bestehend aus Bilanz (_ÿ_kggg.

!), Gewinn- und Verlustrechunng ÿl(.ÿß&geß) und Anhang ÿ sowie den geprüften La-

gebericht 2013 ÿa(.ÿ_ggg_ÿ beigeYugt.
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WIRTSCtIAIÿTSPRÜ FUNGSGE SELLSCHAFT

Der Bestätigtmgsvennerk des Abscb!ussprüfelÿ bildet die Aula egÿ55.
I

Die rechtlichen Verhältnisse haben wir in der AnIa ege 6 d6 dargestellt,

Wir haben auftragsgemäß weitergehende Aufgliederungen und Erläuterungen wesentlicher

Posten der Bilanz und der Gewinn- und Verlustreehnung in der ANa egÿ7 dargestellt,

Der berufsrechllich zwingend anzufügende Fragenkatalog nach § 53 HGrG stellt die

dar.

Unserem Auftrag Iiegen die als ÿ beigefügten Allgemeinen Auftt-agsbedingnngen fär

Wirtschaftsprüfer und }VirtschaftspräftmgsgeseHschaften in der Fassung vom I. Januar 20Ö2

zu Grtmde. Die Höhe unserer Hafmÿng bestimmt sich nach § 323 Abs. 2 HGB. Im Verhätmis

zu Dritten sind Nr. 1 Abs. 2 nnd Nr. 9 der Allgemeinen Auftragsbedingtmgen maßgebend.

r
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WIRT SCHAFT SPRÜF[TNOSOE SELLS CHAFT

2o Grundsätzliche Yestsÿellungen

Gemäß § 321 Abs. 1 Satz 2 HGB nehmen wir nachfolgend in unserer vorangestellten Bericht-

erstattung zur Beurteilung der Laße des Unternehmens im 7alu'esabsehluss und im Lageberieht

durch die gesetzlieheu Vertreter Stellung.

Unsere Stellungnahme geben wir auf Grund eigener Beurteilung der wir[schaftliehan Lage des

Unternehmens ab, die wir im Ralnnen der Pzäifung des Jahresabschlusses und des Lageberichts

gewonnen haben. Hierzu gehören vertiefende Erläuterungen und die Angabe von Ursachen zu

den einzelnen EntwMdungen sowie eine taitische Würdigung der zu Grande gelegten Aunah- '

men, nicht aber eigene Prognoserechnangan. Unsere Beriehtspflicht besteht, soweit uns die ge-

prüften Unterlagen eine Beurteilung erlanben.

Insbesondere gehen wir auf die Almatuÿe der Fortfährung der Untemehmenstätigkeit und auf

die Beurteilung der künftigen Entwicklung des Untemelnnens ein, wie sie im Jahresahschluss

und im Lagebericht ihren Ausdruck gefunden haben.

Die von uns geprüften Unterlagen i.S.v. § 32i Abs. 1 Satz 2 HGB umfassten jene Unterlagen,

die mamitielbar Gegenstand unserer Abschlÿssprüfung waren, als0" die Bucbithrung, den Jah-

resabschluss und den Lageberieht, sowie alle Unterlagen, wie Kostenrectmungen zur Ermitt-

lung der Herstellungskosten, Planungìrechnungen, Verträge, Protokolle und Befichtersiattua-

gen an Grernien, die wir im Rahmen unserer Prüfung herangezogen haben.
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Geschäftsver]auf und Laÿe des Eißenbetxiebs

Der 2013 ,gegründete Eigenbetrieb "Servieebetrieb Landkÿ'eis Gießen" setzt das Ziel der Re-

kommunalisierung der Reinignäags- und Hausmeisterdienste des Lmadkrejses Gießen aktiv um.

Die Implementierung des neuen Konzepts wurde in 2013 erfolgreich durchgeführt.

Die Lage des Eigenbeiriebs hat sieh im Beriehtsjaba" positiv erÿtwiekelt. Die Zuschüsse des

Lmadkreis bleiben um rd. 400 TEUR unter dem Vergleiehswert aus 2011.

ù

Die Aktivseite des Servicebetriebs ist insbesondere durch betriebsnotwendiges Anlagevermö-

gen zur ErOßitmg der Dienstteistungen gekennzeichnet. Dieses wurde zum größten Teil aus

Beständen des Landkreises Gießen gekauft. Aber anoh Neuinvestiüonen wurden im Berichts-

jahr vollzogen,

Die Passivseite spiegelt im Wesentliche11 die volleingezahlte Netto-Position und die Zusehüs-

se durch den Landkreis Gießen für Investitionen in das Anlagevermögen wider. Weiterhin be-

stehen Rüekstellungen von 159 TEUR..

Der Fremdkapitalanteil am Gesamtkapital beÿräÿ 70 8 %. Damit einher ging eine Eigenkapi-

talquote von 29,2 % im Berichtsjahr,

t



Seite 5
THEOBALD JUNG SCHERER AG

WI[{TS CHAFt'S PRÜFUNOSGESELLS CHAFr

Voraussichtliche Entwiclduna der Gesellschaß

Schwerpunkt des Geschäftes des Servicebetriebs sind die Hausmeistertätigkeiten und

Reinlgtmgsdienstleistungen sowie weitere Dienstleistángen für den Landkreis Gießen. Nach

der erfolgreichen Implementiertmg im Beriehtsjahr sind auch ÿir die kommenden Jahre weite-

re Optimiertmgsmaßnalÿlaen vorgesehen, Diese sollen sich insbesondere auf die Reinigungs-

prozesse und die DurchBihnmgen von Werterhalÿmgsmagnahrnen durch die Hausmeister er-

Die Darstellung and Bemÿeilung der Lage des Unternehmens und seiner voraussichtlichen

Entwicklung durch die Geschäftsfäihnmg im Jahresabschluss und im Lagebericht halten wir

Nr zutreffend.

sÿecken.

Unsere Prüft.mg hat keineAnhdtspunkte dafür ergeben, dass der Foÿbestand der Gesellschaft

gefährdet wäre.

i
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3,

3.1

i
Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung

Gegenstand der Priifung

im Rahmen des uns erteilten Auftrags haben wir gemäß § 3 !7 HGB die Buchführung, den

aach deutschen Rechnángslegungsvorschriften aufgestellten Jahresabschluss und den Lagebe-

richt auf die Einhaltamg der einschlägigen gesetzlichen Vorsehriften und der sie ergänzenden

BesHmmungen der Satzung geprüft.

Die gesetzlichen Vertreter tragen die Verantwortung für die Reeßnungslegung und die gegen-

über uns als Abschlussprüfer gemachtenAngaben. Unsere Aufgabe als Abschlussprüfer ist es,

diese Unterlagen unter Einbeziehnng der BuctWü5rung uÿd die gemachten Angaben im Rah-

men unserer pflichtgemSJ3en Pÿßmg zu beurteilen.

Die Prüfung der Einhalmng anderer gesetzlicher Vorschriffen gehört nur insoweit zu den Auß

gaben unserer Abseblnssp£ifung, als sich aus diesen anderen Vorschriften üblicherweise

Rückwÿrkungen auf den Jahresabscbluss oder Lagebericht ergebeÿa.

Der Gegenstand der durchge£ührten Abschlussprüf-mlg ist auf Grund des § 52 Hessische Land-

kreisordaÿung (HKO) auf die Prtißmg der Ordnungsmäßigkeit der. Geschäftsfülÿamg in entspre-

chender Anwendung des § 53 HGrG gegenüber der Regelung in § 317 HGB erweitert worden,

Eine besondere Prüftmg zur Auf deckung von Unregehnäßigkeiten Un Geld- und Leistungsver-

• kehr (Unterschlagungsprüfung) wm" nicht Gegenstand der Abschlnssprtÿfimg. Im Verlaufe un-

serer Tätigkeit ergaben sich auch keine Anhaltspunkte, die besoMere Untersuchungen in die-

ser Hinsieht erforderlich gemacht hätten.

3.2" Art und Umfang der PrüfungsdurchfUhrung

Art und Umfang der beim vorliegenden Auftrag erforderlichen PrüfimgshandIungen haben wir

im Rahmen unserer Eigenverantwortliehkeit nach pflichtgemäßem Ermessen bestimmt, das

durch gesetzliche Regelungen und Verordnungen, 1DW P£ifimgsstandards sowie ggf. erwei-

ternde Bedingungen Rÿr den Auftrag und die jeweiligen Befichtspflichten begrenzt wird.

I

i
i
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Wir haben unsere Jahresabsehlussppüfung nach §§ 316 fr. HGB unter Beachtung der vom In-

stitut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger

Durehführung von Abschlussprüfimgen vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen

und durchztffähren, dass mit hiÿreichender Sicherheit beurteilt werden kann, ob die Bunhfüh-

rung, der Jahresabschluss und der Lageberieht frei von wesentlichen Mängeln sind. Im Rah-

men der PNfung werden Nachweise für die Angaben in Bucÿg, Jahresabschluss und La-

gebericht auf der Basis von Stiehproben beurteilt. Die Prüfling umfasst die Beurteilung der an-

gewandten Bilanziemngs-, Bewertungs- und Gliedemngsgmndsÿtze und der wesentlichen Ein-

schätzungen der Geschäftsfülmmg sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresab-

sehIusses und des Lageberichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere Pätämg eine hinrei-

chend sichere Grundlage Rir unser Prüfungsnrteil bildet.

Im Rahmen unseres risikoorientierten Prüfungsvorgehens erarbeiteten wir zunächst eine Prü-

fungsstrategie. Diese beruhte auf einer Einschätzung des Untemehmensmnfeldes und auf Aus-

E

künften der Gesehäftsleitung über die wesentlichen Untemehmensziele und Geschäftsrisiken.

Unsere Pätÿmgshandlungen zur Erlangung von Prüfiÿÿgsnaehweisen umfassten System- und

Funktianstests, analytische Prüfungshandlangen sowie Einzelfallprüfungen.

Wir haben unsere aussagebezogenen Prüfungshandlungen an den Ergebnissen unserer Beurtei-

lung des reclmungslegungsbezogenen internen Kantrollsystems aÿasgeriehtet.

/

Bei der Prüfling des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sind wir wie folgt

orgegangen: Ausgehend von den externen Faktoren, den UntemehmenszMen, der Geschäfts-

stTateNe und den Steuerangs- und Überwaehungsprozessen auf der Untemehmensebene haben

wir anschließend die Gesehäftsprozesse analysiert. In diesem zweiten Schritt der Prozessanaly-

se haben wir beurteilt, imÿeweit die wesentlichen Geschäßsrisiken, die einen Einfluss auf un-

ser Prttämgsrisiko haben, dÿch die Geÿalïmg der Betriebsabläÿtfe und der KontroI1- und

Überwanhungsmaßanhmen reduziert worden sind.

Die Erkenntnisse der Prüfung des rechnungsiegungsbezogenen internen Kontrollsystems ha-

ben wir bei der Auswahl der analytischen PÿAmgshandlangen and der Einzelfatlprüfangen

berücksichtigt.

]
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Soweit nach unserer Einschätzung wirksame fimktionsf'ähige Kontrollen implementiert waren

und damit ausreichende personelle, computergestützte oder mechanische Kontrollen die Rieb-

tigkeit der Jahresabschtussanssage sicherstellten, konnten wir unsere aussagebezogenan Prü-

fungshandhmgen im Hinblick auf Einzelfälle, insbesondere im Bereich der Routihetransaktio-

nen, weitgehend einschränken.. Soweit uns eine Ausdehrlung der Prüfungshandlungen erfor-

derlich erschien, haben wir neben analytischen Prüfungshandlnngen in Form von Plausibili-

tätsbeurteilungen einzelne GeschäffsvorPÿlle anhand von Belegen nachvollzogen ÿnd auf deren

sachgerechte Verbuchung hin überprüft.

Im tmternehmensindividuellen Bffaffimgsprogrannn haben wir die Schwerpunkte unserer pffi-

fung, Art und Umfang der Prüfangshandhrngen sowie den zeitlichen Präfimgsabtauf und den

Einsatz von Mitarbeitem festgelegt. Hierbei haben wir die Grtmdsätze der Wesentlichkeit und

der Risikoorientierung beachtet.

Prüfimgsschwerpunkte waren im Berichtsjahr folgende Pätffelder:

•  Anlagevermögen

•  Sonderp0sten

•  Rückstetlungen

Die Prüfungen in diesen Prüffeldem erfolgten in der Regel auf der Grundlage von Stichpro-

ben. Anschließend wurden die (Teil-) Plqäfungsergebnisse fiir die einzelnen Prüÿmgsgebiete

und in der Folge das Gesamtprüfungsergebnis festgestellt.

i

f
i

Alle von uns erbetenen, nach pflichtgemOJ3em Ermessen zm' ordnungsmäl3'lgen Durchfühmng

der Prüfling von den gesetzlichen Vertretem benötigten A ufklärungen und Nachweise sind er-

teilt worden. Die Geschäftsführung hat uns schriftlich im Rahmen einer Vollständigkeitserklä-

rung am 12. Mai 2014 bestätigt, dass alle bilenzierungspflichfigen Vermögenswerte, Ver-

pflichtungen, Wagnisse und Abgrenzungen im Jahresabschluss zum 31. Dezember 2013 be-

rücksiehtigt wurden, sämtliche Aufwendungen und Erträge enthMtan sowie alle erforderlichen

Angaben gemacht worden sind. Weiterhin hat uns die Geschäftsfäibrung in der ¥ollständig-

keitserldänmg erldärÿ dass nach ihrer Auffassung die Auswirknmgen nicht gebuchter Prü-

fimgsdifferenzen im Jahresabschluss sowohl einzeln als auch insgesamt unwesentlich sind.
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Die GeschäftsMtung hat ferner erklärt, dass der Lagebericht auch hinsichtlich erwarteter Ent-

wMdtmgen alle ÿir die Beurteilung der Lage der Gesellschaft wesentlichen Gesichtspunkte So-

wie die nach § 26 EißGes in Verbindung mit § 289 HGB efforderlioheÿ Angaben enthält.

Voÿgäÿge von besonderer Bedeutung nach dem Schluss des Geschäftsjahres haben sich nach

dieser Erldga-aÿtg nicht ergeben.
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4.   FeststelIungeÿ und Erläuterungen zur Reehnungslegung

4.1 Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslcgung

Wir stellen fest, dass die Buchführung und die weiteren geprüften Unterlagen, der Jahresab-

sehluss Sowie der Lageber]cht den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestim-

mungen der Satzung entsprechen.

4.1.1 Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen

Die Aufzeiclmungen der Geschäftsvorfä!le der Gesellsdlaß sind nach unseren Feststellungen

vollständig, foitlaufend und zeitgerecht. Der Kontenplan ermöglicht eine klare und übersichtli-

che Ordnung des Buchungsstoffes mit einer ÿtr die Belange der Gesellschaft ausreichenden

Gliedelamgstiefe. Soweit im Rahmen unserer Prüfung Buchtmgsbelege eingesehen wurden,

enthalten diese alle zÿr ordmmgsgemäßen Dokumentation erforderlichen Angaben. Die Buch-

fähmng entspricht somit für das gesamte Geschäftsjahr den gesetzlichen Anforderungen.

Die Organisation der Buch52hmng, das interne Kontrollsystemÿ der Datenfluss mad das Beleg-

wesen ermöglichen die vollständige, richtige, zeitgerechte und geordnete Erfassung und Bu-

chung der Geschäftsvorfälle.

Die aus den weiteren geprüften Unterlagen entnonmaenen Informationen führen nach dem Er-

gebnis unserer Prüfung zu einer ordnungsgemägen Abbildung in der Buehf'aihnmg, im nach

deutschen Rechnungslegungsvorschriften aufgestellten Jahresabsehtuss und im Lagebeficht.

Die Buchführung wird IT-gestützt unter Verwendung von. NKF2-Finanz+EchtdatenbaJak

durchgeÿühlrt.

4.1.2 Jahresabschluss

Die geprüfte Bilanz sowie die Gewhm- und Verlustreehnnng sind nach unseren Feststellungen

ordnungsgemäß aus der Eröffnungsbilanz zum ].1.2013, der BucK-¢ührung und den weiteren

geprüften Unterlagen abgeleitet worden. Die Ansatz-, Ausweis- und Bewertungsvorschriften

sowie der Stetigkeitsgrundsatz des § 252 Abs. 1 Nr. 6 HGB wurden beachtet.

In dern uns zur Pnlfamg vorge!egtenÿ nach deutschen Rectmungstegmlgsvorschriften aufge-

stellten Jahresäbsehluss zum 31. Dezember 2013 wurden alle Für die Rectmungslegung gel-
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tenden gesetzlichen Vorschriften einsclflleßlich der Grundsätze ordnungsmäß]ger Buchfüh-

rung und aller größenabhängigen, rechÿsformgebündenen oder wirtschaflszweigspezifischen

Regelungen sowie die Normen der Satzung beachtet.

i
i
!
I
i

Der in der Anlage 3 beigefügte Anhang enthält nach unseren Feststellungen alle nach den ge-

setzlidhen. Vorschriften erforderlichen Angaben und Erläutermlgen. Soweit sich aus dem

EigBGes in Verbindung mit der GemI-IVO-Doppik Wahlrechte Rir die Darstellung in der Bi-

lanz sowie in der Gewinn- und Verlustrechnung einerseits oder dem Anhang andererseits erge-

ben, werden diese Wablrechte dahingehend ausgeübt, dass die Angabe im Anhang erfolgt.

4.1.3 Lageberieht

Der in der Anlage 4 beigeÿgte Lageberieht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss und den

bei der Prüfling gewounenen Erkenntnissen. Der Lagebericht vermittelt insgesamt ein zutref-

fendes Bild von der Lage des Unternelÿneus.

Aufgrund unserer Prüfung nach § 317 Abs. 2 Satz 2 HGB können wir feststehen, dass im La-

gebericht die wesentlichen Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung zuÿeffend darge-

stellt sind. Die Angaben nach § 26 EigBOes in Verbin&mg mit § 289 Abs. 2 HGB sind voll-

ständig und zutreffend.

4.2  Gesamtaussage des Jahresabschlusses

4.2.1 Feststellungen zur Gesamtaussage des Jahresabschlusses

Über das Ergebnis unserer Beurteilung, ob und inwieweit die durch den Jahresabschluss ver-

mittelte Gesmntaussage de Anforderungelÿ der §§ 20 fr. EigBGes entsptleht, berichten wir

nachstehend:

Der Jahresabscblnss vermittelt insgesamt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger

Buchffthamg ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Fi-

aanz- und Ertragslage der Gesellschaft.
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4.2.2 Wesentliche Bewertungsgrundlagen

Die Bewertmlgsgmndlagen i.S.d. § 321 Abs. 2 Satz 4 HGB lmlfassen die Bilanzienmgs- und

Bewertungsmethoden sowie die Rir die Bewegen.mg von Vermögensgegenständen und Schulden

maßgeblichen Faktoren (Parameter, Aunahraen und die Ausübung vun ErmessensspMrän-

men).

Die wesentlichen Bewertungsgrundlagen sind zutreffend im Anhang angegeben.

4.2.3 Änderungen in den wesentlichen Bewertungsgrundlagen

Änderungen der Bilanzierongs- und Bewemmgsmethoden und Ändertmgen der wertbestim-

menden Faktoren haben wir im Rahmen unserer pfüchtgemäßen Prüfung nictlt festgestellt.

4.2.4 Sachverhaltsgestaltende Maßnahmen

Sachverhaltsgestaltende Maßnahmen, die voll der üblichan Gestaltung abweichen, die nach

Einschätzung des Abschlussprüfers den Erwartungen der Abschlussadressaten entspricht, und

die sich auf die Gesamtaussage des Jahresabsehlusses wesentlich auswirken, waren nach unse-

ren Prüfangsfeststellungen nicht zu verzeichnen.

4.3 Vermögens-, Finanz- und Ertragslage

§ 321 Abs. 2 Satz 5 'HGB schreibt eine Aufgliederang von Abschlussposten vor, soweit dies

zum Verständnis der Gesmlttaussage des Jahresabschlnsses, insbesondere zur Erläuterung der

Bewertungsgnmdlagen und deren Änderungen sowie der saehverhaltsgestaltenden Maßnah-

men nach § 321 Abs. 2 Satz 4 HGB, erforderlich ist und die Angaben nicht im Anhang enthal-

ten sind.

Zu den wesentlichen Posten des Jahresabschlnsses werden nachfolgend zur Verbesserung der

Darstellung der Vermögens-, Finanz- mld Ertragslage Aufgliedenmgexl und Efläutenmgen ge-

geben, soweit entsprechende Angaben im Anhang nicht enthaiten sind.
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Aufgrund der teclmischen Aufbereitung karre es zu systembedingten Rtmdungsdifferenzen

kommen, die aber insgesamt unwesentlich sind.

20t3

Umsatzerlöse (TEUR)
Jahresfiberschuss (TEUR)
Cashflow (TEUR)
Bilanzsumme (TEUR)
Dÿrchselmittliche Arbeitÿehmerzatd

5.925
0
5

684
240

4.3.I Verm6genslage und Kapitalstruktur

Vermögenslage und Kapitalsÿ sowie deren Verändeÿamgen im Laufe des Geschäftsjahres

ergeben sieh aus den folgenden Zusammenstellungen der BilanzzaIÿlen in TEUR Nr den Ab-

schlussstichtag 31. Dezember 2013 und den Eröffnungsbflanzsfiehtag 1. Januar 2013.

Entwicklung der Vermögenslaÿe
31.12.2013

TEUR  %

B. Anlagevermögen

i.  Sachanlagan

1. andere Anlagen, Betriebs- and Geschäfisausstat-

tung                              456,9 66,8
]

_4_S6ÿ9_ _ _66_ÿ8

C. Iimlaufvermögen

I. VoIräte

1. Roh-, Hilfs- mad Betriebsstoffe

H. Forderengenund sollstige Vermögensgegenstände

2. Fordermlgen gegenüber dem Landkreis Gie-

ßen

8,0   1,2

D. Reehntmgsabgreltzu ngsposten

218,9 32,0

2_26_&. 33_,2

0,2  0,0

i

1

+
•   !
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Entwicldunÿ der KapitaIstruktur
31.t2,2013

TEUR  %

A. Eigenkapital

Netto-Position 200 0  29ÿ2

B. Sonderposten mit RückIageanteil

C. Rückstellungen

D. Verbindlichkeiten

200 0  29 2

85,o 4107

159,0  23,2

I. Verbindlichkeiten gegenh%er Kxeditinsfituten             8,4   1,2

2. Verbindlichkeiten aus Lie femugen und Leistungen        30)   4 5
?

388   57

i
]
i

E. Rechnungsabgrenzungsposten

B83.9 100,9_0

1I  02

Die Vermögeñslage ist wesentlich durch das Gesamtvermögen (Bilanzsunnne) und das Rein-

vermögen (Eigenkapital) sowie deren Bestandteile bestimmt.

Das Gesamtvemaögen tiegt bei TEUR 684.
/

Der Anteil des lungficistlg gebundenen Vermögens am Gesmntvermögen beträgt 66,8 % in

2013.

Der Anstieg bei den Sachaulagen um TEUR 457 im Beriehtsjahr beruht zum einen auf der

Übernahme von Anlagengegenständen vom Landlÿ'eis Gießen, zum anderen auf Neuinvesti-

tionen in das Saehmalagevermögen.

Dementsprechend liegt das mittel- und kurzfristige Vermögen bei TEUR 227.

Der Bestand der Verräte von TEUR 8 resultiert im Wesentlichen aus der Einlagerung von

Streusalz für den Winterdienst.

Der Bestand der Forderungen in HOhe von TEUR 2t9 resultiert insbesondere aus dem Ver-
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rechmmgskonto mit dem Landlÿeis Gießen.

Die bilanzielle Eigenkapitalquote der Gesellschaft beträgt damit zum Abschlusssfichtag

29,2 % des Gesamtkapitals.

Der Eigenbetrieb hat ein EigenkapitaI TEUR 200.
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4.3.2 Finanzlage

Einen Überblick über die Herkunft und über die Verwendung der finanziellen Mittel des ge-

prüften Urÿternebmens gibt die nachstehende KapitNflussrechmmg, welche die Zahltmgsmit-

telflüsse nach der indirekten Methode darstellt und den Crmndsätzen des vom Deutschen Stan-

dardisierungsrat DSR erarbeiteten Deutschen Rectmtmgslegungsstandards Nr. 2 (DRS 2) ent-

spricht.

2013
TEUR

Pefiodenergebnis ver außer0ÿdenilichen Posten
+1- Ab schreib angerdZaschrelbungen, auf GegeDÿände des Anlagevermögens
+1- Zunahme/Abnahme von Rüekstelinngen
+/- Sonstige zahltmgsuawirksame AufwendmtgerdErlNge
4+ Zunahme/Abnahme der Vorrate, der Fordertmgen aus Lieferungen ùnd

Leistmÿgen sowie anderer Akÿvö, die nicht der Investiäons- oder
Finanzieruagstätigkeit zuzuordnen sind

+A Zunahme/Abnahme der Verbindlichkeiten ans LJefdrtmgen und Leistungen
sowie anderer Passiva, die nichÿ der Invesfifions- oder
Finanzierungst ätägkelt zuzuordnen sind

= Cash flow aus der laufendan Geschäftstäfigkelt
+ Einzalflungen aus erhaltenan Lavestitlonszuschüssan
- Ausza?durJgen für 5avestitionen in das Sachaalagevermögea
= Cashflow aus der Investitionstätigkeit
+ Einzahltmgen aus Eigenkapitalzuführtmgen
+ Einzahhmgan aus der Begebung von Anielhen und der Attfiaahme von

(Finanz-)Kredlten
- Aaszahlur, gen aus der Tilgung von Anielhen tm.d (Fiÿÿaÿz-)Kredlten
= Cashflow a us der Finanzier ungsÿäfigkeit

ZaMmagswirksarae Verÿinderungen des Finanzmlttelfonds
+ Finanzmittelfonds amAnÿang der Periode
= Fin anzmittelfonds am Ende der Peripde

0
100
159
-59

-227

32

S
344

-557
-213
200

13

25
208

0
o
o

Der Cashflow aus der laufenden Geschäftstätiÿkeit betrug im Geschäßsj abr 2013 TEUR 5. So-

mit standen dem Unternehmen finanzielle Mittel ritt Investifionen zur Verfügung, die es selbst

erwirtschaflet hat.

Aus der laufenden Geschäflstäfigkeit ergab sich im Berichtsjahr ein MitteIzufluss von insge-

samt TEUR 5. Dieser setzt sich im Wesentlichen aus der Bildung von RUckstellungen (TEUR

159) sowie den Abschreibungen (TEUR !00) zusammen. Gegerdäufig wirkten sich insbeson-

dere die Ztmahme der Vorräte und Fordermlgen ( TEUR 227) und die Auflösung des Sonder-

postens (TEUR 59) aus.

Aus der Investitionstätiÿkeit resulfierte ein Mittelabfluss von TEUR -213: Dies ist im We-
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senfliclaen die Folge der durchgeÿibrten Neuinvesätionen in das Sachanlagevermögerÿ (TELrR

' 97) sowie durch die Übematmle der Anlagcng'egenstände vom Landkzeis Gießen zu Buch:

werten (TEUR 460). Gegenlätttig wirkten siclt erhaltene Investitionszuschüsse vom Landkreis

Gießen (TEUR 344) aus.

Der Mittelzufluss aus der Finanziertmgstätigkeit betrug im Geschäftsjahr auf TEUR 208. Die-

ser setzt sich aus der Einzahlung des Eigenkapitals (TEUR 200) und der Aufnahme eines Dar-

lehens zu, KFZ-Finanzierung (TEUR !3) abzüglich der Darlehenstilgung (TEUR 5) zussma-

mel2.

Insgesamt ergab sich im Geschäftsjahr ein Mittelzufluss von TEUR 0, so dass sich der Finanz-

mittelbestmad zum 31. Dezember 2013 nicht verändert hat. Dies ist durch das Nichtvorhan-

4.3.3

densein von eigenen liquiden Mitteha beÿätndet. Der Zahlungsverkehr wird unter Zuhilfenah-

me eines Verreclmungskontos dureh die Kasse des Landkreises Gießen abgewickelt.

Ertragslage

Die aus der Gewinn- und Verlustrechmmg abgeleitete Erfolgsreclmung des Geschäffsjahres

2013 zeigt folgendes Bild der Ertragslage:

i
i[

2013
TEUR

Umsatzerl6se                              5.924,9

=   Gesamtleistttog                              5.924,9
Materialaßaÿd                            303,7

=   Rohertrag I                              5.621,2
Personalaufwand                           5.369ÿ2

=   Rahertrag II                               252,0
+   Sonstige betriebliche Erträge                    67,8

AbscSreibtmgen                              99,8
Solastige betriebliche Aufwendungen  ......  219,7
Betriebsergebnis                              0,3
Finanzaufwand                                0,3

=   Finanzergebnis                               -0,3

=   Jahresereebnls                                  0ÿ0

Im BerieIÿtsjahr liegen die UmsatzerIöse der Gesellschaft bei TEUR 5.925. Hierbei handelt es

sich im Wesentlichen um die Betriebskostenzuschüsse des Landlcreises Gießerÿ
[•

i
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Der Materialaufwand notiert bei TEUR 304. Die Materialquote liegt damit bei 5,1%. Dies

flihrt zu einem Rohertrag I von TEUR 5.621.

I
!
I

Der Personalaufwand beträgt TEUR 5.369. Die PersonalanD¢andsquote liegt bei 90,6 %.

Unter Berücksichtigung des Personalaufwandes ergibt sich somit ein Róhertrag li von TEUR

252.

Unter Einbeziehung der sonstigen betrieblichen Erträge, der Abschreibungen und der sonsti-

gen bettieblichen AuD¢endungen verbleibt ein Betriebsergehnis von TEUR 0.

Im Beriehtsjahr wurde somit ein ausgeglichenes Jalxresergebnis von TEUR 0 erzielt, welches

durch die Satzung vorgegeben und durch die Anpassung der Betriebskostenzuschÿsse erreicht

wird.

[
}

•      i

•  !
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5o Fesÿtellungen aus der Etweiterung des PrUfungsauftrages zur Prüfung

der Ordnnngsmfilÿigkeit der Gesehäftsführung

I

]
I

Bei unserer Prüfung haben wh" auftragsgemäß die VorschrLRen des § 53 Abs. 1 Nr. 1 tmd 2

HGrG beachtet. Dementsprechend haben wir auch geprüft, ob die Geschäfte ordnungsgemäß,

d.h. mit der erforderlichen Sorgfalt und in Übereinst!mmuhg mit den einschlägigen handels-

rechtlichen Vorsehriften, den Bestimmungen der Satztmg mad der Gesehäf'tsordnung fth" die

GeschäftsÿLhrung geNhrt worden sind.

a)   Allgemeines

I
i"

]"   :

I

Die erforderlichen Feststelhmgen haben wir in diesem Bericht und in Anlage 8 dargestellt. Zur

Prüfung der Ordnungsmägigkeit der Geschäftsführuug sowie der wirtschaftlichen Verhältnisse

nach § 53 HGrG haben wir den Fragenkatalog des IDW Pfiifi.mgsstandards zur Prüfung nach § •

53 HGrG (IDW PS 720) genutzt. Über diese Feststelhingen hinaus hat unsere Pg]fung keine

Besonderheiten ergeben, die nach unserer Auffassung für die Beurteilung der Ordmmgsmägig-

keit der Geschäftsführung von Bedeutung sind.

b)   Ordnunßsmäßigkeit der Geschäftsfülmmg

Die PNflmg der Ordmmgsmäßigkeit der Gesclÿftsfffi'trung hat weder hinsichtlich der Leit-

ungsurganisafion noch hinsichtlich des Instnmÿentariums und der Leitungstätigkeit zu Bean-

standungen geführt.

c)   Entwicklung der Vermögens- und Ertragslage sowie der Liquidität

Die Entwicklung der Xiermögens- und Ertragslage sowie der Liquidität der Gesellschaft ist in

dem Abschnitt 4.3 dargestellt.

d) Verlustbringende Geschäfte

Aufgrund des Aufgabengebietes des Eigenbetriebes sind verlustbringende Geschäfte im-

manent. Diese werden durch die Betriebskostenzusehüsse des Landkreises Gießen gedeckt.
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6ÿ Wiedergabe des Bestätignngsvermerks des Abschlussprüfers

Nac1ÿ dem Ergebnis unserer Prüfiang haben wir am 12. Mai 2014 dem als Anlagen 1 bis 3 bei-

gefügten ÿahresabschluss der Servicebetrieb Landÿ'eis Gießen, Gießen, zum 31. Dezember

2013 und dem als Anlage 4 beigefügten Lagebericht lür das Geschäftsjahr 2013 den fo]genden

uneingeschränkten Bestätiguagsvermerk erteilt, der von uns an dieser SteHe wiedergegeben

wird:

, BESTÄTIGUNGSVERMERK DES ABSCHLÜSSPRÜFERS

Wir haben den Jahresabsehlnss - bestehend ans Bilanz, Gewimÿ- Und Verlustrectmang

sowie Anhang - unter Einbeziehung der Bnchfiflm.mg und den Lagebericht der Servi, ce-

betrieb Landkreis Gießen, Gießen, für das Geschäftsjabr vom 1. Januar bis 31. Dezem-

bei" 2013 geprüft. Die Bnchführnng und die Aufstellung von Jahresabschluss und La-

gebericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Re-

gelungen in der Satzung liegen in der Verantwortung der geseNlichen vem-eter der Ge-

seltsehafä Unsere Aufgabe ist es, anf der Onmdlage der von uns durchgeführten Prüfung

ùeine Beurteilung über den Jahresabsehluss unter Ehÿbeziehung der BnctWührmÿg und

über den Lageberieht abzugeben.

Wir haben ÿmsere Jahresabsehlusspÿfimg nach § 3!7 HGB und § 27 EigBGes unter Be-

aehtang der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsät-

ze ordnungsmäßiger Absehlusspgäÿmg vorgenommen. Danach ist die Prüfling so zu pla-

nen und durchzttäihren, dass Unrichtigkeiten und Yerstöße, die sich auf die Darstellung

des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grnndsätze ordnungsmäßiger Buch-

flihrtmg und durch den Lagebericht vermitteIten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Er-

ti'agslage wesentlich auswh'ken, mit hiureichender Sicherheit erkarmt werden. Bei der

Festlegung der Pÿ'aifungshandlungen werden die Kenntnisse/1ber die Geschäftstätigkeit

und über das wirtschaftlicbe und reehtIiche Umfeld der Gesellschaft sowie die Erwar-

ïmgen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmeza der Prüfung werden die Wirk-

samkeit des reclmungslegungsbezogenen Lntemen Kuntrollsystems sowie Nachweise für

die Angaben in Buchfälmmg, JahresabscNuss und Lagebericht überwiegend auf der Ba-

sis von Stichproben beurteilt. Die PNfimg mnfasst die Beurteilung der angewandten Bi-
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lanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter

sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lagebe-

richts. Wir sind der Auffassung, dass unsere PnM_mg eine hinreichend sichere Gnmdlage

für unsere Beÿirteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendnngen geDlart.

Nach unserer Beurteilung aufgründ der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse ent-

spricht der Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden Be-

stimmungen der Satzung und vermittelt unter Beachtung der Cmmdsätze ordnungsmäßi-

ger Bucht:ührang ein den tatsächlichen Verhättnissen entsprechendes Bild der Vermö-

gens-, Finmaz- und Ertragslage der Gesellschaft. Der Lagebericht steht in Einklang mit

dem Jahresabsehiuss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Ge-

sellschaft und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklüng zulreffend

dar."

Verstehenden Prüfungsbericht erstatten wir in Übereinstinzraung mit den gesetzlichen Vor-

schriften und den Grundsätzen ordnungsmäßiger Beriettterstatúmg bei Abschlussprüfungen

BDW PS 450).

Die Verwendung des vorstehend wiedergegebenen Bestätigungsvennerks außerhalb dieses

PNfimgsberichts setzt unsere vorherige Zustimmung voraus.

Die Veßffentlichung oder Weitergabe des Jahresabschlusses und / oder Lageberichies in einer

von der bestätigten Fassung abweichenden Form (einscSließlieh der Übersetzang in andere

Sprachen) erfordert unsere erneute Stellungunhme, soweit dabei maser Bestätigungsvermerk

zitiert oder auf unsere Prüfung hingewiesen wird. Wir weisen diesbezüglizh auf § 328 HGB
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Gießen, den 12. Mm2014

THEOBALD JUNG SCHERER AG
wnÿTsc»avrsFÿt»tmÿsÿÿsÿIÿL scHÿvr

P          g
vÿrÿsÿnÿÿÿpruÿer

/
Wirtschaftsprafer
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Servicebetrieb des Landlÿ'elses Gießen
Gießen

Nr gas Geselaöajahr vom 1. Januar bis 31, Dÿzembcr 2013

1. Umsatzerlöse

2. sonstige belriebliche Erträge

3. Materialaußvaÿd
a) Außven&mgert fih" Roh-, Hilfs- uud Betriebsstoffe und für bezogene Waren
b) Außvendtmgen for bezogene Leistungen

5. Abschreibungen
auf immaterMle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens und Sachaniagen

6. sonstige betriebliche AufweMtmgen

7. Zirtsen und ähnliclie Aufwendnngen

8. ,Ergebnis der gewöhnlichen Gesehäftstätigkeit

9. Jahresübersehuss

4. Personalaufwand
a) Löhne und Gehälter
b) soziale Abgaben und Aufwendungen Nr Altersversorgtmg und ÿ" Unterstützung

279.925,85
23.812 20

303.738,05

4.166.527,02
1'.202.632,92
5.369.159,94

99.779,81

219.682,28

323 40

0,00

0,00

EUR

5.924.915,62

67_767,86

• <
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ANItANG'
der

Servicebetrieb des Landkreises Gießen  :ÿ

Gießen                                              i

zum 31. Dezember 2013

1. Allgemeine An aben zum'Jahresabschlnss

Der Jahresabschluss zum 31.12.2013 des Servicebetriebes Ländkreis Gießen wm'de entsprechend

den Voÿÿchriften des Eigenhetriebsgesetztes (EigBGes) in Verbindung mit der Gemeindehaushalts-

verordnung Doppik (GemHVO-Doppik) ÿr das Land Hessen aufgestellt.

Die Gliederung des Jahresabsehlusses erfolgt nach den gesetzlichen Bestimmungen der §§ 44 ff.

GemHVO-Doppik.

!   :

2. Bilanzieromgs- und Bewertungsmethoden

Erworbene immaterie!le Vermögensgegenslände und das Saehanalagevermögen wurden zu Anschaf-

fungskosten angesetzt und, soweit abnutzbar, um planmäßige Absehreibungen vermindert. Die plan-

mäßigen Abschreibungen wurden nach der voraussichtlichen Nutzungsdaaer entsprechend den sten-

etlichen Vorschriften vorgenommen. Für bewegliche Gegenstände bis zu einem Wert von Euro

410,00 wurde die Bewerttmgsfxeikeit des § 6 Abs. 2 EStG genutzt. Die Übernahme der steuerlichen

Regehmgen füa" solche Gegenstände in die Vermögensreclmung ist auch aus handelsrechtticher Sicht

vertretbar.

"i

Die Vorrä'te ,ÿnxrden zu Arischaffimgs- bzw. Hers;ellungskosten unter Beachtung des strengen Nie-

derstwertprinzips angesetzt.

Die Forderungen und sonstigen Vennögensgegenstände wurden grundsätzlich zum Neunbetrag an-

gesetzt.

Für die vom Land!a'eis Gießen übernommenen Vermögensgegenstände hat der Landkreis Invesfi-

tionszuschüsse gewährt, die als S0nderposten ÿir tuvesfitionszusehüsse passiviert wurden. Die er-
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folgswirksame Auflösung dieses Sonderpestenanteils erfolgt gemäß der Vereinfachung nach der

durchsclanittlichan Nntzungsdauer der übernommenen Anlagenldassen analog § 59 GemHVO-Dop-

pik i.V.m, den Verwaltungsvorschriften zur GemHVO-Doppik zu § 59 Nr. 14, Die Auflösung des

Sonderpostens für im iaufenden Geschäftsjahr neu angeschaftÿe Vermögensgegenstände erfolgt ent-

sprechend der Abschreibung der bezusehussten Vermögensgegenstände.

t
!
I.

i

Die Rücksteiinngen berücksichtigen alle erketmbaren Risiken und magevÿissen Verpflichtungen. Sie

sind in Höhe des nach vemünÿger kaufmännischer Beurteilung notwendigen Erfallungsbetrages an-

zusetzen.

E

I
I

Die Verbindlichkeiten wm-den mit dem Erfiilinngsbetrag angesetzt.

3. Erläuterungen der Bilanz

Die Aufgliederang und Entwicklung des Anlagevermögens mit den Ausehaffangskosten und den

kumuiierten Abschreibnngen gemäß §§ 205". Eig§ 52 GemHVO-Doppik zeiß der beigefügte Anla-

genspiegel.

Sämtliche Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände haben eine erwartete Fälligkeit von

bis zu einem Jahr.

Die Rücksteltungen setzen sich wie folgt zusmnmen:

Stalad am    Verbrauch    Auflösung     ZuNhrtmg      Stand am
01.01.2013                                                31.12.21313

Urlaub                              0,00        0ÿ00         0,00     30.700,00     30.700,00
Übersfimden                            0,00         0,00          0,00     24.800,00      24.800,00
Leistuagsentgelte                      0,00        0,00         0,00 •  68.700,00     68.700,00
rückwirkende Entgeltaupassÿmg            0,00         0,00          0,00      7.600,00       7.600,00
Abschluss- tmcl Prüftmgskosten          " 0,00        0,00         0,00     10.000,00      10.000,00

ausstehemde Reclmtmgen 0,00         0,00          0,00      5.000,00       5.000,00

Winterdienst Hausmeister 0,00          0,00          0,00      12.200,00       12.200,00
0,00                   0,00                     0,00         159.000,00          159.000,00

Die Verbindiichkeitan betragen TEUR 39. Davon haben TEUR 4 eine zu erwarteMe Restlaufzeit

von 1 bis 5 Jahren und TEUR 35 eine zu erwartende Restlaufzeit bis zu einem Jahr.
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4. Angaben zur Gewinn- und verlustreclmung

Die Gewinn- und Verlustrechnung wird nach dem Gèsamtkostenverfahren aufgestellt.

5. Angaben zu den Unternehmensorganen

Als Betriebsleiter war im Berichtsjahr bestellt:     Hen" Mario Rohrmus, Femwald

Der Betriebskommission gehörten im Geschäfts jahr an:

Vertrefer

Scbaeider, Anita
Oßwÿld, DJrk
Dr. Clu-istlane Schmahl

Anette Henkel
Heinz-Peter Hhmaaarm
MaRhias Iqalo che
Günther Semmler
Heidruÿ Gans
Susanne Rosemann
Ollver Meermaÿÿa
Christiane Jánetzld-Klein
Jürgen Lauer

Beruf des Vertreters                  Stellvertreter
Lmÿda'ÿtin, Vorsitzende               DJrk Haas
haupiamtlicher Erster Kre]sbeigeordneter Gottffied Schneider
haupÿmttiche Kreisbeigeordnete
Dip I.-V efwalttmgsfaehwir tin
OB a.D. Stadt Gießen
Prokmäst
Dipl.-Reiligionspädagoge
Reiniÿqmgskraß
Finanzfach, Mrtin
GeschäftsRthrer
Gesehäftsfakrer
Gewerksschaftssekretär

Dr. Klaus Beeker

Peter Pilger  .
Reinhard Peter
Ewa Wenig
Claudia Zeeher
Jörg Klos

Stefan Beeker
Edith Nürnberger
Klaus Dieter Körner

Beruf des Stellvertreters
G eschäßsführer
Renll3er
Arzt
Gewerkschafissekretär
Rentner
Sozinlogin
Jlastizangestnllte
Havsmeister

DipL-Kaußnann
RenU*erin

6. Arbeitnehmer

Während des Gesehäftsjahres 2013 waren im Durchschnitt 240 Arbeitnehmer beschäftigt. Davon

waren 191 Par Reirdgÿmgsdienstleisämgen, 39 Rh" .Hansmeistertätigkeiten, 3 für den EDV-Support

und 7 als Overhead tätig.
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7. Sonsÿaben

Auf die Angabe der Bezüge der Betriebsleitung wurde unter Verweis auf § 286 Abs, 4 HGB ver-

zichtet

Das Ièlonorax des Absehlussprtÿfers beträgt im Geschäftsjahr 6.t50,- € und entfällt auf die Prüfling

der Eröffnungsbilanz zum 1. Januar 2013 sowie aufAbschlussprüfungsleistungen.

Gießen, den 12. Mai 2014 i

i

I

Mario Rolmÿaus, Betriebsleiter

[

I
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LAGEBERICHT
des

Servicebetrieb des Landkreises Gießen

Gießen

für das Geschäftsjahr 2013

A. Darstellung des Geschäftsverlanfes der Gesellschaft

Gesellschaftszweck und Rahmenbedingungen

L

Der 20t3 gegründete Eigenbetrieb ,Servieebetrieb Land!ÿeis Gießen" beruht auf dem Cmmdsatzbe-

leistungen tätr den Landkreis Gießen. Mit Gründung des Eigenbetriebes werden die Reinigungs- und

Hausmeisterdienstleismngen nicht mehr an private Firmen vergeben. Im Eigenbetrieb wird eine so-

zialversichemngspflichfige Beschäftigung garaÿatiert sowie die ArbeitsMstung ÿaach TvöD EG2 ent-

lohnt, lm Servicebetrieb Landkreis Gießen sind ca. 240 Mitarbeiterimaen und Mitarbeiter beschäf-

tigt. Den größten Teil der Beschäftigten beinhaltet der Bereich Reinigung mit ca. t80 Kräften, ge-

folgt von 39 Hansmeistem tmd 3 EDV-Sttpportmitarbeitem. Der Overhead besteht aus 7 Personen.

Die zentrale Personalkoordination, wie auch der Einkauf verfolgen hierbei die Ziele, eine ökologl-

sche und ressourcensehonende Leistungserbringung bei gleichzeitiger Kostenersparnis für den Land-

kreis Gießen zu ermöglichen. Eine Erweitenmg des Dienstleistungsangebotes ist fitr die Zuknmfl

vorgesehen.

schluss des Kreistages vom 13. Februar 2012 mit dem Ziel der Rekommunalisierung der Rein-

igungs- und Hausmeisterdienste. Aufgrund dessen liegt der GeseIlschaftszeck des Servieebetriebs

insbesondere auf den Hansmeisterdiensten und Reinigungsdienstleistmtgen sowie weiterer Dienst-

i

i

Gesehäftsentwicklung

Auf Beschluss des Kreistages vom 13.02.20t2 werden dem Servieebetÿieb Landkreis Gießen zur

Leisïmgserbringung auf Crmndlage eines Vergleichsmagstabes Mittel bereitgestellt. Basis ist das

Reeimungsergebnis aller relevanten Erlös- und Auÿandsarten fär den gesamten Bereich der Haus-

meister- und Reinigangsdienste (intern und extern) des Haÿhaltsjahres 2011 zzgL Overheadkostem

Gehalts- und Prelssteigemngsraten sind flär die zukäinfügen Jahre entsprechend zu berücksichtigen

(Indizierung). Auf dieser Grundlage werden die vom Servicebetrieb geforderten Dienstleisttmgen er-
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bracht. Dazu wurde die ReinigmagsdienstIeistang grundlegend umstrnkturiert. Die Reiniÿmangsquali-

tät hat sich dadurch nicht verschlechtert. Ein aus vier Hansmeistel:n bestehendes mobiles Einsatz-

team  wurde gebildet, das neben den Hanptaufgaben,  wie z.B.  die Pflege der Außenanlagen,

I(xankheffs-ÿnd Urlaubsvertretung, auch Aufgaben aus dem Bereich BaunuÍerhalmng übernimmt.

Die im Reinigungsbereieh aufgrund nicht erÿblgter Änderungslcändigung entstandene Zeitüberhänge

konnten zum Teil vorzeitig abgebaut werden, sodass die Kosten weit mlterhalb des Geschäftsjabres-

ziels lagen. Weitere betriebliche Maßnahmen, wie z.B. Gesundheitsprävention und Arbeitsschutz,

.ÿÿzrden in die Wege geleitet.

B. Umweltschutz

Der Servicebetrieb misst dem Schulz der Umwelt und dem verantwortungsbewalssten Umgang mit

Ressourcen große Bedeuÿ3ang bei. Im Reinigungsbereich wurde ein Rahmenvertrag abgeschlossen,

der für die tägliche Unterhaltsreinigung ansscbließlich kennzeichnungsfreie Produkte vorsieht.

Die Einstellung der Heizungsregelungen an allen Schulliegensehaften werden durch einen Haus-

meister mit entsprechender Ausbildung überprüft und sofern erforderlich, erfolgt eine Neueinstel-

lung, die zur Reduzierung des Energieverbrauohs führt.

C. Darstellung der Lage

Darstellung der Vermögens- und Finanzlage

31.12.2013
Tÿ    %

Anlagevermögen                         457       66,8
Sonstige Aktiva                          22__!       33,2
Aktiva                           684

Eigenkapital                           200       29,2
Langfristiges Fremdkapital                   0        0,0
Kurz- und mittelfristiges Fremd,kap!tal       4844       708
Passiva                                 684      J_Qgÿ

Der Anteil des langfristig gebmadenen Vermögens am Gesamtvermögen betxägt bei 66,7 %. Hierbei

handelt es sich im Wesentlichen um die betriebsnotwendigen Gegenstände zur Leistungserbrin-

gungung :in den Bereichen ReinigangsdienstIeismugen und Hansmeistertätigkeiten.

Beim Eigenkapital tÿndelt es sich um die vollständig eingezahlte Netto-Position, die dem Eigen-
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betrieb durch den Landkteis Gießen zur VerPügtmg gestelit wurde.

Die Finanzströme des Servicebetriebs zeigt folgende Kapitalflussrectmung:

2013
Cashflow aus der laufenden Geschäftstätigkeit           5 TEUR
Cashflow aus der Investitionstätigkeit               -213 TEUR
Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit              208 TEUR
FinmazmJttelfonds am Ende der Periode         =      0 TEUR

Da der Servicebetrieb selbst über keine eigenen liquiden Mittel verfägt, erfolgt die Abwicklung des

Zahlungsverkehrs unter Zuhilfenahme eines Verrechnungskontos durch die Kasse des Land!ÿeises

Gießen. Die Zalflungsfähigkeit des Servieebetriebs ist somit durch die Liquidität des Landkreises

Gießens zu jeder Zeit gewährleistet.

Für etwaige anstehelade Investitionen hat sich der Landkreis Gießen bereit erldäÿt, notwendige Inves-

titionszusehüsse zu gewährleisten. Weiterhin werden die entstehenden Bettiebskosten durdh den

Landkxeis Gießen in Form von Zuschüssen abgedeckt.

i

Entwicklung der Rückstellungen:

Stand    Verbrauch   Auflösurig    Zufäbrimgen       Stand
01.01.2013                                          31.12_2013

EUR         EUR        EUR          ELTR       EÜR

t

TVöD-Leisnmgsentgelt
Resbzrlaub
0bersmnden
Winterdienstpaÿscb ale Hausmeister
Erstelkmg/Prüfimg Jahresabschluss
Entgeltanpassungen
ausstehende Redmtm gen

0,00                    0,00                  0,00             68.;100,00        68.700,00
0,00          0,00         0,00      30.700,00    30.700,00
0,00         0,00        0,00     24.800,00   24.800,00
0,00                    0,00                  0,00              12.200,00        12.200,00
0,00          0,00         0,00       10.000;00    10.000000
0,00         0,00        0,00       7.600,00    7.000,00
0,00          0ÿ00         0,00        5.000,00     5.000ÿ00
0.00                    0.00 0,00            I59.000,00      159.000,00
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Darstellung der Ertragslage

Umsatzerlöse
Materialaufwand
Personalanfwand
sonstige betriebliche Erträge
Abschreibungen
sonstige betriebliche Anfwendungen
Betriebsergebnis

Finanzergebnis
Jahresergebnis

2013
T€

5.925
304

5.369
68

100
220

0
0
0

I
i

Aufgrund der Betriebskostenzuschüsse durch den Landkreis Gießen, die sich an den angefallenen

Erträgen und Anfwendungen des Geschäftsjahres bemessen, wird das satzungsgemäß vorgesehene

ausgeglichene Jahresergebn[s erzielt:

Die Zuschüsse des Landkreises bleiben somit um {d. 400 TEUR unter dem Vergleichswert des

Landlffeises aus 2011.

Entwlcldung des PersonaIs

Der Personalbestand des Serÿlcebetriebs setzt sich sowohl aus eigens durch den Servicebetrieb an-

gestellten Mitarbeitem als auch durch Mitarbeiter vom Laadlcreis Gießen, deren Kosten durch den

Servicebetrieb getragen werden, zusammen.

Im Gesch'äffsjahr waren durch den Servicebetrieb 33 Beschäftigte angestellt und vom Landkreis Gie-

ßen 205 Beschäftigte übernommen.

Hierfür fielen im Geschäftsjahr 2013 Aufwendungen in Höhe von TEUR 4.165 Nr Löhne und Ge-

hälter sowie TEUR 1.202 f'ÿir soziale Abgaben und Aufwendungen ÿr Altersvorsorge und Unterstüt-

zung aa.

Die Ausfallzùeiten der Mitarbeiter je Bereich setzen sich wie folgt zusammen:
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Ausfallzeiten in %
bezogen auf die

Bereich     Arbeitstage

Reinigung         16
Hausmeister         7
EDV             ÿ 3
Overhead           3

D. Nachtragsbericht

Wesentliche Vorgänge von besonderer Bedetÿtmÿg nach dem Sehluss des Gesehäftsjahres liegen

nicht vor.

E. Chancen und Risiken

Chancen

Durch den vorzeitigen Abbau von Stundenüberh'ätlgen können ab dem Geschäffsjahr 2014 drei Stel-

len aus dem Rehignngsbereich dauerhaft nnbesetzt bleiben. Doxch eine kontinuierliche Anpassung

der Reinigungsreviere im Znge jeglieher Ver'änderungen und durch die daraus resuttierenden Umset-

zungsmaßnalmÿen wird der Reinigungsbereich optimiert. Weitere Optimierungen Sind möglich

durch den Wegfall von Auszahlung der Überstunden im Hausmeisterbereieh, durch die Besehaffang

weiterer Reimgtmgsmasclinen und durch VeränderungeI1 der Leistungsvorgaben im Reinigungsbe-

reich. Durch regelmäßig geschultes Faehpersonal ist der Servieebetrieb in der Lage auch zukthaftig

fachgerechte Unterhalts- und Grur@reinigung sowie Werterhalámgsmaßnahmen dumhzußthren.

Risiken

Es bestehen keine wesentlichen Pdsiken, da der SelMcebetrieb nahezu ausschließlieh ÿr den Land-

In-eis Gießen tätig ist.

Gießen, den 12. MN 2014

gez. Mario Rohr-mus

Betriebsleiter
I
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Servicebetrieb des Landkreises Gießen

Gießen

BESTÄTIGUNGSVERMERK DES ABSCHLUSSPRÜFERS

Wir haben den Jahresabschlnss - bestehend aus Bilanz, Gewÿim- und Verlustreclmuug sowie

Anhang - unter Einbeziehlmg der Buchfübxtmg und den Lageberieht der Servicebetrieb Land-

kreis Gießen, Gießen, für das Geschäfisjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2013 gepNff.

Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresabsetfluss und Lagebericht nach den deut-

schen handelsrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Regelungen in der Satzung liegen

in der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf

der Grundlage der von nns durchgefflhrten Pläifung eine Beurteilung über den Jahresabschluss

unter Einbeziehung der BuchFührung ùnd über den Lagebericht abzugeben.

i
J
!  :

Wir haben unsere JahresabschlnssprüS_mg nach § 317 HGB mad § 27 EigBGes unter Beach-

tamg der vom Institut der Wirtschaftspläifer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ord-

nungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Ptäifimg so zu planen und

durèhzuflt'm'en, dass Urtriehtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den

Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Bnc[Bihnmg und durch

den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich aus-

wirken, mit hänreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der Prüfuilgshand-

hingen werden die KermttUsse über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und

rechtliche Umfeld der Gesellschaft sowie die Erwarömgen über mögliche Fehler berücksich-

tigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des reclmungslegungsbezogenen inter-

nen Kontroltsystems sowie Nachweise Nr die Angaben in Buchffthrung, Jahresabscltluss und

Lagebericht überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die

Beurteilung der angewandten Bilanziertmgsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen

Grundlage ÿär unsere Beurteilung bildet.

der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlnsses

und des Lageberichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere Präfung eine hinreichend sichere

Unsere Plüßmg hat zu keinen Einwendtmgen geätbrt.
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Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfiang gewonnenen Erkermtr6sse eiltspricht

der Jahresabschluss deu gesetzlichen VorSchrifÿen und den ergänzenden Bestimmungen der

Satzung und vermittelt unter Beachtung der Grtmdsätze or&mngsmäl3iger Buchführtmg ein

den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage

der Gesellschaft. Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, vem{ittelt ÿnsge-

samt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen mad Risiken

der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar,

Gießen, den 12. Mai 2014

THEOBALD JUNG SCHERER AG
WIRTS CItAFTSPRÜFUNOSGESELLS CIL&FT

Lÿrÿ Wirtschaftsprüfer
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RECHTLICHE VERHÄLTNISSE

der

Servicebetrieb des Landkreises Gießen

Gießen

Gesellschaftsrechtliehe Verhältnisse

Firma: Servieebetrieb Landkreis Gießen - I

Sitz:

Rechts form:

Gießen

Eigenbetrieb

Satzung: Maßgebend ist die Satzung vom 10. September 2012

Anschriffi: Riversplatz 1-9
35394 Gießen

Gegenstand des
Unternehmens: Zweck des Eigenbetriebs sind Hausmeisterdienstleistungenen und

Reinigungsdienstleismngen sowie weitere Dienstteistungan für den

Landkreis Gießen.

EI
i
i
i

Geschäftsjahr: 1. Januar bis 31. Dezember

Gezeichnetes KapiM:  EUR200,000,00

Geschäfts führung:

Organe:

Mario Rohnnus

Der Eigenbetrieb hat folgende Organe:

- Betriebsleitung
f

- Betriebskommission
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Der Betriebskommission gehören an:

Drei Mitglieder des Kreisausgchusses,

a) Kraß ihres Amtes die Landÿätin/der Lmadxaÿ.

b) Zwei weitere Mitglieder des Kreisaussehusses; darunter

müssen die/der fäir das Finanzwesen zuständige Beige-

ordnete und der/die t'tir den Fachbereich Schulen und

Bauen zuständige Beigeordnete sein.

Je ein Vertreter jeder Fraktion des Kreistags, die durch den

Kreistag Rir die Daueÿ seiner Wahtzeit entsandt werden.

Zwei Mitglieder des Personalrates und die Frauenbeaufcragte

des Eigenbetriebs. Betehen diese Positionen nicht, sind sie

durch die des Landkreises Gießen zu ersetzen.

Weitere wirtschaftlich oder techrtiseh besonders erfatu'ene

Personen sollen durch den Ka'eistag Nr die Dauer seiner

Wahlzeit zur Bemämg in die Betriebskommission gewählt

werden.

i
[

Zum Abschlussprüfer fÿtr das Gesclaäftsjahr 2013 wurde am I6. Dezember 2013 die Theobald

Jung SeJaex'er AG Wirtsc/aaftsprüfungsgesellschaft, Gießen, gewählt.

}
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AUFGLIEDERUNG UND ERLÄUTERUNG
WESENTLICHER POSTEN DES JAHRESABSCHLUSSES

zum 31. Dezember 2013

der

Servieebetrieb des Landkreises Gießen

Gießen

Aktivseite

B. Anlageverm'ögen

I.  Sachanlagen

1. andere Anlagen, Betriebs- und

Geschäftsausstattung 456.851,18 EUR

EUR

Stand am 01.01.20!3                                           0,00
+ Zug'änge                                            556.63099

Abschreibangen

Stand am 31.t2.2013

556.630,99
99.779 8,ÿ1

456ÿ51A8

Die Abschreibungen werden linear über die Nutzangsdaucr vorgenommen.

Für bewegliche Gegenstände bis zu einem Wert von Euro 410,00 ÿnarde die BewerRmgsfrei-

heit des § 6 Abs. 2 EStG genutzt.

Der Posten setzt sich wie folgt zusammen:

2013
EUR

Fuhrpark
Sonstige Betriebsausstattung
Geringwertige Vermögensgegenstände der Betriebs- und Geschäftsausstattung

96.248,48
98.337,37

262.265ÿ33

456.851a8

Das Anlagevermögen setzt sich im Wesentlichen aus dem Erwerb von betriebsnotwendigen
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Gegenständen vom Landkreis Gießen zu Restbuehwerteï (TEUR 460

tionen zur Durehÿihnmg der Dienstleisttmgen (TEUR 97) zusammen.

sowie aus Neuinvesti-

!%

C. Umlaufvermögen

I. Vorräte

1. Roh-, Hilfs- und
Betriebsstoffe 8.000,00  EUR

20i3
EUR

Vorräte ehaschließl. Roh-, Hitfs- und Betriebsstoffe

Die Von'äte beinhalten ausschließlich eingelagertes Streusalz for den Winterdienst.

8.oooÿoo

J
i

I1. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

2. Forderungen gegenüber dem Landkreis Gießen 218.871,99 EUR

2013
EUR

Forderung/Verbhldl!clakeit aus lJquiden Mitteln gegenüber dem Landkreis

Hierbei handelt es sieh um das Verredmungskonto mit dem Landkreis Gießen.

218.871 99

Passivseite

A, Eigenkapitäl

I. Netto-Position 200.000,00  EUR

2013
EUR

Netto-Position 200.000 0,ÿ0

200.000 00

Bei der Netto-Position handelt es sich um das satzungsgemäße Eigenkapital, das votl einge-

zahlt ist.
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B. Sonderposten mit
Rücldageanteil 284.983,85 EUR

31.12.2013         31.12.2012
EUR         EUR

Sonderposten aus Zaweisungen von Gemeinden (GV) 284.983 85        0.00

284.983.85         0ÿß00

Der Sonderposten wird für Znschüsse durch den Landkreis Gießen zur Investition in das An-

lagevermögen gebildet. Die ertragswirksame Auflösung des Sonderpostens fiir die vom Land-

kreis Gießen erworbenen Vennögensgegenstände erfolgt analog dem Wahlrecht der GemHÿ

¥O-Doppik Ilach der durchschnittlichen Nutzungsdauer der übernommenen Anlagenldassen.

Die Auflösung des Sonderpostenanteils fiiÿ im latlfenden Geschäftsjahr neu angesehaffte Ver-

mögensgegenstände erfolgt entsprechend der Abschreibung der bezuschussten Vermögensge-

genstände.

C. Rückstellungen

1. sonstigen Rücksfellungen 159.000,00  EUR

Rtÿckstetlung TVöD-Leistungsentgelt
Rüdcstetlungen for Urlaubsguthaban
Rückstellung flir Zeitguthaben (Überstunden)
Rückstellung ÿtr Winterdienstpauschale Hausmeister
Rückstellung für die Erstelhlng und Prüfung von Jahresabschlüssen
Rückstelltmg für Entgelfanpassung
Rückstellung fftr ansstehende Rechnungen für Winterdienst

2013
EUR

68.700,00
30.700,00
24.8O0,00
12.200,00
10.000,00
7.600;00
5.000 00

,                                                                 159.000 00

Die Rückstelltmg TvöD-Leistungsentgelte beruht auf einem NeubeweIÿungsprozess der Stellen

des Saehgebiets Reinignug durch die SteUenbewertungskommission des Landkreises Gießen.

Die Auszahlung soU rückwirkend Nr 2013 erfolgen.

Die Rüekstellungen für Urlaubsguthaben beglfinden die im Berichtsjahr nicht genommenen

Urlaubsansprüche der Angestellten des Servicebetriebs.
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Gewinn- und Verlustrechnung

1. Umsatzerlöse                                                  5.924.915,62 EUR

Die Umsatzerlöse beinhalten im Wesentlichen die quartalsweise erhaltenen Betriebskosten-

zuschüsse vom Lmadkreis Gießen.

2. sonstige betriebliche
Erträge 67.767,86 EUR

2013
EUR

Erträge Auflösung von Sonderposten aus Investitionszuschüssen
Emÿiederungszuschuss
andere Kostenersatzleisttmgen lind -erstatttmgen

59.047,14
8A07,74

312 98

67.76%86

Die sonstigen betrieblichen Elÿräge beinhalten im Wesentlichen die ertragswirksame Auflö-

sung des Sonderpostens ritt Invesüüonszusclÿfisse (TEUR 59). Wir verweisen an dieser Stelle

auf die Erläuterungen zum Sonderposten. Weiterhin wurden Wiedereingliederungszuschüsse

vom Jobcenter ertragswirksam verehanahmt (TEUR 8).

3. Materia]aufwand

a) Aufwcndungen für Roh-,
Hilfs- und Betriebsstoffe
und für bezogene Waren 279.925,85 EUR

2013
EUR

Zubehör, Sanitärartikel, sonstiges
Reinigtmgsmaterial
Geräte und Gebrauchsgegenstände bis 150€
Material Hausmeister
Bestandsverändelamg Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffÿ

119.286,48
83.029,13
79.436,89
5.573,35

-8.ooo.oo

279.925 85

Die Position Zubehör, Sanitärartike!, sonstiges beinhaltet im Wesentlichen Verbrauchsmaterial

Für Sardtäreinrichtungen. Bei der Position Reinigungsmaterial handelt es sich um Reinigungs-

cheÿme. Die Geräte und Gebrauchsgegenstände bis 150 € behahalten Gebrauchsgegenstände

Rir die Reinigtmgsdienstleistungen.



Die Bestandsveeänderung Rol», Hilfs- und Betriebsstoffe betrifft ehagelagertes Streusalz für

den Winterdierist.

b) Aufwendungen für bezogene
Leistungen 23.812,20 EUR

2013
EUR

Fremdleistungen Winterdienst + IKZ                                       23.812_29_20

23.812 20

Die Aufwendungen flir bezogene Leistungen entfallen auf den Winterdienst, der im Rahmen

der interkolmnunalen Zusammenarbeit, durch externe Dienstleister oder durch Hausmeister an

den Wochenenden erbracht wird.

4. Personalaufwand

a) Löhne und Gehälter 4.166.527,02 EUR

2013
EUR

Entgelte für geleistete Arbeitszeit (einsehL Zulagen)
Entgelte Vertretungspersoÿal
Zufiihrung zu Rückstellungen füÿ Leistungsentgelt, Urlaub und Überstunden
Dienstbezüge (einseN. ZNagen)

3.727.875,61
321.358,41
112.300,00

4.993,00

4.166.527ÿÿ02

Im Berÿehtsjahr waren durchschnittlich 240 Arbeitnehmer beschäftigt.

b) soziale Abgaben und Anfwendungen
für Altersversorgung und
für Unterstützung 1.201.795,13  EUR

2013
EUR

Arbeitgeberanteil zur Sozialversicherung Entgeltbereich
Aufwendungen an Versorgungskassen
ZufaäNnang zu Rückstelluiÿgen Nr Leistungsentgelt, Urlaub und Übersÿmden
Aufwen&mgen für personenbezogene Versicherungen

811.505,95
341.027,26

31.700,00
18.356,21

Übertrag 1.202.589,42
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2013          'ÿ
EUR

13bertxag

Beihiffen Entgeltbereich

1.202.589,42

43,50    i
i

la0ÿ

6. sonstige betriebliche
Aufwendungen 219.682,28 EUR

2013
EUÿ

Verwalttmgskostenpauschaie
Reparatur und Instandhaltung von Geräten und Werkzeug
Treibstoffe
Reisekosten
Aufwendungen für Bemfsldeidung, Arbeitsschutzmittel u.ä.
Ztffühnmg zur Rüekstellung Prüfungskosten
Instundhalttmg Kfz (Steuer, Versicherung, Reparatur + Instandhaltung)
Leasing Kraftfahrzeuge
Femsprechgebühren
Amtliche Bekarmtmachtmgen
Geschäftsausgaben Personalrat
Fort- tmd Weiterbildung
Wartungskosten
Porto und Versandkosten
Zeitungen und Fachliteratur
Betdebsärztliclae Untersuchungen
Gebtibren

110.000,00
31.845,16
16.038,36
13.184,35
11.841,64
10.000,00
9.313,43
9.015,92
2.407,59
1.738,93
1.340,82
1.090,00

867,66
392,41
282,62
278,39
45 00

219.682,28

Die Verwaltungsk0stenpauschale diene zur Erfassung von Dienstleismngen, die durch den

Landkreis Gießen für den Servicebetfieb erbracht werden.
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ANGABEN ZUR ORDNUNGSMÄSSIGKEIT DER GESCHÄFTSFÜHRbÿWG
UND

DER WIRTSCHAFTLICHEN VERHÄLTNISSE NACH§ 53 HGrG

des

Servicebetriebs des Landkreises Gießen

Gießen

ffir das Gesehäftsjahr vom 1. Januar 2013 bis 31. Dezember 2013

]Fragenkreis l: Tätigkeit von Uberwaehungsorganen und Gesehäftsleitung sowie individuali-   i
sierte Offenlegung der Organbezüge

Gibt es Gesehäßsordnungen für die Organe und einen Geschäftsverteilungsplan ÿr die Ge-

sehäftsteimng sowie ggf. fih" die Konzemleittmg? Gibt es darüber hinaus schiiftliche Weisun-

gen des Überwachungsorgans zur Organisation ffir die Geschäfts- sowie ggf. für die Konzern-

leitung (Gesehäftsanweisung)? Entsprechen diese Regelungen den Bedürfnissen des Unterneh-

mens bzw. des Konzerns?

Eine Geschäftsordnung für die Betriebskommission des Eigenbetriebes Hegt derzeit noch nicht

vor. Für den Kreisansschuss und den Kreistag liegen jeweils Gesehäftsordnungen vor. Znstän-

digkeiten und Befagnisse ergeben sich aus den §§ 4 bis 8 des Hessischen Eigenbetriebsgeset-

zes sowie der Satzung des EigenbetrJebes. Diese Regelungen entsprechen den Bedürfnissen

des Eigenbetriebes.

5
[

b) Wie viele Sitzungen der Organe und ihrer Aussehüsse haben stattgefimden und wurden Nie-

dersehriften hiepäber erstellt?

Im Geschäftsjahr 2013 fanden insgesamt drei Sitzungen der Betriebskommission statt, Ent-

sprechende Protokolle liegen uns vor.

c) In welchen Aufsiehtsräten und anderen K0ntrollgremian i.S.d. § 125 Abs. 1 SaLz 5 AktG sind

die einzelnen Mitglieder der Geschäftsleitung tätig?

Die Mitglieder der Betriebsleitung sind angabegemäß in keinen Aufsiehtsräten oder anderen

Kontrollgremien i. S. § 125 Abs. 1 Satz 5 AktG tätig.
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Wird die Vergütung der Organmitglieder (Geschäftsleitung, Überwachungsorgan) individuali-

s.iert im Anhang des Jahresabschlusses/Konzemabschinsses aufgeteilt nach Fixmn0 erfolgsbe-

zogenen Komponenten und Komponenten mit langfristiger Anreizwirkung ausgewiesen? Falls

nein, wie wirä dies begätndet?

Die Vergütungen der Orgmÿnitglieder enthalten keine erfolgsbezogenen Komponenten bzw.

Komponenten mit langfristiger Anreizwärkung. Auf die Angabe der Vergütung der Betriebs-

leitung Wird unter Hinweis auf § 286 Abs. 4 HGB verziehtet.

Fragenkreis 2: Aufbau- und ablauforganisatorisehe GrundIagen

a) Gibt es einen den Bedürfnissen des Untemehtnens entsprechenden Organisationsplan, aus dem

Organisatiunsaußan, Arbeitsbereiehe und Znständigkeiten/Weisungsbefugnisse ersichtlich

sind? Erfolgt dessen regelmäßige Überprüfung?

Es existiert ein den Bedürfnissen des Eigenbetriebes entsprechender Organisafionsplan. Dieser

wird bei Bedarf aktualisiert.

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Organisaüunsplan verfahren wird?

Soweit wir bei unserer Prüfung feststellen kounten, wird nach den entsprechenden urganlsato-

fischen Regelungen verfahren.

e) Hat die Geschäftsleitung Vorkehrungen zur Kormptionsprävention ergriffen und dokumen-

tiert?

Die Leiïmg erfolgt auf Basis des jeweiligen Wirtsehaftsplanes. Darüber hinaus erfolgen Plau-

sibilitätsprüfmÿgen durch ein Vier-Augen Prinzip. Weiterhin werden die Materialbeschaffun-

gen des Reinigungsbereichs zenä-al durchgeffüart sowie Lagerbestundskonÿrollen vor Ort

durchgeführt. Weitergehende Maßnahmen zm" Korruptionsprävenfion existieren nicht.

d) Gibt es geeigalete Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen für wesentliche Entscheidungs-

prozesse (insbesondere Auftragsvergabe und Aÿsabwicklung, Personalwesen, Kreditauf-

nahme und -gewährung)? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass diese nicht eingehalten

werden?
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Ja, es existiert ein Organisationshandbnch des Landkreises Gießen, weiches auch CA[ltiÿÿceit

beim Servicebetrieb hat. Es haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass diese nicht einge-

halten werden.

e) Besteht eine ordnungsmäßige Dokumentation von Vertragen (z.B. Grundstücksverwaltung,

EDV)?

Die bestehenden Verträge werden ordnungsgemäß dokumentiert.

Fragenkreis 3: Pianungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und Controlling

a) Entspricht das Plammgswesen- auch im Hinblick amt PlanuJagsherizont und Fortsehreibung

der Daten sowie auf saÿhiiche und zeitliche Zusammenhänge von Projekten-- den Bedürfnis-

sen des Unternehmens?

Das Planu,ngswesen entspricht den Bedürfuissen des Eigenbetriehes. Der Eigenbetrieb erstellt

jährlich einen Wirtschaftsplan, der den Bedürfaissen des Unternehmens entspricht.

b) Werden Planabweichungen systematisch untersucht?

Die Betriebsleitung sowie die Mitÿxbeiter des Rechnungswesens analysieren regelmäßig und

systematisch Planabweichungen.

c) Entspricht das Rectmuÿgswesen einschließlich der Kostenrechnung der Größe und den beson-

deren Anfordermtgen des Untemetunens?

Das Rechnungswesen entspricht den Anforderungen des Eigenbetriebes.

d) Besteht ein funktionierendes Finanzmanagement, welches uÿa. eine laufende Liquiditätskon-

trolle und eine Kreditüberwachung gewährleistet?

e)

Aufgaben des Fizaanzmauagements werden durch die Betriebsleittmg und die Mitarbeiter des

Rechmtngswesens des Landkreises Gießen vorgenommen. Dieses Finanzmanagement besteht

im Wesentlichen ans LiquiditätskonÍrollen, einer Kreditüberwacbung sowie SoIMst-Verglei-

ehen des Wirtschaftsplanes im laufenden Geschäftsjabr.

Gehört zu dem Finanzmanagement auch ein zentrales Cash-Management und haben sich An-
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haltspunkte ergeben, dass die hierfür geltenden Regelungen nicht eingehalten worden sind?

Der Servicebetrieb des Landl«eises Gießen verfügt über keine eigenen Bankkonten.'Der Zah-

lungsverkehr sowie Liquiditätskontrollen und Liqniditätsmanagement werden zentral über den       t
i

Landkreis Gießen abgewickelt                                                             ]

0 Ist sichergestellt, dass Entgelte volIständig und zeimah in Rechnung gestellt werden? Ist durch

das bestehende Mahnwesen gewährleistet, dass ausstellende Forderungen zeimah und effektiv

eingezogen werden?

ù.

Entgelte werden vollständig und zeitnah in Rechntmg gestellt. Das bestehende Mahnwesen

entspricht den Anforderungen des Eigeubetriebes.

g) Entsprieht das Controlling den Anforderungen des Unternehmens/Konzerns und.umfasst es al-

le wesentlichen Unternehmens-/Konzembereicbe?

Das Controlling wird über den Lalldkreis Gießen durchgeführt. Ein grundlegendes eigenes

Conÿrolling des Eigenbetriebes besteht aufgrund der Größe nicht, Jedoch werden gewisse Be-

reiche im Rahmen der Quartalsberichterstattung durch den Eigenbetrieb aufgearbeitet. Das

Controlling emsprieht den Anforderungen des Eigenbelrlebes.

i
i
I
!
!•

11) Ermöglichen das Rechnungs- und Berichtswesen eine Steuerung mad/oder Überwachtmg der

Tochterontemehmen und der Unternehmen, an denen eine wesentliche Beteiligung besteht?

Tochtermlteraehmen des Eigenbetriebes existieren nicht.

Fragenkreis 4: Risikofrüherkennungssystem

a) Hat die Geschäfts-iKonzeaÿeltung nach Aal mad Umfang Fläthwamsignale definiert und Maß-

nskmen ergriffen, mit deren Hilfe bestandsgefährdende Risiken rechtzeitig erkannt werden

können?

Ein Risikofiätherkeÿmungssystem, welches schriftlich dokumentiert ist, besteht nicht. Dennoch

werden durch die Organe des Eigenbetriebes sowie durch den Landkreis Gießen bestehende

Risiken ständig überwacht.
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b) Reichen diese Maßnahmen aus und sind sie geeigalet, ihren Zweck zu erfüllen? Haben sich

Anhaltspmÿl(te ergeben, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt werden?

Aufgrund der Größe des Eigenbetriebes und seines Gesehäftsbereiehes sind diese Maßnahmen

grundsätzlich geeignet, ihren Zweck zu erfüllen. Wir haben keine Anhaltspunkte, dass diese

Maßnahmen nicht durchgeÿihrt werden.

d)

c) Sind diese Maßnahmert ausreichend dokumentiert?

Die Maßnalmaen werden durch einen Soll-/Ist-Vergleich im Rahmen der Quartalsberichte er-

läutert und dokumentiert.

Werden die Frühwarnsignale und Maßnahmen kontinuierlieh und systematisch mit dem ak-

tuellen Gesehäftsumfeld sowie mit den Geschäftsprozessen mad Funktionen abgestimmt und

angepasst?

Es wird eine Analyse der Gründe von Planabweichungen "ÿÿorgenommen. Die Erkenntnisse

werden im Rahmen der Quartalsberichterstatttmg dokumentiert.

Fragenkreis 5: Finanzinstrumente, andere• Termingeschäfte, Optionen und Derlvate

Der Eigenbetrieb setzt selbst keine Finanzinstrumente ein. Daher sind die folgenden Fragen

dieses Fragenkreises nicht einschlägig.

Fragenkreis 6: Interne Revision

a) Gibt es eine den Bedürfnissen des Untemehmens/Konzerus entsprechende hateme Revi-

sion/Konzemrevision? Besteht diese als eigenständige Stelle oder wird diese Funktion durcla

eine andere Steile (ggf. welche?) wahrgenommen?
I

Die interne Revision besteht durch den Landkreis Gießen. Die interne Revision ist für die Be-

dürfiaisse des Eigenbetriebes. ausreichend.

b) Wie ist die Anbindung der Intemeÿ Revision]Konzemrevisinn hn Untemehmen/K.oazern? Be-

steht bei ihrer Tätigkeit die Gefahr von Interessenkonflikten?
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i

Da die interne Revision beim Landkreis Gießen angesiedelt ist, besteht kaum eine Gefahr von

Interessenkanflikten.

c) Weiches   waren  die   wesentlichen   Tätigkeitsschwerpunkte   der  Internen  Revi-

sion/Konzemrevision im Geschäflsjahr? Wurde auch geprüft, ob wesentlich miteinander tm-

vereinbare Funktionen (z.B. Trennung von Anweisung und Vollzug) organisatorisch getrennt

sind? Wann hat die Interne Revision das letzte Mal über Kormptionsprävention berichtet? Lie-

gen hielÿiber schriftliche Revisionsberichte vor?

d)

Aussagengemäß hat die interne Revision des Landkreises Gießen für den Servicebetrieb im

Berichtsjahr die Auftragsvergabe über einen Wert von TEUR 50 geprüft.

I

Hat die Interne Revision ihre Prüfungsschwerpunkte mit dem Absclflussprüfer abgestimmt?

Bisher fand keine Abstimmung statt.
I

e) Hat die Interne RevisiorÿiKonzemrevision bemerkenswerte Mängel aufgedeckt

handelt es sich?

und um welche

Nach unserem Kenntni sstand waÿrden in 2013 keine bemerkenswerten Mängel aufgedeckt.

f) Welche Konsequenzen werden aus den Feststellangen mad Empfehlungen der Internen Revi-

sioniKonzemrevision gezogen und wie kanÿrolliert die Interne Revision/Konzerrüevision die

Umsetzung ihrer Empfehlungen?

Im Rahmen der Ergehnisanswertungen erfolgen Besprechtmgen mit den Verantwortlichen.

Anderangen der Aufbau- oder Ablauforganisation, Erstetlung von Dienstanweisungen und

Überwachung des Vollzugs werden durch die interne Revision ansgeRthrt.

I
I

!.

lÿragenkreis 7: Übereinstimmung der Rechtsgeschäfte und Maßnahmen mit Gesetz, Sat-

zung, Gesehäftsordnnng, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüssen

des Überwachungsorgans

a) Haben sich An_haltspunMe ergeben, dass die vorherige Zustimmung des Überwachungsorgans

zu zustimmnngspflichtigen Rechtsgeschäften und Maßnahmen recht eingeholt worden ist?

Im Rahmen der Jahresabschlussprüfung haben sÿch keine Anhaltspunkte ergeben, dass die vor-

i
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herige Zustimmung des Überwachtmgsorgans zu zustilmnungspfliehtigen Reehtsgeschäftan

und Maßnahmen nicht eingeholt worden ist.

Wurde vor der Kreditgewährung an Mitglieder der GeschäftsMtung oder des Überwachungs-

organs die Zustimn)ung des Überwachungsorgans eingeholt?
I

Eine Kxeditgewähnmg an Mitglieder der Betriebsleitung oder des .Überwachungsorgans er-

folgte nicht.

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustimmungsbedürftiger Maßnahmen ähnli-

che, aber nicht als zustimmungsbed'tÿftig behandelte Maßnahmen vorgenommen worden sind

(z.B. Zerlegung in Teilmaßnahman)?

Nein, das war für uns nicht ersichtlich.

d) Haben sich Anhaltspunlcte ergeben, dass die Geschäfte nnd Maßnahmen nicht mit Gesetz, Sat-

zung, Gesch'äftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüssen des Übelv¢achangs-

organs übereinstimmen?

Es haben sich im Rahmen der Jahresabschlnssprüftmg keine Aldlaltspunkte ergeben, dass Ge-

schäfÿe und Maßnahmen nicht mit Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisungen

und bindenden Beschlüssen des Überwaehungsorgans übereinstimmen.

Fragenkreis 8: DurcMührung von Investitionen

a)  Werden Investitionen (in Saehardagen, Beteiligungen, sonstige Finanzanlagen, immaterielle

Alllagewerte und Vorräte) angemessen geplant und vor Realisielamg auf Rentabili-

tät!Wirtschaftiichkeit, Finanzierbarkeit und Risikan geprüft?

Im Rahmen unserer Prüfmag haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass Investitionen von

der Betriebsleitung nicht angemessen geplant oder vor Realisierung auf Rentabilität und Wirt-

schaftIieN;eit, Finanzierbarkeit und Risiken geprüft werden• Geplante Iavestitionen werden im

Wirtschaftspian berücksichtigt.

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen/Erhebungen zur Preisermittlung nicht

ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemessenheit des Preises zu ermöglichen
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(z.B. bei Erwerb bzw. Veräugemng von Grundstticken oder Beteiligungen)?

1
J

Derartige Anhaltspunkte haben sich für uns nicht ergeben.

c) Werden DurchNhrmlg, Budgetierung und Verändernngen von investitionen laufend überwacht

und Abweichungen untersucht?

Die Durcbxäihnmg, Budgetierung und Veränderung von'Investitimlen wird iaufend überwacht

und ggf. auf Abwefehungen untersucht.

\

d) Haben sich bei abgeschlossenen Investitionen y¢esentliche Üherschreimngen ergeben? Wenn

ja, in welcher Höhe und aus welchen Gründen?

Im Rahmen unserer durchgefaihrten Prüfungen konnten wir keine Hinweise auf wesentliche

Überscÿeitungen bei abgeschlossenen Investitionen erkennen.

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass Leasingÿ oder vergleichbare Verträge nach Aussehöp-

• fung der Kreditlinien abgeschlossen wurden?

Es haben sich keine Anhaltspunkte ÿr solche Maßnalÿnen ergeben.

Fragenkreis 9: Vergaberegelungen

a) Haben sieh Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen Vergaberegelungen (z.B. VOB,

VOL, VOFI EU-Regelungen) ergeben?

Im Rahmen unserer Pffffamg sind uns keine Verstöße gegen Vergaberegelnngen bekarmt ge-

worden.

b) Werden fär Geschäfte; die nicht den Vergaberegelungen unterliegen, Konkun-enzangebote

(z,B. auch fär Kapitalaufiaatunen und Geldanlagen) eingeholt?

Es werden grundsätzlich Vergleichsangebote eingeholt.

Fragenkreis 10: Berichterstattung an das Überwachungsorgan

a) Wird dem Überwachmÿgsorgan regelmäßig Bericht erstattet?
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Der BetriebskommJssion wurde im Rahmen der Sitzungen der Betriebskommissinn durch die.

Betriebsleitung Bericht erstattet.

19) Vermitteln die Berichte einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage des Untemch-

mens/Kolazems und in die wichtigsten Untemehmens-/Konzembereiche?

Ausweislich  der  Protokolle  der  Sitzungen  der  Betriebskommission  vermittelt

die Berichterstatmng der Betriebsleiÿmg einen zutreffenden Eindruck von der Lage des Eigen-

betriebes.

c) Wm'de das Überwachungsorgan ü19er Wesentliche Vorgänge angemessen mad zeitnah unter-

richtet? Liegen insbesondere ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ordnungsgemäß abgewi:

ekelte Geschäftsvorlälle sowie erkennbare Fehldispositionen oder wesentliche Unterlassungen

vor und wurde hierüber berichtet?

Die Betriebskommission wurde answeislich der uns vorliegenden Prötokolle angemessen und

zeitnah unterrichtet. Ungewöhnliche, fisikoreiche oder nicht ordnungsgemäß abgewickelte Ge-

schäftsvort'älle sowie erkennbare Fehldisposifiunen oder wesentliche Unterlassungen konnten

wir im Rahmen unserer Jahresabschlussprüftmg nicht feststellen.

d) Zu welchen Themen hat die Geschäfts-/Konzemleitung dem Überwachungsorgan auf dessen

besonderen Wunsch berichtet (§ 90 Abs 3 AktG)?

f Eine Berichterstattamg analog § 90 Abs. 3 AktG war im Geschäftsjahr 2013 nicht notwendig.

e) Haben sieh Anhakspunkte ergeben, dass die Berichterstatmllg (z.B. nach § 90 AktG oder un-

temehmenshttemen Vorschriften) nicht in allen Fällen ausreichend war?

0

Derartige Hinweise haben sich ÿir uns nicht ergeben.

Gibt, es eine D&O-Versichemng? Wurde ein angemessener Selbstbehalt vereinbart9 Wurden

Inhalt und Kunditionen der D&O-Versichenmg mit dem Ü19erwachungsorgan erörtert?

Eine D&0-Versÿcherung.ist nicht existent.

i

I
i

g) Sofern Interessenkonflikte der Mitglieder der Gesehäftsleitung oder des Überwaehnngsorgans

gemeldet wurden, ist dies unverzüglich dem Überwachungsorgan offengelegt worden?
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Ausweis/ich der Protokolle der Betriebskommissioli sowie der Auskünfte der Betriebsleiámg

Iageÿkeineÿÿressenskonflikte vor.

Fragenkreis 1i: Ungewöhnliche Bllanzposten und stille Reserven

a) Besteht in wesentlichem Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermögen?

Nicht betriebsnotwendiges Vermögen ist aus unserer Sicht nicht existent.

b) Sind Bestände auffallend hoch oder niedrig?

Die Bestände Sind dem Umfmtg des Geschäftsbetriebes angemessen.

e) Haben sich AnhaItspnnkte ergeben, dass die Vcrmögenstage durch !m Vergleich zu den bi-

lanziellen Werten erheblich höhere oder niedrigere Verkehrswerte der Vermögensgegenstände

wesentlich beeinflusst wird?

Im Rahmen unserer Jahresabschlussprüfung haben wir keine Anhaltspnnkte für erhebliche stiI-

le Reserven oder stille Lasten erkennen können.

Fragenkreis 12: Finanzierung

a) Wie setzt sich die Kapitalstruktÿ nach internen und externen Finanzierungsquellen zusam-

men? Wie sollen die am Abschlussstichtag bestehenden wesentlichen Investitionsverpflich-

tungen finanziert werden?

Der Eigenbetrieb ist ein uuselbststäÿdiges Snndervermögen des Landkreises Oießen. Sämtli-

che getäfigten Investitionen wurden über den Betriebskostenzuschuss des Landlcreises Gießen

finanziert. Der laufende Geschgftsbetrieb wird insbesondere durch Zuschüsse des Landkreises
' Gießen finalaziert. Bestehende Investifionsverpflichtnangen bestanden am Abschlussstichtag

iÿcht.

b) Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich der Kreditauf-

nahmen wesentlicher Konzemgesellschaffen?

EntfäIIt, da kein Konzern.



c) In weichem Umfang hat das Unternehmen Finanz-/Fördermittel einschließlich Garantien der

öffentlichen ttand erhalten? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die damit verbundenen

Verpflichtungen und Auflagen des Mittelgebers nicht beachtet wurden?

)n Geschäftsjalar 2013 hat der Eigenbetrieb außer den erwähnten Zusehüssen des Landkreises

Grießen keine Fördermittel der öffentlichen Hand erhalten.

Fragenkreis 13: Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung

a) Bestehen Finanzierangsprobleme aufgrund einer evtl. zu niedrigen Eigenkapitalausstatttmg?

i:
Finanzierungsprobleme aufgrund der Eigenkapitalquote sind zur Zeit nicht zu erwarten. Der

Eigenhetrieb verfügt zu diesem Stichtag über eine bilanzielle Eigenkapitalquote von rd. 30 %.

Die Finanzierang des Eigenhetriebes erfolgt durch Zuschüsse des Landkreises Gießen.

b) Ist der Gewirmverwendungsvorschlag (Anssehüttungspo!itik, Rücklagenbildung) mit der wirt-

schaftIichen Lage des Unternehmens vereinbar?

Der Eigenbetrieb erhält vom Landkreis Gießen jährliche Zuschüsse für die laufenden Betriebs-

kosten sowie je nach Bedarf Investitionszuschüsse. Die Höhe des Betdebskostenzuschusses ist

von der Höhe der Aufwendungen des Servicebetriebes abzüglich der Erträge des Servicebe-

triebes abhängig. Die Höhe des Beÿiebskostenzuschnsses ist jedoch auf Basis des Cmmdsatz-

beschlnsses des Kreistags vom 13. Februar 2012 auf die im Wirtschaflsplan angesetzten Kos-

ten beschränkt Demgemäß zielt der Servicebetfieb jeweils aufein ausgeglichenes Jahi'eser7

gebnis ab. Aufgrund des ausgeglichenen Jahresergebnisses entfällt ein Gewirmverwendungs-

vorschlag.

Fragenkreis 14: Rentabilität/Wirtsehaftlichkeit

a) Wie setzt sioh das Betriebsergebnis des Unternehmens/Konzerns nach Segmenten / Konzern-

unternehmen zusammen?

Eine Spartenerfolgsübersicht wird durch den Eigenbetrieb nicht erstellt, da der Eigenbetrieh

nicht über verschiedene Sparten verfügt.



b) Ist das Jahresergebnis entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt?

Das Jahresergebnis ist nicht durch einmalige Vorgänge geprägt.
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c) Haben sich An5altspunkte ergeben, dass wesentliche K3"edit- oder andere Leistungsbeziehun-

gen zwischen KonzemgeselIschaften bzw. nfit den Geseltìchaftem eindeutig zu unangemes-

senen Konditionen vorgenommen werden?

Im Ralunen der Jahresabschlusspÿf-ung ergaben sich keine Alÿhaltspmÿkte, dass Leistungsbe-

ziehungen zwischen dem Eigenbetrieb und dem Landkreis Gießen zu unangemessenen Kondi-

tionen vorgenommen wurden, '
1

d) Wurde die KonzessionsabgaSe steuer- und preisrechüich erwirtschaftet?

Diese Frage ist für den Servieebetrieb nicht eÿnschlägig.

]Fragenkreis 15: Verlustbringende Geschäfte und ihre Ursachen

a) Gab es verlustbringende Geschäfte, die für die Vermögens- und Ertragslage von Bedeutung       !

waren, und was waren die Ursachen der Verluste?

Aufgrund des Au£gabengebietes des Eigenbetriebes sind verlustbrmgende Geschäfte imm-

anent. Diese werden durch die Betriebskostenzuschüsse des Landkreises Gießen gedeckt.

b) Wu£rden Maßnahmen zeitnah ergriffen, um die Verluste zu begrenzen, und um welche Maß-

nahmen handelt es sich?

Die Geschäftsf'üä'lrmag ist durch diverse Maßnahmen bestrebt, die Verluste zu begrenzen. Bei

den Maßnahmen handelt es sich im Wesentlichen um Vertragsverhandtungen.

Fragenkreis 16: Ursaehen des Jahresfehlbetrages und Maßnahmen zur Verbesserung der

Ertragslage

a) Was sind Ne Ursachen des Jahresfehlbetrages?

siehe Fragenkreis 15, Frage a)
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b) Welche Maßnahmen «urden eingeleitet bzw. sind beabsichtigt, um die Emagslage des Unter-

nehmens zu verbessern?

siehe Fragenkreis 15, Frage a)

L

r
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ALLGEMEINE AUFTRAGSBEDINGUNGEN
FÜR

WIRTSCHAFTSPRÜFER UND WIRTSCHAFTSPRÜFUNGSGESELLSCHAFTEN

i
i
i
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AHgemeine Auftragsbedingungen
für

WÿrtschaftsDÿfer und Wh'ÿschäftspra[ungsgese[ÿschaften
vom I. Jaÿÿuar 2002

J:

"ÿ, Gettiÿrÿgsbe«eieh

(1)  Die Aultragsbadingungen gelten für die Verträge zwischen Wiftschafts-
prüfem  oder  WiftschaftsptUÿ
zusammenfassend ùWirtecbaftsprüfer genannt) und ihren Auftraggebarn über
Prüfungen, Beratungen und sonstige Au,rüge, soweit rllchl eÿwas anderes
ausdrücklich schriftlich vereinbart oder gesetzlich zwingend vorgeschrieben
ist,

2   Werden im Einzelfall ausnahmsweise vertragliche Beziehungen such
zwischen  dem  Wirtscbatisptüter  und  anderen  Personen  als  dem
Auftraggeber begröndet, so gelten auch gageebber solchen Ddtten die
Bestimmungen der nachstehenden Nÿ. 9.

2. Urrffang tÿD'=d Auufübÿuÿÿg 4eÿ Aÿf[ragee

1)  Gegenstand des Auftrages ist die vereinbarte Leistung  nicht ein
bast mmter w rtschaftl cher Erfolg, Der Auftrag wird nach den Grundsätzen
ordnunÿÿsmäßiger Berufsausübung ausgefohth Der Wirtschaftsprüfer ist
berechtigt, sich zur Durebÿhrung des Auftrages sachverslAnfoger Personen
zu bedienen.

2)  Die Beröoksichtigung ausländischen Rechts bedarf - außer bei hetriebs-
wirtschaft ehen Prüfungen - der ausdrdckJEchen schriftlichen Vereinbarung.

(d3)  Der Auftrag erstreckt sich, soweit er nicht darauf gerichtet ist, nicht auf
te Pngfung der Frage, ob die Voiscbïften des Sfeuerrechts oder

Sondervorschrlften, wie z. B. die Vorschdften de.ÿ Preßs-. Wetlbewerbs-
beschränkungs* und Bewirÿschaftungsrechte beachtet sind', das gleiche gilt
für  die  Fesfafatiung,  ob  Subventionen,  Zulegen   oder  sonstige
VergQnsflgungen in Anspruch genommen werden können, Die Ausführung
eines Auftrages umfasst öur dann Prüfungshandlungen, die gezielt auf dle
Aufdeokung von  BücbfälschIJngen  ulÿd  sonstigen  Unregelmäöigkegen
gerichtet sind, wenn sich bei der Durebföhrgng veb Prüfungen dazu ein
Anlass ergibt oder dies ausdrQcklfch schriftgoh verefobarl ist.

4)  .ÿndeft sich die Rechtslage nach Abgabe der abschließenden
erufliehen Äußerung, so ist der Wirtschaftsprüfer nicht verpflichtet, den

Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus ergebende Folgerungeÿ
hÿnzuweieen.

3, Aÿffogr«Fngspfh¢bt öeÿ Auftraggebers

(!)  Der Auÿraggeber hat daffir zu sorgen, daß dem Wirtschaftsprüfer auch
ohne dessen besondere Auffordergng alte für die Ausführung des Auftrages
notwendigen unterlagen rechtzeitig vorgetegt werden und ihm von allen
Vÿrgÿngen ußd Umständen Kenntnis gegeben wird, fee for die Ausfühtung
des Auftrages von Bedeutung sein kflnnen. Dieÿ gilt ÿLlCh fOr die Unterlagen,
Vorgärÿge  urÿd  Dmstände,  die  erst  während  dÿr  Tätigkeit  deÿ
Wirtschaftsprüfers bekannt werden.

(2)  Auf Verlangen deÿ Wiftschatisprüfers hat der Auftraggeber die
Vollsfändigkeit der vorgelegten Unterlagen und der gegebenen Auskünfte
und Erklärungen in eÿner vom Whtùschaftsprüfer formuIierten schriftlichen
Erldärung zu bestäägen.

4. Sieberang dar tiÿnabhängiflke{t

Der Auftraggeber steht daÿr ein, daß altes unterlassen wird, was die Unab-
hängigkeit der MÌtarbeiter des Wirtschaßsprgfers gefährden konnte. Dies gilt
insbesondere für Angebote auf Anstellung und für Anüebote, Aufträge euf
eigene Rechnung zu übernehmen.

5. 8ertehterstattung und mgnftÿi¢he Auskünfte

Hÿt der Wirtschaftepn3fer die Ergebnisse seiner Tätigkeit schÿftlleh darzu-
stelten, so ist nur die schriftliche Darstellung maßgebend. Bei Prüfangsauf-
trägen wkd der Beücht, soweit nichts anderes vereinbart ist, schriftlich
erstatfab Mflndlfoba Erklärungen und Ausütinfte von Miterbeÿtern des
Wirtsÿhaftsprüfare außerhalb des erteilten Auftrages sind stets unverblndllcfu

6. S{thLÿtz #es geteftgen Eigellÿÿms deÿ Wirtschaftsprgfarÿ

Der Auftraggeber steht dafür ein, daß die im Rahmen des Auftrageÿ vöm
Wiriechaftsprüfer gefertigten  Gutachten  Organisations Iäne,  Entwürfe,
Zeichnungen, Aufsfellungen und Berechnungen, fosbasoäßeÿ're Massem und

ostenberechnungefo nur für seine eigenen Zwecke verwendet werden.
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1   Die  Weflergaba  beruflicher Äußerungen  des  Wirtschaftsprdfars
(Beñchfa, Gutachten und dgl. an einen Dritten bÿüarr ÿer schdfoichen
Zustimmung des Wirtechaftsprüfarÿ, soweit sich nicht bereits aus dern
Auftragsinbalt die Einwilligung zur Weitergabe an einen bestimm en D tten
ergibL
Gegenüber einem Drÿen haftet der Wirtìohaftsprüfer (im Rahmen von Nr. ti
nur, wohn die Vo au8seÿzungen des Satzes 1 gegeben sind.

(2)  Die verwendung beruflicher Augerunÿen des Wiftschaftspräfets zu
Werbezwecken ist unzulässf ; ein Verstoß Iÿerechflgt den W3bacbaftsprüfer
zur #istlosen Kündigung alÿÿr noch nicht durchgeführten Auÿräge des
Auÿaggebers.

B. Mÿ#ÿelbeseiti£,tÿlÿg

(N1)  Bei  etwaigen  Möngeln  hat  der  Auftraggeber  Anspruch  auf
acherfütlung durch den Wirtscbaftspräfer. Nur bei Fehlschlagen der

Naobarfonung  kanÿ  er  auch  Herabsetzunÿ  der  Vergütung  oder
Rückgängigmachung des Vertrages verlangen Ist der Auftrag von einem
}(auftrÿann im Rahmen seines Handeieüewefaeÿ, einer urisäscherl persotl
des  öffenÿJchen   Rechts   ÿder  von  b nem  ölten1 chÿrechgiebah
Sondervermögen  erteilt  worden,  so  kann  der  Auftzagfleber  die
Rtickgängigmachung des Vertrages nur verlangen wenn die erbrachte
Leistung wegen Fehiecfoaflens der Naohÿrtüiient! fOr Ihn ohne Interesse ist.
Soweit darüber hinaus Schadensersstzansprüche bestehen, gilt Nr. 9,

2)  Der Anspruch auf Beseitigung von Mänge[n muß vom Auftraggeber
unverzügtich schalt!lich geltend gemaclÿ werden.Ansprüehe nach Aba 1, d e
nicht auf einer vorsätzlichen Hanfoung beruhen, verjähren nach Ablauf elneÿ
Jahreÿ mb dem gesetzft chen Vedähtungsbagfon.

(3)   Offenbare Undchflgkeiten, wie zÿ B. Schreibfehler Rechenfehler und
fOrma e Mÿnge. die n einer beruhiGhen Äußerung (Bericht, Gutachten und
dgl.) des Wirtecha[ts}ÿrüfers enthalten sfod, ktinnen Jederzeit vom Wirt-
schaftsprüfer auch Dntten gegenüber harfohtigt werden. Unri¢htigke fen, die
geeignet sind, in der beruflichen Außerung des Wirtechaftsprgfers enthaltene
Ergebnisse in Frage zu stellen, berechtigen diesen, die Äußerung auch
Dritten flegenöber zurüotizunebmen, In den vorgenannten Fällen1 ist der
Auftmggeber von1 Wirtschaftsprüfer t unliehst vorher zu hören.

fl. ÿfafttÿmg

(1)   Fÿr gesefeÿiÿh  vorgesÿhfiebene  Prüfungen gilt  die Haftungs-
beschränkung des § 323 Abs. 2 HGB

(2)   Haftung bei Fatiflässigkeiß ÿ=inzelner Beflabansÿafl

Falts weder Abs. 1 eingreift noch eÿne Re etung im Einzelfall besteht, ist die
Haftung des Wlftschaflsprüfers für Sohaÿensersatzansprache jeder Art mit
Ausnahme von Schäden aus der Verletzung von Leben, Körper und
Gesundheit, bei einem fahrlässig verursachten einzelnen Behadensfall gem.
§ 54 a Abs. 1 Nr. 2 WPO auf 4 MIo. € beschränld; dies gilt auch dann, wenn
eine Haftung gegenüber einer anderen Person als dem Auftraggeber
begründet sefo solüe. Ein efoze[ner Scbadensfaÿ[ ist auch bezüglich eines
aus mehreren Pflichtveflefeungen stammenden einheitlichen Schaderÿ
gegebePÿ. Der einzefoe Sebadehsfall umfaßt sämtliche Feigen ÿieer
Pflichtvedetzung ohne Rücksicht darauf, ob Schäden in einem oder in
mehreren  aufefaandeffolgenden Jahren  entstanden  sind,  Dabei gilt
mehrfaches auf gleicher oder glsfchaftiger Fehterquelfo beruhendes Tun
oder Unterlassen als einheitliche Pflichti«eüetzung wenn de betreffenden
Aÿgelagerÿhelten  miteinander  in  rechtiichem  oder  wirtschaftlichem
Zusammenhang stehen. In diesem Fal! knien der %rÿrtscbaftstirüfer n£ÿr bis
zur HOhe von 5 Mie. ÿ in Anspruch genommen werden. Die BegrenÿJnü auf
das Ftinffache der Mindestversichetunüssurnme gtit nicht bei gesetzlich
vorgesebñebenen Pgicht präfungen.

(3)  Aussch]ußfrisfen

Ein Sdh8denserstezansprÿch kanR nur innerhalb einer Ausschlußfrist von
einem Jÿhr geItend gemacht werden, nachdem der Ausprucbsberechtigte
von dem Schaden und von dem 8nspruchabagründenden Ere gn ÿ Kenufn s
erlangt hat, spätestens aber Innerhalb von 5 Jahren nach dem anspruohaÿ
begründenden Ereignis. Der Anspruch erlischt wenn nlch Inöÿ hab ehe
Fdst von sechs Mnnaten seä deÿ schñfÿichen Ablehnung der ErsatzJe stung
Klage erhoben wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen
wurde,

Das Recht, die Einrede der Verjährung geltend zu machen bleibt unberührt.
Die Sätze 1bis 3 gelten auch bei gesetzlich vorgeschrlebanen Prüfungen m t
gesetzliche. Ha ftungsbaschränkung.
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7. Weftergabe eirÿe,ÿ beruft leben Äußerurÿg des Wirfecbafÿprÿfers
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(1)   E{ne  nachftäggche  Änderung  oder  Kürzung des  durch  den
Wirtschafÿsprgter geprüften und mit einem Besfodgÿngsverrnerk versehenen
Abschluÿses oder Lageherichte bedarf, auch wenn eine Veröftengichung
nicht stattfindet, der sohdflllehen Einwilligung des Widschafteprü tors. Hat der
Wirfscha[teprüfer einen Bestätigungsvermerk nicht erteilt, so ist ein Hinweis
auf die durch de£ Wir[schaftspräfer durchgeführte Fr0fung im Lagebedcht
oder an anderer fgr die ÖftentlichkelI bestimmter Stelle nur mit ÿchrifalcheÿ
Einwilligung des Wid:schaftsprüfers und mit dem von ihm ÿenehmigten
Wortlaut zulässig.

2}   Widerruft der Wirtschaftsprüfer den Bestÿtigurÿgsvermerk, so darf der
Be8tätgungsvarmerk tl cht we erverwendet werden. Hÿt der Auftraggeber
den 8estät{gungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Veriangen des
W[rtschafteprüfers den Wlderruf bekanrdzugeben.

6  Sowei{ auch dÿe Ausarbeiteng der Umsatzsteaedahreserklärÿng als
zusätzliche Tÿti9keit übernommen wird, gehört dazu nicht die 0berprüfung
etwaiger besonderer h0chmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage. ob
alle In Betracht komrÿenden umsatzÿteuerÿechtJicheùl Verggntei9un9en
wahrgenornmen worden sind. Eine Gewähr fOr die vollständige Erfaÿsteÿg
der Unteäa9en zur Gelleodmachung des Vo[steuerabzuges wird nicht
[lbe¢NommerL

(3)   Der Auftraggeber Iÿt Anspruch auf fänf Bedchtsausferÿgungen.
Weitere Ausferflgungen werden besonders in Rechnung geste;IL

2. Schweige#fgcht ge9e#£ÿbet DrLffeÿ, Datens{zhutz

1    Der Wlrtschaf[spr0fer ist ÿach Mÿÿgabe der Gesetze verpflichtet, über
alÿe Tatsachen. die ihm im Zusamÿnenhang mit seiner Täg9keg f{]r den
Auftraggeber bekanflt wezden, Stillschweigen zu bewahren,ÿ leicäÿviel, ob eÿ
sich gabe} um den Auÿraggeber selbst oder dessen Geschäftsverbindungen
handelt, es sei denn, daß der AL¢ÿaggebÿr ihn von dieser ÿchweigepflicht
entbiodat.

3    Mangets atnet anderweÿgen sohdftlichen Ve[einbarÿng umfaßt die
aufende  Steuerbefatung  folgende,  In  die  Ver[ragsdauer  feilenden
Tätigkeiten:

a) Ausarbelfang der Jahressfauÿmrklärungen for die EInkommenste4Jer,
Körpeÿschaßateuer      ÿnd       Gewerbeteeuer      sowie      der
Vermögensteuererklärungen, und zwar auf Gruod der vem Am'traggeber
voÿzu{ex]endeÿÿ Jahreÿ,abschlbeÿe und sonstiger, ÿgr die Besteuerung
erforderlicher Aufste]lungen und Nachweise

b) Nachprüfung von Steuerbeschelden zu den unter a) genannten Sfauem
c) Verhandlungen mlt den Finanzbebürden im Zusammenhang rnrt den

unter a) und b) genannten Erklärungen und Beschelöen
d) Mitwirkung bei Betriebsprüfongen und Auswertung der Ergebnisse von

Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern
e) Mitwirkung In EInspruchs-und Beschwerdeverfahren hinsfchtgch der

unter a) genannten Steuern.

Der Wirtschaffsprüfar beräckslcht]gt bei den vorgenannten Aufgaben die
wesentliche veröffen[behte Rechtsprechung und VerwaJtu ngsauffassung.

4)   Erhält der WirtschaffsprQfar for die laufende Steuerberateng ein
Päuscha honorar,   so   sind   mangels   andetweitiger   schrifo]cher
Vereinbarungen die unter Abs. 3 d) und e) genannten Tätigkeiten gesonder[
zu honorieren,

{5)   Die Bearbeitung besonderez Elnze[ftagen der Einkommensteuer,
KörperscdaftsteueF,     Gewer'ÿesteuer,     E[nheÿtsbewertu rÿg     und
Verrnÿgerÿsteuer  sowie  after  Fragen  der  Umsatesteueß  Lohnsteuer,
sonstigen Sieuem und Abgaben erfolgt auf Grund eines besondeTeÿ
Aufÿ'a9es. Dies gilt auch fer

a) die Beerbe]tung einmagg anfallender Steuerangelegenhelten, z. B. auf
dem    Gebiet    der    Erbschaffafauer,    KapiteÿVerkchodeuer,
Grunderwefoateuer,

b) die Mitwirkung und Veÿetu#g in Verfahren vor den Gedchten der
Finanz- und der Verwagungsgerlchtsbarkeit sowie in Sleuerstrafsabhen
und

c) die beratende und gufaohtliche Tätigkeit im  Zusammenhang mlt
Umwandlung.       ,  Verschmetzung.  .  Kapifalerhöhun.      ÿ  und ÿherabsatzung,
Sanlarúng,    ElfoTstt   und   Ausscheiden   eines   Gesel]schaße[s.
Batdebsveräußerung, Liquidation und dergleichen,

(2)   Der ÿeuerberatungsauftrag umfaßt nicht die zur Wahrunÿ von Fristeb
erforderlichen Handlungen es sei denn, daß der Wirfschaftsprgfer hieFÿJ
ausdräckllch den Auftrag übernommen hat. In diesem Fÿ e hat der
Auftraggeber äem WJrtschaf[spfofer alle für die Wahrung von Fristen
wesentlichen Unterlagen, insbesondere Steuerbeseheide, so rechteeitTg
vorzulegen, daß dem Wirtschaflspr0fer eine angemessene Bdarbeltungsz.elt
zÿr Verfo9ung steht.

(1}   Der Wirfschaftspfofer ist bÿrechtigÿ, sowohl bei.der Beratung ÿn
steuerliohem Einzelftagen als agch im Falle der Dauerberatung die vom
Auftraggeber genannten Tatsacheÿ, insbesondere Zablenangaben, als
richdg  und  vollständig  zugrunde  zu  legen;  dies  gilt  auch  für
Buchfohrungsautrräge. Er hat jedoch den Auftraggeber auf von ihm
festgestellte Unñchtigkeiten hin±uweisen.

{2    Der  wgtechÿepfofer  darf  gerichte  Gutaohten  und  sonsÿge
schdÿiche Äußerungen über die Ergebnisse seiner Tÿtigked Ddgen nÿr mit
Einwilllgu ng des Auftraggebers aushÿodlgen.

(3   Der Wirtschaflsprüfer ist befugt, ihm anvertraute personenbezogene
Daten m Rahmen der Zweokbÿst mmung des Aufàaggebers zu verarbeifarÿ
oder durch Ddtte verarbellen zu lassen.

13. Amnahrÿeveÿ'zug uiÿd mltertasÿene ÿ#fowirkÿÿÿ des Atÿftÿaggebets

Kommt der Auftraggeber mit der Annahme der vom W[rÿschaflspÿ'üfar
Bngebatenen Leistung in VerZug oder tÿntedäÿ$t der Auftraggeber eine ihm
nach Nr. 3 oder sonst wie obliegende Mi[wirkung, so ist der Wirfschaftsgrgfer
zur fristlosen Käodigung des Vertrages berechtigt Unberührt bleibt der¸
Aÿsgruch deÿ Wirtschattsprüfers auf Ersatz der ihm durCÿ den Verzug oder
die   unterlassene   Mitwirkung   des   Auftraggebers   enfatandenen
MehraLr[wendungen sowie de8 Verursachten Schadens, und zwar auch
dannÿ  wÿnn  der  Wirtschaftsprüfer  von  dem, Kündigun9srecht  keinen
GebraLÿch macht.

t4.'Ver8gtÿng

(H1)   Der   W#ts¢haftsprater   hat   neben   seiner   Geb0hÿen- oder
onorarforderung  Anspruch  auf  Erstattu[lg  seiner  Au£1agenÿ  die

Umsatzsteuer wird zusäizlfoh berechnet. Er kÿnrÿ 8ngemesseoe Vorsch0sae
auf Vergÿten9 und AuslagenerBate verlangen und die Auÿgefarung ÿeiner
Leistung von der vollen Befriedigung sefoer Ansprüche abhängig mach8nÿ
Mehrere Auftraggeber haften als Gesamtschuldner,

(2)   Eine Aufrechnung gegen Forderungen des Wÿrtsehaftsprgfers auf.
Vergütung und Auslagenersatz ist nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig
festgestellten Forderungen zulässig,

15. Aÿÿfbewÿbrumg ÿÿÿ Nera£sgÿbe von UnteHagÿn

t)   Der wg[schafteprüfer bewahrt die ftn Zusammenhang 'mit der
Edegigung  eines Auftrages ihm  übergebenen  und von  ihm selbst
angefer[igten  Unterlagen  sowie  den  [;ber  den  Auftrag  geführten
Schriftveechsel zehn Jahre auf.

(W2   Nach Befriedigung seiner Ansprüche aus dem Auftraÿ, hat der
irfschaftspfofer  auf Verlangen  des  Auffraggeberÿ  alle  unterlegen

heraus-zuÿeberÿ, alle er aus Anlaß selner Tgflgkeff fQr den AuSsag ven dlesem
eäer für diesen erhalten hat. Dies gilt jedoch nicht für den SchrifÿvecbeeI
zwischen dem Wirtsehaßsprürer ulÿrt seinem ALÿtra gebet und für die
Schdgatüoke, die dieser bere{ts in Urschriß oder Äÿschrift besitzt. Der
Wirtschaftspr0fer kann von Untedagen, die er an den Auftraggeber
zufockgibt, Abechrgten oder Fotokop]en anterügen und zuräckbehalten.

iÿ, Aÿzuwer!deÿÿges Recht

Für den¸ Auftrag, seine DurodfOhrun9 und die sich hieraus ergebenden
AnsgrOche gtli nur deutsches Rechtù

i % Er ÿlÿÿÿze nde ÿesÿ imÿÿLirÿgen fer ÿI[Iÿeÿetef:ÿÿg in Steÿÿersachen

.



LANDKREIS GIESSEN
Der Kreisausschuss '
Az.: 20/916.20 Scht.
Sachbearbeiter: Klaus Dieter Schmitt
Telefonnummer: 1355

Vorlage Nr.: 0915/2014
Gießen, den 27. Mai 2014

Beschlussvorlage des Kreisausschusses

Genehmigung der überplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen des
Haushaltsjahres 2013 gern. § 100 HGO in Verbindung mit § 52 Abs. 1 HKO

Beschluss-Antrag:

Der Kreisausschuss beschließt:

1. Die im Ergebnishaushalt des Haushaltsjahres 2013 entstandenen
überplanmäßigen Aufwendungen in Höhe

6.842.300111 €

werden gemäß § 100 Abs. 1 HGO nachträglich genehmigt.

2. Von den im Finanzhaushalt des Haushaltsjahres 2013 entstandenen
überplan- und außerplanmäßigen Auszahlungen in Höhe von insgesamt
518.889,81 € werden

201.889,81 €

gemäß § 100 Abs. 1 HGO nachträglich genehmigt.

3. Der Kreistag ist von den Haushaltsüberschreitungen des Haushaltsjahres
2013 in Kenntnis zu setzen.

Begründunq:

Gemäß  §  100  HGO  sind  über-  und  außerplanmäßige  Aufwendungen  und
Auszahlungen nur zulässig, wenn diese unvorhergesehen und unabweisbar sind
sowie die Deckung gewährleistet ist. Über die Leistung bzw. Genehmigung der
Haushaltsüberschreitungen hat der Kreisausschuss zu entscheidenÿ wenn der
Kreistag keine andere Regelung getroffen hat.

Die Voraussetzungen  zur Genehmigung  der  Haushaltsüberschreitungen  des
Haushaltsjahres  2013  durch  den  Kreisausschuss  liegen  gem.  §  7  der
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Haushaltssatzung vor. Danach gelten über- und außerplanmäßige Aufwendungen
und  Auszahlungen  als  nicht  erheblich  und  bedürfen nicht  der vorherigen
Zustimmung des Kreistages, wenñ es sich um Aufwendungen und Auszahlungen
handeltÿ die auf Grund gesetzlicher, tariflicher oder bestehender Verpflichtungen zu
leisten waren. Die Haushaltsüberschreitungen, die als erheblich einzustufen waren,
Wurden im Haushaltsjahres 2013 durch den Kreistag gesondert, genehmigt; auf
diese wird in der beigefügten Liste besonders hingewiesen.

Der überwiegende Teil der überplanmäßigen Aufwendungen im Ergebnishaushait
sind mit einer Summe von ca. 6,74 Mio. € in den Produktbereichen Soziale
Leistungen sowie Kinder-, Jugend- und Familienhilfe entstanden. Hierbei handelt es
sich   um   Pflichtleistungen   in   den   Bereichen   Hilfen   zur   Pflege,
Grundsicherungsleistungen,  Kommunale  Leistungen   nach   dem   SGB   Il,
Eingliederungshilfen, Leistungen nach dem AsyIB]G und Erziehungshilfen. Von den
zu erwartenden überplanmäßigen Aufwendungen in den Produktbereichen ,Soziale
Leistungen" und ,Kinder-, Jugend- und FamilienhiIfe" wurde der Kreisausschuss am
vorab 09.12.2013 in Kenntnis gesetzt.

Den  Haushaltsüberschreitungen im  Ergebnishaushalt  werden  voraussichtlich
Verbesserungen im Jahresergebnis 2013 verbunden mit einer Reduzierung des
Haushaltsdefizites ineiner Größenordnung von ca. 1,0 Mio. € gegenüberstehen. Das
geplante Jahresdefizit 2013 würde sich damit von 14 Mio. € auf rund 13 Mio. €
reduzieren.

Die Haushaltsüberschreitungen im Finanzhaushalt betragen 518ù889,81 €. Von
dieser  Summe  hat  der  Kreistag  bzw.  der  Kreisausschuss  überplan-  und
außerplanmäßige Auszahlungen in Höhe von 317.000 € bereits genehmigt. Damit
betragen die noch zu genehmigenden Mehrauszahlungen noch 201.889,81 € €.

Auf die beigefügte Liste der Haushaltsüberschreitungen des Haushaltsjahres 2013
wird verwiesen.

Es wird gebeten, wie beantragt zu beschließen

Finanzielle Auswirkungen:

Es entstehen keine Kosten.

Folqekosten:
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Sonstiges/Bemerkungen:

Mitzeichnung:

Fachdienst Finanzen

Organisationseinheit Schmitt
5

Heieis
Faÿhbereichsleiterin

er Kreisbeigeordneter

Zustim m u ngsvermerk/Sichtvermerl«

Beschluss dos _L<ÿÿ.s c3ÿ%ÿßÿÿ s.ÿ5_ vom:
Œ'B. 06. ÿ

Die Vorlage wl

Zur Beglaubigung
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Haushaltsüberschreitungen 2013

Bezeichnung

Ergebnishaushalt
Produkt/
Produkt-
bereich

21

31.2.01

31 3.01

31.1.06

31.1.02

Schulträgeraufgaben

Hilfe zur Pflege

Grundsicherung im Alter
und bei Erwerbs-

minderung

Kommunale Le[stungen
nach dem SGB il

Leistungen nach dem
AsylbLG

Budget

41022 - Querschnittsbudget für
Energiekosten

50004 - Produktbudget

50006 - Produktbudget

;9003 - Produktbudget

50011 - Produktbudget

Bereitgestellte
Haushaltsmittel

«

3.147.247,00

9.725.500,00

14,553.000,00

41.263,000,00

3.273.600,00

ùBuchungs-

volumen

€

3.249.078,29

9.956.754,59

14.915.931,02

421810.000,79

4.539.571,32

üpl./apL
Aufwendungen

101.831,29

231.254,59

362.931,02

1.547.000,79

1.265.971,32

Begründung

3ie entstandenen Mehraufwendunget7
sind überwiegend bei den Stromkasten
(EEG-Umlage) entstanden.

Die Haushaltsüberschreitung resuitied
aus den erhöhten Pflegesäfzen und
FalIzah]steigerungen in den
Eindchtungen.

Eine stetige Fal[zahlsteigerung im
Bereich der Grundsicherung führt zu
einem kontinuierlichen Anstieg der
Transferleistungen.

Die Zahl der I5edartsgemeinschaiten Im
SGB II Bezug ist gestiegen• Weite[hin
mussten in 2013 aufgrund des kalten
Winters 2011 erhöhte Heizkosten an die
HiIfeempfänger/innen nachgezahlt
werden. Auch der Aufwand bei den
einmaligen Kosten der Unterkunft erhöhte
sich wegen der vermehrten Übernahme
von Unterkun%kosten und Kautionen in
qänstiaere Wnhnlmotÿq.

Nach einer Steigerung der Flüchtlings-
zahlen im Jahr 2012 erfolgte in 2013 eine
weitere massive Erhöhung der durch das
RP Darmstadt zugewiesenen
Asylbewerber, Um die Verpflichtung nach
dern Gesetz über die Aufnahme und
Unterbringung von Flüchtlingen und
anderen ausländischen Personen zu
erfüllen, mussten die Plätze in
Gemeinschaftsunterkünften von 211 auf
357 erhöht werden. Die GU waren Ende
des Jahres zu 100 % belegt.
In der Folge haben sich zwar die
Einnahmen aus der Pauschalerstattung
des Landes um 970.000 ÿ erhöht, die
aber den überplanmäßigen Aufwand nicht
in voller Höhe decken.
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Produkt/
Produkt-
bereich

Bezeichnung Budget
Bereitgestellte

Haushaltsmittel
€

36,3.03

36,3,82
F6rderung der Erziehung
in der Familie

Hilfen zur Erziehung;
Hilfen für junge Volljährige

Sozia[budget 53008 - Projekt "Jugend
stärken"

51004 - Produktbudget

51008 - produktbudget

33.1.01 Ertrag: 128.000 (
Aufwand: 128.000 €

1.440.000,00

15,223.000,00

Buchungs-
Vo]umeß

€

Ertrag: 136.135,38
Aufwand: 137.030,28

1.677.384,86

17,571.016,28

üpl,/apL
Aufwendungen

€

€
€          894,90

237.384,86

2.348.016,28

Begründung

Das Projekt "Jugend stärken" ist in 2013
ausgelaufen. Den Mehraufwendungen in
2013 stehen Mehredräge im
Gesamtprojekt (2011 bis 2013)
gegenüber, sodass dern Landkreis keine
tatsächlichen Mehraufwendungen
e[ltstanden sind.

Es wurden zusätzliche Maßnahmen im
Bereich der Hilfen für aIleinerziehende
Mütter notwendig, da weitere minderj.
Mütter diese Form der Unterstützung bei
der Pflege und Erziehung ihrer Kinder
benötigten. Bei dieser Hiifead sind die
Kosten für die Mütter und deren Kinder z{
leisten.

In 2013 sind 5 Familien mit 12 Kindern,
die bereits vollstationär untergebracht
waren, in den Landkreis zugezogen. In
einer Region wurden außerdem 18 neue
stationäre Hilfen instal]ied, davon 9
Plätze für Kinder wegen
Kindeswohlgefährdung. Diese Fälle

aren bei der Mittelanmeldung für 2013
noch nicht bekannt. Eine
urchschnittliche stat. Unterbringung

kostet 5.000 ÿ/Monat. Ferner waren in
2013 Kostenerstattungsansprüche
anderer'J ug endhiIfeträge[ abzugelten.
Die Aufwendungen für die unbegleiteten
minderjährigen Flüchtlinge sind auf Grun(
er erhöhten Zuweisüngen ebenfalls

]estiegen. Diese Aufwendungen wurden
allerdings zu 100 % durch das Land
-efinanzied.
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Produkt/
Bereitgestellte            Buchungs-             üplJapl.

Produkt-
bereich         Bezeichnung                    Budget                Baushaltsmittel            volumen          Aufwendungen             Begründung

€              €             «

36.3.05

36.3.40

Andere Aufgaben der
Jugendhilfe

Eingliederungshilfe für
seelisch behinderte Kinder
und Jugendliche

51006 - Produktbudget

11.1.11/ Personalservice/
001

Kreisverwal[ung

53007 - Produktbudget

Haushaltsüberschreitungen im Ergebnishaushalt insgesamt:

Finanzhaushalt
Buchungs-

Bereitgestellte      volumen (einschh übergel.       üpIJapl.
Produkt]  Maßnahme und Bezeichnung                                  Haushaltsmittel                              Auszahlungen   Begründung  .

Mahnahme                                                                           (ÿ                    Aufträge)                  €
«

11.1.03/ Technikunterìtützte Informationsverarbeitungl                 385.775,84            488.344,39       33.618,22
001    Anschaffungen zum Betrieb des Rechenzentrums der

Gesetzliche Versorgungsrücklage

330.700,00

7.!50.000,00

106.000,00

456.807,53

7.770.907,53

120,915,60

126.107,53

620.907,53

6,842.300,11

14.9i5,60

uas Jugenaam[ ISt bei vorliegen ger
Voraussetzungen zur [nobhutnahme von
Kindern und Jugendlichen verpflichtet.
Die Anzahl der Maßnahmen sind nicht
steuerbar. Die Erhöhung des Aufwandes
ist u.a. auf längere Verweildauern
zurückzuführen: Wegen begrenzter Zahl
von Bereitschaftspflegestellen muss auf
das kostenintensivere Leistungsangebot
von ErziehungssteIlen oder
Inobhutnahmegruppen zurückgegriffen
Wfÿrdpn
Die Fallzahlen und Kosten der
Maßnahmen sind gestiegen. Aufgrund
der Problematiken schwieriger Kinder und
Jugendlicher werden nicht nur
Regeleinrichtungen sondern auch
intensivpädagogisch spezialisierte
Einrichtungen benötigt.

Die Gestaltung des tnternetauftritts und
die Einrichtung des Bürgerteiefons
wurden im Ergebnisbaushalt gepiant.
Notwendige Anschaffungen von Hard-
und Software im Finanzhaushalt sind
überplanmäßig entstanden. Die Mittel
vurden in entsprechender Höhe im
Ergebnishaushalt gesperrt.

Betrag war aufgrund des niedrigeren
Vorauszahlungsbescheides bei
Haushaltsp[anung nicht vorhersehbar.
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Produkt/
Produkt-
bereich

11.1.411
001

Bereitgestellte
Haushaltsmittel

€

Haushaltsüberschreitungen im Finanzhaushalt insgesamt:
"E

Erwerb eines Grundstücks/
5OO

24.3.01/
O99

Bezeichnung                    Budget

Bereitetellung und Betrieb von Verwaltungegebäuden/
Anschaffung von beweglichem Vermögen

Grundschule Wettenberg-Krofdorf-Gleibergl
ù

Schulartübergreifende DiensUeistungen und internes
Management/
Eigenbertrieb "Servicebetrieb Landkreis Gießen"

21.1.01.38

0,00

0,00

486.675,00

Buchungs-
volumen

€

140.000,00

273.000,00

544,030,99 €

üpl./apl.
Aufwendungen

€

140.000,00

273.000,00

57.355,99

518.889,81

Begründung

Die Mittel für die Anschaffung eines
Notstromaggregates wurden planmäßig
Im Produkt Katastrophenschufz
bereitgestellt, dann aber wegen der
richtigen Zuordnung und Zuständigkeit
des FD Bauen hier verbucht.
Der Kreistag hat am 01.07.2013 für den
Ankauf eines Grundstückes in
Wettenberg zur Umsetzung bevor-
stehender Neubau= und Sanierungs-

maßnahmen an der GrS Wettenberg-
Krofdorf-Gleiberg eine außerplanmäßige
Auszahlung in Höhe von 260.000
genehmigt (Vodage 0686/2013). Der
Mehrbetrag resultiert aus
Anschaffungsnebenkosten, die in der
ursprünglichen Beschlussfassung nicht
berücksichtigt waren.
Anschaffung von dringend benötigten
Geräten für den HausmeisteF und
Reinigungsdienst; daher musste ein
höherer Investitionszuschuss an den
Eigenbetrieb gezahlt werden, Die
Einsparung erfolgte beim Produkt
Medienzentrum 24.3.02. Der Kreis-

ausschuss hat hierfür eine überplan-
mäßige Auszahlung in Höhe von 57.000
€ am 03.06.2013 genehmigt (Vorlage
0684/2013).
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LANDKREIS GIESSEN
Der Kreisausschuss
Az.: LtO
Sachbearbeiter: Sandrine Piljanovic
Telefonnummer: 1317

Vorlage Nr.: 0918/2014
G!eßen, den 12.juni 2014

Beschlussvorlage des Kreisausschusses

I Schulentwicklungsplan für die Berufliche Schule des Landkreises Gießen

Beschluss-Antraq:

Der Kreistag beschließt die Fortschreibung des Schulentwicklungsplanes für
die Berufliche Schule des Landkreises Gießen (Anlage).

Beqründunq:

Der Landkreis Gießen ist als Schulträger gemäß § 145 des Hessischen Schulgesetzes
(HSchG)  verpflichtet,  Schulentwicklungspläne  für  die  jeweilige  Schulform
aufzustellen,  Der Schulentwicklungsplan  muss  den  gegenwärtigen  und  den
zukünftigen Schutbedarf und die Schulstandorte ausweisen. Er muss die langfristige
Zielplanung und die Durchführungsmaßnahmen enthalten.

Die  Schulentwicklungsplanung  soll  gemäß  §  145  (3)  HSchG  ein  möglichst
vollständiges und wohnortnahes Bildungsangebot sichern. Sie soll die planerischen
Grundlagen   eines   regional   ausgeglichenen   Bildungsangebotes   im   Land
berücksichtigen.

Die  Pläne  sind  innerhalb  von  fünf  Jahren  nach  der  Zustimmung  des
Kultusministeriums zu überprüfen und fortzuschreiben, soweit es erforderlich wird.

Der letzte Schulentwicklungsplan der Beruflichen Schule für den Landkreis Gießen
wurde im Jahr 1995 vorgelegt. Der Landkreis Gießen hat nach der Kommunalwahl im
Jahr   2011 die   Schulentwicklungsplan ungen   erneut   aufgenommen   und
vorangetrieben.

Der Standort der Beruflichen Schule (Willy-Brandt-Schule) ist nicht gefährdet.
Enge Abstimmungen über Vermeidung von Doppelstrukturen sowie der möglichen
Bildung von Regional- und Landesklassen sind mit den benachbarten Schulträgern,
vor allem mit der Stadt Gießen erfolgt.

Der Schulträger Landkreis Gießen wird auch mittelfristig in der Lage sein, an der
Willy-Brandt-Schule das bewährte Bildungsangebot vorzuhalten und an die jeweiligen
Erfordernisse von Schülerinnen und Schülern einerseits und Ausbildungsbetrieben
und Arbeitgebern andererseits anzupassen.
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Finanzielle Auswirkungen:

Es entstehen keine Kosten.

Sonstiges/Bemerkungen:

M itze ich n u ng:
Fachbereich Schule,
Bauen, Sport und
Abfallwirtschaft

Stellv. Fachdienstleitung
ovic                    Ma rJ6 Rohrmus

Fachÿereichsleitung

Dr. Christiane Schmahl
Hauptamtliche Kreisbeigeordnete

=

Zustimm ungsvermerk/Sichtvermerk:

i ,'.Vc,agewird  J   .«    ÿ ,      --

7ÿ-d-qBeschluss des ÿ'¢4('        vom:

Die VorDge wird - mit Zusaÿbeschluss _!
genehmigt- nicht genehmigt - zurückgeste!!t

Zur Beglaubigung
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Vorwort der Schuldezernentin

Nach meinem Amtsantritt als Schuldezernentin im Juni 2011 war mir die Fortführung der
Schulentwicklungsplanung ein besonderes Anliegen. Nachdem wir im Jahr 2012 die
personellen und sächlichen Voraussetzungen in der Verwaltung für die Erarbeitung des
Planes geschaffen haben, konnte der Schulentwicklungsplan für die Allgemeinbiidenden
Schulen erarbeitet und im Sommer 2013 den politischen Gremien zur Beratung und
Beschlussfassung vorgelegt werden. Am 1. Juli 2013 wurde er vom Kreistag verabschiedet.

Als nächster Schritt wurde nun die Planung für die Berufliche Schule des Landkreises
aufgenommen. Hier gab es in der Vergangenheit einen noch längeren Stillstand als bei den
AIIgemeinbildenden Schulen, denn die letzte Fortschreibung datiert von 1995. Sie umfasste
seinerzeit nur drei Seiten, die knapp die Berufsfelder, die Schülerzahlen und die
vorhandenen Räume auflisteten. Nicht einmal die einzelnen Berufe waren aufgezeichnet.

Der jetzt vorliegende Schulentwicklungsplan für die berufliche Schule des Landkreises
Gießen, die Willy-Brandt-Schule, ist dagegen umfassend gestaltet, macht detailliert Angaben
zu  Berufsfeldern  und  Berufen  und  stellt die  Entwicklung der Schülerinnen-  und
Schülerzahlen dar. Deutlich wird dabei, wie sich wirtschaftliche und gesellschaftliche
Entwicklungen in den Zahlen widerspiegeln.

Die Kreisberufsschule hat seit vielen Jahren ihren Sitz in der Un[versitätsstadt Gießen. Die
Stadt Gießen wiederum  ist selbst Träger von vier Schulen  mit berufsbezogenen
Bildungsangeboten. Damit nicht auf engem Raum Doppelstrukturen vorgehalten werden, ist
eine enge Abstimmung mit der Stadt Gießen nötig und erfolgt. Beide Schulträger können so
ein eigenes, nicht konkurrierendes Profil im Hinblick auf die berufsbezogenen Angebote
entwickeln.

Kein Schulträger kann heute ein umfassendes Schulprogramm für alle Ausbildungsberufe
vorhalten. Aufgrund der zurückgehenden Zahlen in vielen Handwerksberufen ist die Bildung
von Regionalklassen für mehrere Schulträger und sogar die Bildung von Landesklassen für
einige Berufe erforderlich.  Dies haben wir in Abstimmung mit den benachbarten
Schulträgern, aber auch der Handwerkskammer und der Industrie- und Handelskammer
berücksichtigt.

Der Plan zeigt deutlich: Während in ländlich strukturierten Schulbezirken wie zum Beispiel
dem Vogelsbergkreis nicht mehr alle Berufsschulangebote aufrechterhalten werden können
und die Auszubildenden zum Teil weite Wege zu den Schulstandorten auf sich nehmen
müssen, ist dies im Landkreis Gießen (noch) nicht der Fall. In der Regel können alle Berufe
wohnortnah schulisch angeboten werden. Insofern zeigt dieser Schulentwick]ungsplan
Gießen als starken Schulstandort. Dies ist sicher auch nicht zuletzt dem engagierten Wirken
des' Kollegiums der Willy-Brandt-Schule zu danken, das stets bemüht ist, die aktuellen
Entwicklungen und beruflichen Erfordernisse im Schulprofil umzusetzen.



Mit der jetzt vorgelegten Fortschreibung des Schulentwicklungsplanes für die Berufliche
Schule  des  Landkreises  Gießen  haben  wir eine  verlässliche  Basis für  unser
Verwaltungshandeln und die politischen Entscheidungsträger geschaffenù

Ich möchte mich bei allen bedanken, die an der Erarbeitung des Planes mitgewirkt haben.
Besonders erwähnen möchte ich dabei Frau Sandrine Piljanovic (Fachdienst Schule), Herrn
Matthias Spangenberg (Fachdienst Schule) und Herrn Gerhard Greilich (Dezernat III), die
das vorliegende Werk erarbeitet und redigiert haben, sowie Herrn Georg Wittich (Schulleiter
der Willy-Brandt Schule).

ich wünsche allen Nutzern eine anregende Lektüre und neue Impulse für die schulpolitische
Diskussion.

Dr. Christiane Schmahl

Schuldezernentin
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Abkürzu ngsverzeichnis

2j. BFS

BBiG
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BGJ
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BzB

EIBE

Ern.

GVBL

f.

fr.

FOS

Hausw.

HSchG

HWO

LUSD

QUABB

Syn.

VO

: Zweijährige Berufsfachschule

= Berufsbildungsgesetz

= Berufliches Gymnasium

= Berufsgrundbildungsjahr

= Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen

= Berufsvorbereitungsjahr

: Bildungsgänge zur Berufsvorbereitung

= Eingliederung in die Berufs- und Arbeitswelt

= Ernährung

= Gesetze- und Verordnungsblatt des Landes Hessens

= folgende

= fortfolgende

= Fachoberschule

= Hauswirtschaft

= Hessisches Schulgesetz

= Handwerksordnung

= Lehrer- und Schüler-Datenbank

= Qualifizierte berufspädagogische Ausbildungsbegleitung

in Berufsschule und Betrieb

= synonym

= Verordnung
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1. Einleitung

Nach § 145 des Hessischen Schulgesetzes sind die Schulträger verpflichtet,

Schulentwicklungspläne für ihr Gebiet aufzustellen. In den Plänen werden der

gegenwärtige und zukünftige Schulbedarf sowie die Schulstandorte ausgewiesen.

Der Landkreis Gießen verfügt als Schulträger nur über eine einzige berufliche Schule,

die Willy-Brandt-Schule in Gießen. Der vorliegende Plan befasst sich somit mit dem

Bildungsangebot dieser Schule.

Bei der Planung der beruflichen Schulen sind die Entwicklungen der Berufsbildung und

die Planungen des Landes für die Bildung schulträgerübergreifender Schulbezirke zu

berücksichtigen (siehe Abschnitt 3.2.3.8, S. 34).

Auf der Grundlage einer regionalen Konzeption ist festzulegen, welche Berufsfelder,

Berufsgruppen oder Ausbildungsberufe in den beruflichen Schulen jeweils erfasst und

welche Bildungsgänge angeboten (siehe S. 21 fr.) werden.

Die Schulentwicklungspläne müssen sowohl die langfristige Zielptanung als auch die

Durchführungsmaßnahmen unter Angabe der Rangfolge ihrer Verwirklichung enthalten

(siehe S. 39 f.).

Sie sind mit den benachbarten Schulträgern und mit anderen Fachplanungen,

insbesondere der Jugendhilfeplanung, abzustimmen.

Über die genannte gesetzliche Verpflichtung hinaus gibt es weitere Gründe zur

Aufstellung eines Schulentwicklungsplanes für das berufsbezogene Bildungsangebot.

Steigender Kostendruck, demografischer Wandel und Fachkräftemangel veranlassen

Bildungspolitik und -verwaltung zu Reformüberlegungen1, die die aktuelle Gestalt und

das Aufgabenspektrum beruflicher Schulen nachhaltig zu verändern angelegt sind.

Im Fokus dieser Überlegungen steht eine Reform der Bildungsgänge des

0bergangsbereichs2 mit dem Ziel, Warteschleifen durch eine anrechenbare anschluss-

und  abschlussfähige  berufliche  Qualifizierung  von  Schulabgängerinnen  und

Schulabgängern abzubauen. Vorrang hat dabei die Berufsausbildung im dua]en

System mit den beiden Lernorten Betrieb und Berufsschule.

siehe hierzu auch Hessisches Kultusministerium: HKM-Pregramm zur Reform des Übergangssystems,
Wiesbaden 2013 sowie
Hessisches  Ministerium  für Wirtschaft.  Verkehr  und  Landesentwicklunÿ:  Optimierung  des
Übergangsbereichs in Hessen; Frankfurt 2012

2 ,Übergangsbereich" = Sammelbegriff für schulische  Maßnahmen, die ,..überwiegend nicht, auf eine
Berufsausbiÿdung angerechnet werden können und auch nicht zu einem höheren Sohulabechluss
führen ... (Diese) verzögern ... die Bildungslaufbahn. Sie sind deshalb sowohl aus individueller
Perspektive als auch im Blick auf einen optimalen Mitteleinsatz im Bildungswesen problematisch."
Hessisehes  Ministerium  für Wirtschaft.  Verkehr  und  Landeeentwickfunq:  Optimierung  des
Übergangsbereichs in Hessen; Frankfurt 2012, S. 78
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Was die Wiily-Brandt-Schule betrifft, so sind von diesen zu erwartenden

Umgestaltungsmaßnahmen die Bildungsgänge zur Berufsvorbereitung (= BVJ,

EIBE), die Zweijährige Berufsfachschule (zum Mittleren Abschluse) sowie die

Zweijährige Höhere Berufsfachschule3 (sogenannte ,Assistentenausbildung")

betroffen.

Erste  konkrete  Umsetzungen  wie  der  Wegfall  des  vollschulischen

Berufsgrundbildungsjahres  sowie  die  Installation  von  Maßnahmen  zur

Reduzierung der Abbruchquote in der dualen Ausbildung an der Willy-Brandt-

Schule sind bereits erfolgtù Hierzu gehören:

*  ein    standardisiertes    Mahnwesen    zur    Meldung    von

Sch ulpflichtverletzungen,

•  regelmäßige Veranstaltung von ,Runden Tischen" mit Vertreterinnen

und Vertretern von Ausbildungsbetrieben sowie

•  gesamtschulisch das Angebot eines umfassenden Beratungsangebotes

für alle Problemlagen.

Teilnahme am ,QUABB"-Projekt (= "Qualifizierte berufspädagogische

Ausbildungsbegleitung in Berufsschule und Betrieb"). Ziel dieses vom

Land Hessen und der Europäischen Union (Europäischer Sozialfond)

finanzierten Programmes ist es, drohenden Ausbildungsabbrüchen zu

begegnen.  Hierzu wird unter anderem den beteiligten Schulen

qualifiziertes Personal zur Verfügung gestellt. Es ist Ziel, das zu

Jahresende auslaufende Programm im Rahmen des Gesamtkonzepts

ù Fachkräftesicherung Hessen" bis 2018 zu verstetigen und auszuweiten.

3  Die Einjährige Höhere Berufsfachschule wird in der WBS nicht angeboten,
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Im Zusammenhang mit der notwendigen brandschutztechnischen Sanierung

der Willy-Brandt-Schule wird derzeit überlegt,  ob eine Sanierung im

Bestandsgebäude erfolgt oder die Schule komplett an einen neuen Standort

verlegt wird. Die Entscheidung wird voraussichtlich erst nach Beschiussfassung

des Schulentwicklungsplans erfolgen.

Weitere Maßnahmeplanungen im vorliegenden (Teil-) Schulentwicklungsplan

sind  dem  öffentlichen  Inklusionsauftrag4  geschuldet:  Ziel  ist  es,  die

vorhandenen Angebote für Menschen mit Behinderung unter Berücksichtigung

der  vorhandenen  Ressourcen  auszubauen  und  zu  prüfen,  welche

berufsbezogenen Angebote neu geschaffen werden können.

ùlnklusion" zielt auf die Maximierung der sozialen Teilhabe und auf die Minimierung von Diskriminierung
von Risikogruppen in Schule ab, Inklusion im hier gemeinten weitesten Sinne fokussiert damit nicht
ausschließlich' Kinder und Jugendliche mit Behinderungen sondem bezieht auch mögliche andere
Aspekte von Verschiedenheit mit ein: Dazu gehören Ausgrenzungen bzw. Benachteiligungen zum
Beispiel auf Gründ von Geschlecht, sozialer Herkunft, spezifischen Lebensbedingungen und/ oder
Kultur,
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2. Aufbau des beruflichen Schuiwesens in Hessen

2.1 Die äußere Organisation5

BUdungsgänge an der WBS

Universität  Fadlbochÿÿle       Baÿhelor/Master
i:)::¸ :iL!  .::ÿ ,,

3jÿhdger
unÿjang

Btaatl. gepr. Aÿÿenißn)  ......

......  DuÿI« und

vollschulische

r=ÿÿ                ÿ.ÿ 8etufsaÿsl)Udung.                   (Nacÿrbdes[«ÿ)i

)jÿrig   " lj[hr)g        Ib-ÿIossÿ ÿÿl(ÿ)

)kitt(eier (ÿ((dullgsaösÿh(uss     i                ÿUlerfÿnen   :
(L=nvoÿÿaneiner6ÿmtschule, änerHauptschule D, [              oÿ) ÿ:,ÿ.»l Lÿb ÿÿ%ÿÿ%

er ReÿIsdÿÿÿ, eJt)ÿr 2 äh(igen 8ÿfsfaÿÿhu(e .) oder   ((auptsdÿÿ    ((nd / oder ÿ Ü(e(/in(]eÿ
Veÿÿÿÿ:ÿangszeugnis in d{e ]ahÿangÿÿÿÿ II [   ÿbÿdÿ(ussm

2jÿh«ÿe
Bÿrufl-

fadÿsdlu]e

[] 8i)dun(]sgängeanderW(]S     lÿi)öungsoängeanderWlÿSnkhtwr(reten!   ÿue(le: WBS6ieOen [ Stand:Januar2014

Abb.: Das berufliche Schulwesen in Hessen mit Hervorhebung der Bildungsgänge an der
Willy-Brandt-Schule (an der Willy-Brandt-Schule nicht angebotene aildungsgänge sind zum

Teil an den Beruflichen Schulen der Stadt Gießen vertreten).

s vgl Hessisehes Kultusministerium: Hessisches Schulgesetz in der Fassung vom 14. Juni 2005 (GVBI.
S. 441 ), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18. Dezember 2012 (GVBI. I S. 645); § 11
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Gemäß den einschlägigen schuigesetzlichen Regelungen werden die Berufsschule, die

Berufsfachschule6, die Fachoberschule, das Berufliche Gymnasium sowie die

Fachschule dern System der beruflichen Schulen zugeordnet (,äußere Organisation").

Dabei haben die beruflichen Schulen (Sekundarstufe II) unter anderem die Aufgabe,

den Erwerb von Abschlüssen der allgemein bildenden Schulen der Sekundarstufen

nachträglich zu ermöglichen.

Die Bildungsgänge zur Berufsvorbereitung sind ebenfalls Bestandteil der berufli£hen

Schulen: ,Sie richten sich an Jugendliche ohne Berufsausbildungsverhältnis mit dem

Ziel,  Schülerinnen  und  Schülern  den  Übergang  in  die  Berufsausbildung,  in

weiterführende Bildungsgänge oder in Arbeitsverhältnisse zu erleichtern."7

2.2 Innere Organisation und Abschlüsse an den Beruflichen Schulen

2.2,1 Das berufsvorbereitende Bildungsangebet

Das berufsvorbereitende Bildungsangebot an hessischen beruflichen Schulen gliedert

sich in

o  die Bildungsgänge zur Berufsvorbereitung (BVJ = Berufsvorbereitungsjahr; EIBE =

Eingliederung in die Berufs- und Arbeitsweltÿ) mit der Möglichkeit des Erwerbes des

(qualifizierenden) Hauptschulabschlusses, für Schülerinnen und Schüler, die ein

Abgangszeugnis der Jahrgangsstufe 8 erhalten haben,

o  die  zweijährige  Berufsfachschule  mit  dern  Ziel,  nach  Erreichen  des

(qualifizierenden) Hauptschulabschlusses den mittleren Abschluss zu erwerben;

der  Abschluss  an  einer  zweijährigen  BFS  kann  auf  Grundlage des

Berufsbildungsgesetzes auf die Berufsausbildungszeit angerechnet werden;

die einjährige höhere Berufsfachschule mit Zie!, nach Erwerb des Mittleren

Abschlusses  sowohl fachtheoretische  Kenntnisse  als auch fachpraktische

Fertigkeiten zur Vorbereitung auf die Fachausbildung zu vermitteln. Ein höherer

allgemeinbildender Abschluss kann hier nicht erworben werden. Der erfolgreiche

Abschluss kann jedoch auf die Ausbildungszeit angerechnet werden.

e  Die Bezeichnung ,Berufsfachschule" ist mehrdeutig und bietet interessierten Schülerinnen und
Schülern  sowie  Erziehungsberechtigten  oftmals  Anlass  zur  Verwirrung.  So  existiert  im
berufevorbereitenden Bildungsangebot eine Zweijährige Berufsfachschu]e (zum mittleren Abschluss),
im berufsqualifizierenden Bildungsangebot existieren eine zweijähdge höhere Berufsfachschule
(ùAssistentenberufe") sowie eine mehrjährige Berufsfachschute mit Berufsabschluss. Schließlich ist im
Übergangsbereich eine einjährige höhere Berufsfactischule verortet.

• Hessisches Kultusministerium: Verordnung über die Ausbildung und Abschtussprüfungen in den
Bi]dungsgängen zur Berufsvorbereitung vom 10. August 2006; § 1

8 EIBE-Lehrgänge werden im Schuljahr 2014/20!5 letztmatig angeboten. Es gilt allerdings als sicher,
dass der Europäische Sozialfonds (EFS) ein Nachfolgeprogramm generiert.
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2.2.2 Das berufsqualifizierende Bildungsangebot

Der Abschluss eines Berufsausbildungsvertrages mit einem Betrieb in einem der circa

330 staatlich anerkannten Ausbildungsberufe9 begründet die Berufsschulpflicht für

Auszubildende:

Der Zugang zu dieser Ausbildung ist formal an keinen bestimmten Schuÿabschluss

gebunden und ermöglicht grundsätzlich

•  die Feststellung der Gleichwertigkeit im Abschlusszeugnis der Berufsschule mit

einem  Hauptschulabschluss für Auszubildende,  die  bislang  lediglich ein

Abgangszeugnis der Jahrgangsstufe 8 haben,

•  die Feststellung der Gleichwertigkeit im Abschlusszeugnis der Berufsschule mit

einem    mittleren    Abschluss    für    Auszubildende    mit    einem

Hauptschulabschlusszeugnis,

•  die Zuerkennung der allgemeinen Fachhochschulreife für Auszubildende mit einem

Zeugnis über den mittleren Abschluss als Eingangsvoraussetzung.t°

Als  Spezialfal!  im  System  der  Berufsqualifizierung  gilt  das  kooperative

Berufsgrundbildungsjahr: Es wird von Jugendlichen besucht, die sowohl Schülerinnen

und Schüler als auch Auszubildende im Sinne des Berufsbildungsgesetzes sind oder

über einen entsprechenden Vorvertrag verfügen. Das Berufsgrundbildungsjahr in

kooperativer Form kann für das erste Ausbildungsjahr unter bestimmten Bedingungen

vollschulisch durchgeführt werden.

Ausbildungsregelungen für Menschen mit Behinderungen (Ausbildung zur/ zum

Fachpraktiker/in;    ,Helferberufe")    werden    auf    der    Grundlage    des

Berufsbildungsgesetzes und der Handwerksordnung von den zuständigen Stellen für

jene Menschen erlassen, für die aufgrund Art und Schwere ihrer Behinderung eine

Ausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf nicht in Frage kommt. Laut Gesetz

sollen die Ausbildungsinhalte aus den Inhalten anerkannter Ausbildungsberufe

entwickelt werden.

Die Ausbildung von Menschen mit Behinderungen ist auf Ausbilderseite an eine

rehabilit

9 Mit dem Begriff ,anerkannter AusbildungsberuP werden Ausbildungsgänge bezeichnet, die auf der
Grundlage von § 4, § 5 Berufsbildungsgesetz (BBiG) bzw. § 25, § 26 Handwerksordnung (HwO) durch
Ausbildungsordnungen bundesainheitlich geregelt sind. Die Ausbildung in diesen Berufen erfolgt "dual",
d. h. an den beiden Lernorten Betrieb und Berufsschule.

10 Die Gleichwertigkeit mit allgemeinbildenden Schulabschlüssen beziehungsweise das Erreichen der
allgemeinen Fachhochschulreife ist in der Regel von weiteren Voraussetzungen und Nebenleistungen
abhängig, die in den einschlägigen Verordnungen ausgeführt werden.
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Andere, vollschulische Berufsqualifizierungen sind in den Bildungsgängen

•  der zweijährigen höheren Berufsfachschule (,Assistentenberufe") sowie

•  der mehrjährigen Berufsfachschule mit Berufsabschluss

verortet.

2,2.3. Das studienqualifizierende BUdungsangebet und das

Weiterbildungsangebot

Das studienqualifizierende Bildungsangebot an beruflichen Schulen erstreckt sich

O auf den Bildungsgang der Fachoberschule11 mit dem Ziel, nach Erwerb der

Allgemeinen Fachhochschulreife die Studieffähigkeit für die Aufnahme eines

Studiums an einer Fachhochschule bzw. in den im Anschluss aufbauenden

Studiengängen an einer Universität beziehungsweise Hochschule zu erwerben

sowie

•  auf den Bildungsgang des beruflichen Gymnasiums mit dem Ziel, die allgemeine

Hochschulreife zuerkannt zu bekommen.

Der Erwerb der schulischen beziehungsweise allgemeinen Fachhochschulreife ist

parallel Zu einer Ausbildung im dualen System, in der vollschulischen Berufsausbiidung

und/oder  in  der  Fachschul-  bzw.  Technikerausbildung  -  hier  ist  das

Weiterbildungsangebot der beruflichen Schulen verortet - als Zusatzqualifikation

möglich.

11 Die Fachoberschule existiert in zwei Spielarten: Als zweijährige Fachoberschule (A-Form) bietet sie
geeigneten Sehüle#nnen und Schülern mit mitäerem Abschluss (bzw, gleichwertiger Qualÿ#ketien)
eine unmittelbare Anschluseperspektive nach der Jahrgangsstufe 10. Als einjährige Organisationsfon'n
B richtet die Fachoberschule ihr Bildungsangebot an junge Menschen, die nach Erwerb des mittleren
Absch[usses (bzw. gleichwertiger Qualifikation) zunächst eine Berufsausbildung o. ä. absolviert haben.
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2.3 Der Übergangsbereich im Fokus der Bildungspolitikÿ2

Demographische Prognosen gehen von einer schrumpfenden Bevölkerung vor allem

im  ländlichen  Raum  und  damit  einhergehend  von  einem  zunehmenden

Fachkräftemangel aus. Aus diesem Grund, aber auch weil der Übergangsbereich den

Jugendiichen mangelnde berufliche Perspektive bietet, werden derzeit Maßnahmen für

einen Rückbau des Übergangsbereichs umgesetzt.

Unter   dem   Begriff   ,Übergangsbereich"   werden   in   der   integrierten

Ausbildungsberichtserstattu ng (iABE)

ù  die zweijährige Berufsfachschule (zum MittlerenAbschluss),

•  die einjährige höhere Berufsfachschule, das Berufsgrundbildungsjahr und die

Einstiegsqua]ifizierung (EQ) der Bundesagentur für Arbeit mit der Möglichkeit der

Anrechenbarkeit (aber ohne höheren Schulabschluss) sowie

•  die   Bi]dungsgänge   zur   Berufsvorbereitung   und   berufsvorbereitende

Bildungsmaßnahmen der Bundesagentur für Arbeit (keine Anrechenbarkeit)

subsumiert.

ùDer Übergangsbereich erlasst alle Ausbildungsangebote, die unterhalb einer

qualifizierten   Berufsausbildung   liegen   bzw.   zu   keinem   anerkannten

Ausbildungsabschluss führen, sondern auf eine Verbesserung der individuellen

Kompetenzen von Jugendliclÿen zur Aufnahme einer Ausbildung oder Beschäftigung

zielen und zum Teil das Nachholen eines allgemeinbildenden Schu]abschlusses

ermöglichen. Vielfältige Gründe sind hierfür denkbar, wie beispielsweise fehlende

Berufsorientierung, unzureichendes Ausbi]dungsp]atzangebot, ein nicht ausreichendes

Angebot beruflicher Vollzeitschulen oder mangelnde Ausbildungsreife."13

Ziele bereits umgesetzter und noch umzusetzender Maßnahmen sind

•  Reduzierung ,,unwirtschaftlicher" Bildungsangebote, die nicht in einen höheren

allgemeinbildenden Schulabschluss münden sowie

w  das Erreichen einer früheren Ausbiidungs- respektive Berufsreife mit dem Ziel, dem

Arbeits- und Ausbildungsmarkt früher als bisher zur Verfügung zu stehen.

Diese Ziele werden verfolgt mit der Maßgabe, dass ein vollständiger Abbau des

0bergangsbereichs  nicht realistisch  ist:  So werden  die  Bildungsgänge  zur

12 vgl.  Deutsches  Institut für intemationa]e  Pädaooaische Forschunq  (DIPF):
Übergangsbereichs in Hessen; Frankfurt 2012

3 Deutsches Institut für internationale Pädaqoqische Forschunq (DIPF): a. a. O.; S. 3

Optimierung des
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Berufsvorbereitung  .....  langfristig die Kerngruppe bilden, für die der Übergangsbereich

fortbesteht."14

Seit Veröffentlichung der hier zitierten Expertise (,Optimierung des 0bergangsbereichs

in Hessen") des Deutschen Instituts für Internationale Pädagogische Forschung (DIPF)

im Jahre 2012 wurden die folgenden Maßnahmen bereits umgesetzt:

•  die Einführung der Mittelstufenschule,

•  die Initiierung eines ,Probelaufs" mit dem Ziel der Reform der zweijährigen

Berufsfachschule (hier: zweijährige gestufte Berufsfachschule) an drei hessischen

beruflichen Schulen sowie

•  derWegfall des schulischen Berufsgrundbildungsjahres.

Ferner hat die Konzeptentwicklung für eine Reform der zweijährigen höheren

Berufsfachschule (,Assistentenberufe") begonnen: Die diesbezüglichen Ideen werden

von der Zielsetzung geleitet, innerhalb der Assistentenausbildung diejenigen Angebote

zu reformieren beziehungsweise zu eliminieren, die aufgrund der dualen Konkurrenz

keine arbeitsmarktbezogene Anschlussfähigkeit besitzen.

Die Autorinnen und Autoren dieser Expertise unterstützen die Einstellung der einjähri-

gen höheren Berufsfachschule nachdrücklich.

14 Deutsches Institut für internationale Pädaqoqische Forschunq (DIPF): a, a. O.; S, IV
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3.  Die Struktur des berufsbezogenen Bildungsangebotes

3.1 Das Bildungsangebot der Beruflichen Schulen im Landkreis und in der
Stadt Gießen (Synopse)Is

Berÿÿ«rienEerenÿe   q;cBlifiz?erenÿ     qÿa/ÿzlererÿe
][ÿÿT'ÿ feldÿ r                   Sildunÿsÿnge      BiIÿungÿgänÿe     BildungÿSäÿÿ     Weitÿrbiidurÿ2:

[gem. VrJ über die Berufÿÿÿÿleÿ                                                            Fÿÿhschuÿÿÿ
voll-                       Tÿchrdkÿrschule

J   EleE    2j.    dual    schu-   FOS      BG
BFS           JTÿch

X     X     X     X      X

x    x    .ÿ;           y.
X        X

X     X     X     X      X      X       X           X

05   Ho[z+ÿechni k

W/IpBFandÿÿc2p#re=  ,  "  :         "ÿ  ÿ:    : ÿ ÿ:;!:       ÿÿXÿ  ÿ ÿ(      ÿ(       X,ÿ     ÿ     :    : ÿ    :   ÿ:  : ÿ ÿ

:  :       ÿ2  = ErnäkrunÿiÿHaus'aß'ÿsÿhaR
43   AgrarwirtschzR

Wie aus der Tabelle ersichtlich, gibt es eine enge Abstimmung zwischen den

SchuIträgern Landkreis Gießen und Universitätsstadt Gießen. Aufgrund dieser

Zusammenarbeit gibt es keine Dopplungen in den Angeboten der beiden Schulträger.

Es werden teilweise zwar die gleichen Berufsfelder angeboten, aber innerhalb dieser

Berufsfelder nicht die gleichen Berufsbilder.

So ist beispielsweise der Beruf ,Einzelhandelskauffrau/-mann" Mitte der g0er Jahre

aufgrund organisatorischer Absprachen von der städtischen Max-Weber-Schule an die

Kreisberufsschule gewechselt.  Das gleiche gilt für den affinen dualen Bildungsgang

ùVerkäufer/in".  Eine  übermäßige  Kapitalbindung  beziehungsweise  übermäßige

Kapitalbindungskosten wegen hoher Ausrüstungsinvestitionen finden hier nicht statt:

Werkstätten hierfür werden nicht benötigt.

Im Ernährungsbereich sind Fleischer und Bäcker (inklusive Fachverkäufer/innen) an

der A]iceschule angesiedelt, in der WBS werden GASTRO-Berufe beschult.

insofern gibt es infolge der ständigen Abstimmung zwischen Schulen und Schulträgern

keine Konkurrenzsituationen zwischen 'den beruflichen Schulen von Stadt und

Landkreis und auch keine doppelt vorhandenen Angebote. Durch die bestehende gute

Zusammenarbeit der Beruflichen Schulen am Standort Gießen sollen künftig verstärkt

Ressourcen gegenseitig genutzt werden. Aktuell ausgearbeitet ,Mrd eine Konzeption,

die eine Kooperation der Produktionsberufe im Ernährungsbereich (hier: Metzger,

15 Die angebotenen Bildungsgänge der f'Qnf beruflichen Schulen sind unter www,voneinander-lernen.de
abrufbar,
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Bäcker) der Aliceschule mit den GASTRO-Berufen der Willy-Brandt-Schule zum Inhalt

hat.

3,2   Das Bildungsangebot der Willy-Brandt-Schule

3,2.1  Profil derWilly-Brandt-Schule

Derzeit besuchen 2.026 junge Menschen (Stichtag:  1.  November 2013) die

Bildungsgänge der Willy-Brandt-Schule, mehrheitlich (1.610) absolvieren sie eine

Qualifizierung in Berufsbildern, die der Tabelle der vorherigen Seite zu entnehmen

sind.

Circa 460 Schülerinnen und Schüler nehmen das vollschülische Angebot wahr und

absolvieren  die  studienqualifizierende  Fachoberschule  (273)  beziehungsweise

berufsvorbereitende Schulformen (172) der Bildungsgänge zur Berufsvorbereitung

oder der Zweijährigen Berufsfachschule (zum Mittleren Abschluss).

Die Berufsfelder ,01 Wirtschaft und Verwaltung", ,05 Holz'technik", ,11 Gesundheit" und

ù12 Ernährung und Hauswirtschaft" werden in der Region nicht allein von der Willy-

Brandt-Schule  angeboten:  Was  allerdings  die  Beschulung  in  dualen

Ausbildungsberufen betrifft, sö ist mit einer öffentlich'rechtlichen Vereinbarung

zwischen der Universitätsstadt Gießen und dem Landkreis Gießen im November/

Dezember 1992 die Auÿffragserteilung für die Beschulung von Auszubildenden mit

Wohnsitz in der Stadt oder im Kreisgebiet eindeutig erfolgt, so dass Dopp!ungen

vermieden werden und ,Kompetenzgerangel" gar nicht erst entsteht.

Die Willy-Brandt-Schule ist Teilnehmerin am Kleinen Schulbudget, verfügt folgerichtig

selbstständig über die ihr von der Landesregierung zugewiesenen Budgets für die

Lernmitte!, die Fortbildung sowie den pädagogischen IT-Support.

Die Verausgabung der Budgets des Schulträgers wird e}genständig und mit Beteiligung

der schulischen Gremien in eigener Verantwortung geplant und unter Beachtung der

Vergaberichtlinien weitgehend selbstverantwortlich abgewickeltù
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Entwicklung der Schülerzahlen an der Willy-Brandt-Schule
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Die Geschlechterveßeilung der Schülerinnen (61%) und Schüler (39%) entspricht
nahezu auch der Geschlechterverteilung bei den Lehrkräften:

Hier unterrichten 58 weibliche (= 60%) und 38 männliche Lehrkräfte (= 40%) bei 76
Planstellen.t6

Schulform/
Schulzweig    insg.

Berufsschule    1.517

Berufsvorb.
Bildungsgänge

der
Arbeitsverwaltung

BFS mit
Berufsabschluss

BVJ (Ernährung
und

Hauswirtschaft.)

E!BE

FOS; A-Form

FOS, B-Form

Werkstatt für
Behinderte

Zweijährige BFS

38

66

12

65

245

48

10

47

2.028

Schüledinnen
weiblich   männlich

894        623

14         24

62      4

9       3

23          42

t92        53

21      7

6       4

37          10

1.258     770

darunter ausl. Schüledinnen
insg.

138

7

4

17

16

3

0

!2

198

weiblich   männlich
80      58

1       6

4            0

0      t

4      13

14      2

3       0

0       0

10          2

116     82

Tabeßie: LUSD=Abfrage zum 1. November 2013

Der tabellarische LUSD17-Datenabzug zeigt weiterhin, dass zum Statistiktermin 198

ausländische Schülerinnen (118) und Schüler (82) Mffglieder der Willy-Brandt-

Schulgemeinde waren; er enthält jedoch keine Aussage über den Anteil der

Schülerinnen und Schüler deutscher Nationalität mit Migrationshintergrund.

Betrachtet man nun die schulischen Voraussetzungen zum Zeitpunkt des Eintritts in die

Willy-Brandt-Schule, so ist festzustellen, dass eine Kernkompetenz der Willy-Brandt-

Schule  die  Beschulung  von  Schülerinnen  und  Schülem  mit  niedrigen

Eingan9svoraussetzungen ist.

6 Im Frauenförderplan des Staatlichen Schulamtes für den Landkreis Gießen und den Voge]sbergkreis/
für den Zeitraum vom 01,01.2013 bis zum 31.12.2018 wird fÿr die beruflichen Schulen konstaflert, dass
im Eingangsamt (= A13) und bei den Abteiluegsleitungen (= A15) keine Unterrepräsentanz von Frauen
vorliegt; anders verhält es sich bei den At4-Beförderungsstel]en und bei den stellvertretenden
Schulieitungen.

17 LUSD = (Hessische) Lehrer- und Schüler-Datenbank
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Schulische Abschlüsse bsi Eintritt in die WBS
(QuaL} Hauÿschulabsrhlusÿ

IODO

ne Scÿulaßchlÿss

i:

00¸

yi

Mhtlerer Abschluÿ/qÿ
Rea]schuFabsch|uÿs

42%

i

i         . / AI}g, Heÿhschulreife

5%,

Die Ausbildung dieser jungen Menschen erfolgt im Schwerpunkt in den berufsvorberei-

tenden vollschulischen Bildungsgängen (hier: Bildungsgänge zur Berufsvorbereitung

und Zweijährige Berufsfachschule), in den durch § 66TM des Berufsbildungsgesetzes

bzw. § 42 der Handwerksordnung19 legitimierten Berufsausbildungen zur Helferin/zum

Helfer im Gartenbau beziehungsweise zur Beiköchin/zum Beikoch, in den nied-

18 Helferinnen und Helfer Ausbildung gemäß BBiG § 66 Ausbildungsregelung der zuständigen
Stellen:
(1) Für behinderte Menschen, für die wegen Art und Schwere ihrer Behinderung eine Ausbildung in
einem anerkannten Ausbildungsberuf nicht in Betracht kommt, treffen die zuständigen Stellen auf Antrag
der behinderten Menschen oder ihrer gesetzfichen Vertreter oder Vertretednnen Ausbildungsregelungen
entsprechend den Empfehlungen des Hauptaussohusses des Bundesinsütuts für Berufsbildung. Die
AusbHdungsinhalte so{len unter Berücksichtigung von Lage und Entwicklung des allgemeinen
Arbeitsmarktes aus den lnhalten anerkannter Ausbitdungsberufe entwickelt werden. Im Antrag nach Satz
1 ist eine AusbildungsmögIichkeÿt in dem angestrebten Ausbildungsgang nachzuweisen.

19 Helferinnen und Helfer Ausbildung gemäß HWO § 42
§ 42k
Behinderte Menschen (§ 2 Abs. 1 Satz 1 des Neunten Buches Soziaigesetzbuch) sollen in anerkannten
Ausbildungsberufen ausgebildet werden.
§ 421
(1) Regelungen nach den § 38 und § 41 sollen die besonderen Verhältnisse behindeder Menschen
berücksichtigen. Dies gilt insbesondere für die zeitliche und sacMiche GlJederung der Ausbildung, die
Dauer von Prüfungszeiten, die Zulassung von H[Ifsmitte]n und die Inanspruchnahme von Hilfefeistungen
Dritter, wie Gebärdendolmetscher für hörbehinderte Menschen.
(2) Der Berufsausbildungsvertrag mit einem behinderten Menschen ist in die Lehdingsrolle (§ 28)
einzutragen.  Der  behinderte  Mensch  ist  zur  Gesellenprüfung  auch  zuzulassen,  wenn  die
Voraussetzungen des § 36 Abs. 1 Nr. 2 und 3 nicht vodiagen.
§ 42m
(1) Für behinderte Menschen, für die wegen Art und Schwere ihrer Behinderung eine Ausbildung in
einem anerkannten Ausbildungsberuf nicht in Betracht kommt, tdfft die Handwerkskammer auf Antrag
der behinderten Menschen oder ihrer gesetzlichen Vertreter Ausbildungsregelungen entsprechend den
Empfehlungen des Hauptausschusses des Bundesinstituts fLÿr Berufsbildung. Die Ausbildungsinhalte
soIlen unter Berücksichtigung von Lage und Entwicklung des allgemeinen Arbeitsmarktes aus den
Inhalten anerkannter Ausbildungsberufe entwickelt Werden.  Im Antrag nach Satz 1  ist eine
AusbiidungsmögJichkeit in dem angestrebten Ausbildungsgang nachzuweisen.
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rigschwelligen dualen Berufsausbildungen, beispielsweise in den £erufsfeldem ,Farb-

technik und Raumgestaltung" hi(.b.ÿ.£: Maler/in, Fahrzeuglackierer/in) und Agrarwirtschaft

(hier: Gärtner/in) sowie in der vollschulischen Ausbildung zum! zur Maßschneider/in.

Kooperationen, Proiekte und Öffentlichkeitsarbeit

• Was das ,Kerngeschäft Unterricht" betrifft, so verwirklichen Lehrkräfte der WBS eine

berufsfeld-   und   berufsübergreifende   Kooperation,   sie   arbeiten   in

Prüfungsausschüssen der Kammern mit und organisieren Freisprechungsfeiern im

Hause.

Die Willy-Brandt-Schule ist zuverlässige Partnerin bei Kooperationsprojekten mit

allgemeinbildenden Schulen, nimmt am XENOS-Projekt teil und ist Mitglied in den

Netzwerken ,Voneinander lernen" und ,Hessencampus".

- In Sachen ,Öffentlichkeitsarbeitt' präsentiert sich die Willy-Brandt-Schule alljährlich

mit einer Mode0schau der interessierten Öffentlichkeit, zuletzt in Kooperation mit

dem Stadttheater Gießen. Jeweils im November veranstaltet das Kollegium einen

Tag der offenen Tür, die Fachoberschule Gestaltung organisiert regelmäßig im

Frühjahr eine Ausstellung mit künstlerischen Arbeiten der Schülerinnen und Schüler.

Als Auftragnehmerinnen übernehmen es die Fachoberschülerinnen und Fachober-

schüler der Fachrichtung Gestaltung, Logos zu entwickeln und Außen- und Fassa-

dengesta]tungen für öffentliche und gemeinnützige Eindchtungen zu konzipieren.

o Als ,Beraterin" steht die Willy-Brandt-Schule der Schülerschaft umfänglich zur Seite:

Regelmäßig veranstaltete Gesundheitstage zu verschiedenen Themen (Drogen,

Sucht, Ernährung etc.) gereichen den Schülerinnen und Schülem ebenso zum

Vorteil wie die Implementierung des QUABB2°-Projektes zur Verrneidung und/oder

Reduzierung von Ausbildungsabbrüchen der Schülerinnen und Schüler. Die

Ausbildung und Unterhaltung eines Schulsanitätsdienstes steht stellvertretend für

die Ermöglichung der Partizipation und Mitgestaltung des Schullebens durch

Schülerinnen und Schüler.

Das Schulleben der Willy-Brandt-Schule hat auch eine europäische Dimension:

Regelmäßige Studienfahrten in das europäische Ausland, Kooperationen mit

ausländischen  Bildungseinrichtungen  und  Betrieben,  die  Ermög[ichung  von

Auslandsaufenthalten für Berufsschülerinnen und Berufsschüler sowie die häufige

Mitarbeit der Lehrerschaft in multilateralen europäischen Projekten bezeugen diese

Einschätzung.

20 QUABB =   Qualifizierte berufspädagogische Ausbildungsbegleitung in Berufsschule und Betrieb
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3.2.2 Das berufsvorbereitends Bildungsangebo« dor Willy-Brandt-Schulezt
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Schüler|nnnerl und Schü:|er in den berufsvorbere;[tendert Bildungsgängen
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1 Unÿer ÿie ÿßerufÿvorbereitenden Biidungsgängeÿ wird cias vollschulische BerufsgrundbiidÿlngSjahr nicht mehr eubÿumiertÿ Des vollschulische BGJ ist mit der Novellierung cÿes
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zählten 2013: Die Bildungsgÿngezur Berufsvorbereitung (ÿ= BVJ. EIBE), die Zweij§hrige Berufsfachschule (zum Mittleren ,kbschluss) sowie Jugendliche ohne Ausbildungever-
hältnis und Berufsschülerÿ'innen in Werkstätten für Behind,srte,



3.2.2.1 Bildungsgänge zur Berufsvorbereitung (BVJ + EIBE)
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Schülerinnnen und Schi, iier in den berufsvorbereitenden Bildungsgängen BVJ und EIBE

ùDie Bfldungsgänge zur Berufsvorbereitung2ÿ richten sich an Jugendriche ohne

Berufsausbildungsverhältnis mit dem Ziel, Schülerinnen und Schülern den Übergang in

die Berufsausbi]dung, in weiterführende Bildungsgänge oder in Arbeitsverhältnisse zu

erleichtern.

Im  Sinne  von  handlungsorientierten  Lern-  und  Arbeitsprozessen  sollen  die

Jugendlichen im berufsbildenden Lernbereich ein Angebot an berufsbezogenen

Basisqua]Jfikationen und QualJfizierungsbausteJnen erhalten/'22

Zum Ende des Bildungsgangs können in den Bildungsgängen zur Berufsvorbereitung

der  Abschluss  der  Bildungsgänge  zur  Berufsvorbereitung  und  ein  dem

Hauptschulabschluss gleichwertiger Abschluss in Form des einfachen oder des

qualifizierenden Hauptschulabsch]usses erworben werden.

EIBE (= Eingliederung in die Berufs- und Arbeitswelt) ist eine ,Spielart" der genannten

Bildungsgänge, die eine Finanzierung aus Mitÿeln des Europäischen Sozialfonds

erfährt:  Letztere garantiert die Anstellung einer Sozialpädagogin oder eines

Sozialpädagogen sowie die Bereitstellung von sachlichen Ressourcen.23

Mit dem Ende des Schuljahres 2013/2014 läuft die zweite Förderperiode offiziell aus.

Im Schuljahr 2014/2015 werden letztmalig Schüledinnen in die EIBE-Lehrgänge

aufgenommen.

21 In manchen Quellen werden die Bildungsgänge zur Berufsvorbereitung (= BzB) mit dem Kürzel ,BvB"
(= Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen) versehen.

22 Hessisches Kultusministefium: Verordnung über die Ausbildung und Abschlussprüfungen in den
Bildungsgängen zur Berufsvorbereitung, Wiesbeden 2006, hier: § 1

23 siehe hierzu euch: www.eibe-online.de
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Es ist davon auszugehen, dass mit verminderter finanzieller Förderung und unter

modifizierten Vorzeichen sowie neuem Label ein Nachfolgeprojekt aufgelegt wird.

Allerdings ist ebenfalls zu erwarten, dass Vorbehaltlich einer Umsetzung der geplanten

Reformmaßnahmen (vgl. hierzu Abschnitt 1, S. 5 f.) Schülerinnen und Schüler, die

bereits über einen Hauptschulabsch!uss verfügen, in andere Bildungsgänge gelenkt

werden, beispielsweise in eine neue ,gestufte zweijährige Berufefachschule" (siehe

hierzu auch Abschnitt 3.2.2.2) oder- als erhoffte Reaktion auf den Fachkräffemangel -

direkt in eine duale Berufsausbildung einmünden.

L(
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3.2.2.2 Zweijährige   Berufsfachschule

krankenpflegerische Berufe

für   medizinisch-technische   und
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Schülerinnen und Schüler in der Zweijährigen Berufsfachschule

Die Zweijährige Berufsfachschule für medizinisch-technische und krankenpflegerische

Berufe zielt auf den  Erwerb des  Mittleren Abschlusses  ab;  obligatorische

Eingangsvoraussetzung  ist  der  Nachweis  des  Hauptschulabschlusses  unter

Nachweisführung der Erfüllung eines definierten Notenbildes in den Fächern Deutsch,

Englisch und Mathematik24.

Absolventinnen und Absolventen der Zweijährigen Berufsfachschule münden häufig in

die Zweijährige Fachoberschule (= Organisationsform A) in der Fachrichtung

Gesundheit bzw. in eine duate Berufsausbitdung im einschlägigen Berufsfeld ein. Eine

Anrechnung des schu[ischen Werdegangs auf die Ausbildungszeit findet regelmäßig

nicht statt.

Dieser Bildungsgang ist nicht dem oben beschriebenen ,Übergangsbereich« (vgl.

Abschnitt 1, S. 5) zuzuordnen, denn es handelt sich hierbei nicht um eine nutzlose

Warteschleife: Vielmehr wird in der Regel der Mittlere Abschluss erworben.

Dennoch ist die vorgestellte Schulform mittelbar von den HKM-Reformbemühungen

betroffen: Ohne weitere Notenvoraussetzungen sollen Hauptschüledinnen in Zukunft in

eine neue ,gestufte zweijährige Berufsfachschule" aufgenommen werden. Dies mit

dem Ziel, entweder nach einem Jahr in eine Berufsausbildung zu wechseln, oder - bei

Vorlage definierter Eignungskriterien - in einem zweiten Aüsbildungsjahr den Mittleren

Abschluss zu erwerben.

z4  Nur eine der drei Noten darf ,ausreichend", keine Note darf schlechter eis ,ausreichendÿ sein.
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Mutmaßlich wird zukünftig auch der Teil der Schülerinnen und Schüler mit

Hauptschulabschluss in die neue Berufsfachschule gelenkt, der bislang in den

Bildungsgängen zur Berufsvorbereitung Aufnahme gefunden hat.

Seit dem Schuljahr 2013/14 das Modell der ,Gestuften Berufsfachschule" als ein

Baustein der obengenannten Reform an drei hessischen Berufsfachschulen erprobt.

Die Willy-Brandt-Schule strebt an, sich in dieser Entwicklung und Erprobung des

Modells zu beteiligen und wird dementsprechend einen Antrag an das Hessische

Kultusministerium stellen.
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3.2.3   Das berußqualifl[zier,endÿ Bildungsangebot derWilly-Brandt-Schule
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3.2.3.1 Duale Ausbildung im Berufsfeld ,Wirtschaft und Verwaltung''2s
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Auszubildende im Berufsfeld Wirtschaft und Verwaltung

steckbrief für das Berufsfeld
ùWirtschaft und Verwaltung"

Ausbildunqsberufe:  Kauffrau/Kaufmann im Einzelhandel (3jähr.)
Verkäufer/in (2jährig)

[2013/14: 270]
[2013/14: I49]

An merku n_ÿ.: Diese beiden Ausbildungsberufe gelten als ,affin" im Sinne
der Zuweisungsrege]n (vgl. Abschnitt 2.3).

Schülerzahl:
aktuell:
Max.:
Min.:
Gesamt-Durchschnitt:
Durchschnitt der letzten 5 Jahre:
Gesamt-Trend:
Trend der letzten 5 Jahre:
Maßnahmen:

419 [2013/14]
518 [2008/09]
272 [1997/98]
381
473
steigend
fallend
nicht erforderlich

25 Der duale Ausbildungsberuf ùDrogist/in° wurde aus schu]organisatorischen Gründen dem Berufsfeld
ùGesundheit" zugeordnet. Eine effizielle Berufsfeldzuordnung dieses Ausbildungsberufes existiert nicht.
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3.2.3.2 Duale Ausbildung im Berufsfeld ,Farbtechnik und Raumgestaltung"

500

450 i              4ÿ=B
393      423

400 i
i 371  357                            363

oo

30Z   301                                        299   296   m  ............

Auszubildende im Berufsfeld "Farbtechnik und Raumgestaltung"

kusbildunqsberufa:

Steckbrief für das Berußfeld
ù Farbtechnik und Raumgestaltung"

Bau- und Metallmaler/in
Fahrzeuglackiereflin
Gestalter/in für visuelles Marketing
Maler/in und Lackierer/in
Bauten- u. Objektbeschichter/in (2jähr.)
Raumausstattedin
Polsterin/Polsterer
Polster- u. Dekorationsnäher/in (2jähr.)

[2013/14: 3]
[2013114: 32]
[2013/14: 14]
[2013/14: 99]
[2013114: 1]
[2013/14: 37]
[2013/14: 1]
[2013/14: 0]

Anmerkung: Die Ausbildung in den diesen Berufen dauert in der Regel drei Jahre.
Die Ausbildungsberufe "Maler/in und Laekierer/in" und ,Bauten- und
Qbjektbeschichterlin" sowie ,Polsterin/Polsterer" und  ,Polster- und
Dekorationsnäher/in"   gelten   als   ,affin"   im   Sinne   der
Zuweisungsregeln (vgl. Abschnitt 2.3).
ßau- und Metallmaledin" ist ein Ausbi]dungsberuf gemäß § 42 HWO.

Schülerzahl:
aktuell:
Max.:
Min.:
Gesamt-Durchschnitt:
Durchschnitt der letzten 5 Jahre:
Gesamt-Trend:
Trend der letzten 5 Jahre:
Maßnahmen:

185 [2013/14]
438 [1998/99]
185 [2013/14]
314
248
fallend
zunächst steigend, dann fallend
in Prüfung: 2-jährige gestufte Berufsfachstufe
oder dia Einführung der Kooperative BGJ.
im  Rahmen  der  Entscheidung  über
Sanierung und Verlagerung der Schule wird
geprüft, ob in Kooperation mit dem Lahn-DilF
Kreis für die fachpraktische Ausbildung
(Spritzkabine)  die  dortige  lnfrastruktur
genutzt werden kann.
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3.2.3.3 Duale Ausbildung im Berufsfeld ,Gesundheit"

500  ...............................

450 ÿ-- - -   _  ...............................................  ÿ4z

300 I-  ....  ÿ»:     --     ÿÿ       -  --     ÿ               ÿ       -- --  -- yÿ-

oo i    "      5       ::  ....

Auszubildende im Berufsfeld "Gesundheit"

Steckbrief für das Berufsfeld
ùGesundheit"

Ausbildunqsberufe:  Drogist/in
Medizinische/r Fachangestellte/r
Pharmazeutisch-kaufmänn. Angestellte/r
Tiermedizinische/r Fachangestellte/r
Zahnmedizinische/r Fachangestellte/r

[2013/14: 67]
[2013/14: 136]
[2013/14: 34]
[2013/14: 96]
[20!3/14: 109]

Anmerkung: Die Ausbildungsdauer dieser Berufe beträgt ausnahmslos drei
Jahreù

Schülerzahl:
aktuell:
Max.:

Min.:
Gesamt-Durchschnitt:
Durchschnitt der letzten 5 Jahre:
Gesamt-Trend:
Trend der letzten 5 Jahre:
Maßnahmen:

442 [2013/14]
442 [2013/14]
39t [2008/09]
409
412
stabil

• steigend
nicht erforderlich Y
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3.2.3.4 Duale Ausbildung im Berufsfeld ,Ernährung und Hauswirtschaft"

Auszubildende im Berufsfeld "Ernährungund Hauswirtschaft"

Ausbildunqsberufe:

Steckbrief für das Berußfeld
ùErnährung und Hauswirtschaft"

Fachkraft im Gastgewarbe (2jährig)
Beikoch/Beiköchin
Fachmann/Fachfrau für Systemgastronomie
Hotelfachmann/-frau
Koch/Köchin
Restaurantfachmann/-frau

[2013/14: 3]
[2013/14: 34]
[2013114: 10]
[2013114: 34]
[2013114: 74]
[2013114: 20]

Die Ausbildung in diesen Berufen dauert in der Regel drei Jahre.
Die Ausbildungsberufe ,Restaurantfachfrau/ Restaurantfachmann"
und ,Fachkraff im Gastgewerbe" gelten als ,affin" im Sinne der
Zuweisungsregeln (Gesamtzahl: 23).
ùBe/köchin/Be/koch" ist ein Ausbildungsberuf gern. § 66 BBiG.
Fachleute  für  Systemgastronomie  werden  ab  dem  zweiten
Ausbildungsjahr in Marburg beschult.
Die Auszubildenden in den diesen Berufen können - mit Ausnahme
der Be/köche - in der Grundstufe aufgrund gleicher Lehrplaninhalte
gemeinsam beschult werden. Ebenso verhält es sich im 2.
Ausbildungsjahr bei den Restaurant- und Hotelfachleuten.

Schülerzahl:
aktuell:
Max.:
Min.:
Gesamt-Durchschnitt:
Durchschnitt dar letzten 5 Jahre:
Gesamt-Trend:
Trend der letzten 5 Jahre:
Maßnahmen:

175 [2013/14]
291 [2007/08]
132 [1995196]
216
215
steigend
zunächst steigend, dann fallend
Der  Lahn-Dil]-Kreis  prüft  derzeit  eine
Neuorganisation des Berufsfeldes. Sollte
sich hieraus eine Kooperation ergeben,
können die Schülerinnen und Schüler aus
dem   benachbarten   LDK   zusätzlich
aufgenommen werden.
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3.2.3.5 Duale Ausbildung im Berufsfeld ,Agrarwirtschaft"
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Auszubildende im Berufsfe|d "Agrarwirtschaft"

ù Agrarwirtschaft"

Ausbildunclsberufe:  Florist/in
Gärtner/in
Gartenbauhelfer!in

[2013114: 39]
[2013/14: 103]
[2013/14: 25]

Die Ausbildung in diesen Berufen dauert jeweils drei Jahre.
Die Gärtner/in-Ausbildung vollzieht sich in insgesamt 7
Fachrichtungen.
ùGartenbauhelfer/in" ist ein Ausbildungsberuf gemäß § 66
BBiG/§ 42 HWO.

Schülerzah!:
aktuell:
Max.:

Min.:
Gesamt-Durchschnitt:
Durchschnitt der letzten 5 Jahre:
Gesamt-Trend:
Trend der letzten 5 Jahre:
Maßnahmen:

167 [2013/14]
276 [1999/00]
151 [2010/11]
198
168
fallend
stabil
Im Zuge der anstehenden Sanierung /
Auslagerung  der  Schule  soll  die
Schaffung     einer     praktischen
Ausbildungsstätte (z. B. Gewächshaus)
geprüft werden.
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3.2.3.6 Duale Ausbildung im Berufsfeld ,Drucktechnik"
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Auszubildende im Berußfeld"Drucktechnik"

Steckbrief für das Berufsfeld
ù Drucktechnik"

Ausbildunqsberufe: Medientechnologin/Medientechnologe Druck
[2013/!4: 24]

Mediengestalter/in Digital und Print       [2013l!4: 102]
Mediengestaltedin Flexografie          [2013/14: 0]

Anmerkunq: Die  Mediengestaitedinnen  ,Digital  und  Print"  sowie
ùFlexografie"  gelten  als  ,affin"  im  Sinne  der
Zuweisungsregeln.

Schü]erzahL
aktuell:
Max.:
Min.:
Gesamt-Durchschnitt:
Durchschnitt der letzten 5 Jahre:
Gesamt-Trend:
Trend der letzten 5 Jahre:
Maßnahmen:

126 [2013/14]
189 [2001/02]
89 [1995/96]
133
123
stabil
stabil
keine erforderlich
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3.2.3.7 Vollschulische Ausbildung im Berufsfeld ,Textiltechnik und Bekleidung"
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Auszubildende in der vollschulischen Ausbildung ZUr Maßscbneider|n/zum Maßschneider

Die Ausbildung zur Mal?ÿschneiderin/zum Maßschneider erfolgt an der WUly-Brandt-

Schule vo!!schulisch: Duale Ausbildungsverhältnisse spielen aktuell eine geringe be-

ziehungsweise keine RoHe.

Die vollschulische Ausbildung in der Zweijährigen Höheren Berufsfachschule (hier:

ùStaatlich geprüfte Assistentinnen/Assistenten für Bekleidungstechnik") wurde aufgrund

mangelnder Nachfrage eingestellt. Dies auch deshatb, weil die Zuweisungsregeln für

Steilen   eine  Zuweisung  von  Personalressourcen  aufgrund   (dauerhaften)

Unterschreitens der Mindest-Klassengröße nicht mehr zulassen. Letztlich kann es auch

nicht im schulischen Interesse sein, einen ,unrentablen" Bildungsgang dauerhaft zu

subventionieren.

Die Genehmigung zur Ausbildung in einer neuen dreijährigen Berufsfachschule mit

Berufsabschluss wurde im Schuljahr 2012/13 mit Zustimmung des Landkreises Gießen

als Schulträger erteilt, der Fortbestand der Ausbildung ist somit gesichert.

Aus Sicht des Schulträgers ist dies sinnvoll, da die Ermöglichung einer beruflichen

Erstausbildung Priorität haben soll vor der arbeitsmarktlichen Verwertung in der

Region. Dies gilt umso mehr, da mit der vollschulischen Ausbildung auch der Erwerb

des Mittleren Abschluss verbunden ist.
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3.2.3.8 BefHstungen

Gemäß dern Beschluss der Arbeitsgruppe ,Berufsschulstandorte in Mittelhessen" vom

23. August 2013 (hier: Verzeichnis der schu]trägerübergreifenden. Schulbezirke für

Fachklassen an Berufsschu/en vom 11. Dezember 2012) ist die Ausbildung der

folgenden der Willy-Brandt-Schule zugeordneten dualen Ausbildungsberufe an der

Willy-Brandt-Schule bis zum 31. J uli 2017 befdstet.

A      0   0      .   I -

Änderungsschneider/in
Drucker/in

Fahrzeuglackierer/in
Gestalter/in für visuelles Marketing
Modenäher/in
Modeschneider/in
Restaurantfachfrau/-mann

SA      A

11, 12, 15, 16, 18 (Nordteit)
10, 1!, 12, 13, 14, !5, 16
11, 12, 13, 14

10, 11, 12, 13, 14, 15, 16, 18 (Nordteil)
11, 12, 15, 16, 18 (Nordteil)
11, 12, 15, 16, 18 (Nordtei0

Anm. zu den Schu{bez{rken: 10 = Vogelsbergfÿre{s; 11 = Landkre(s Gießen; 12 = Unÿ'ersitätsstadt G eßen:
13 = Landkreis Marburg-Biedenkopf; 14 = Universitätsstadt Marburg; 15 = Lahn-DilI-Kreis;

16 = Landkreis Umburg-Weilburg; 18 = Wetteraukreis
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Das studienqualifizierende Bildungsangebot der Willy-Brandt-Schule konzentriert sich

auf die Fachoberschule in den Organisationsformen A und B sowie auf die oben

genannten fünf Fachrichtungen beziehungsweise Schwerpunkte: insbesondere die

Organisationsform B bietet Schülerinnen und Schülern, die zuvor eine duale

Ausbildung  absolviert haben,  eine  Fortsetzung  ihrer  Bildungskarriere  in  der

einschlägigen Fachrichtung beziehungsweise dem einschlägigen Schwerpunkt.

In der zweijährigen Organisationsform A wird das erste Schuljahr in Teilzeitform

absolviert. Das bedeutet, dass die Schülerinnen und Schüler an zwei Tagen in der

Schule unterrichtet werden, die übrigen Tage sind sie in einem Betrieb und führen dort

ein gelenktes, fachrichtungsbezogene Praktikum durch. Das zweite Jahr wird in der

Vollzeitform durchgeführt.

In der einjährigen Organisationsform B findet der Unterricht in Vollzeitform statt. Diese

Form baut auf einer abgeschlossenen Berufsausbildung auf.

Insbesondere die Organisationsform B bietet Schülerinnen und Schülern, die zuvor

eine duale Ausbildung absolviert haben, eine Fortsetzung ihrer Bildungskarriere in der

einschlägigen Fachrichtung beziehungsweise, dem einschlägigen Schwerpunkt.

Umgekehrt münden Absolventinnen und Absolventen der Organisationsform A häufig

in eine vollschulische (hier: Maßschneider) oder duale Berufsausbildung in den

Ausbildungsberufen der vertretenen einschlägigen Berufsfelder.

Schulträger und Schulleitung der Wiily-Brandt-Schule tragen sich nicht mit dem

Gedanken, das Bildußgsangebot um ein Berufliches Gymnasium (,BG") zu erweitern,

bietet   doch   das   Abschlusszeugnis   der   Fachoberschule   genügend

Anschlussperspektiven in konsekutiven Studiengängen an Hochschulen sowie an

Fachhochschulen. Eine ,Konkurrenz im eigenen Hause" ist daher nicht erstrebenswert,

trotzdem aber ein Erhalt der vorhandenen Bildungsgänge der Fachoberschule. Im

Übrigen sind Berufliche Gymnasien in Gießen durch das Angebot des Schulträgers

Stadt Gießen ausreichend vertreten.
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4. Entwicklungen der Berufsbildung:

Demografische Entwicklung und Fachkräftemangel

Abb.: Zu- beziehungsweise Abnahme der Bevölkerung 2030 gegenüber 2008-- in den kreisfreien Städten und Landkreisen Hessens26

26 Hessisches Statistisches Landesamt: http://www.statistik-hessen.de/themenauswah]/bevoelkerung-
gebiet/iandesdatenÿ12-regiÿnaÿisieße-bevÿeÿkerungsvÿrausberechÿungÿgrafik-zu-undÿabnahme-der-
bevoelkerung-2025-gegenueber-2006-in-den-kreisfreiemstaedten-und-land-kreisen/[8, Mai 2013]
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Gemäß Einschätzung des Hessischen Statistischen Landesamtes fällt die Abnahme

der Bevölkerung bis zum Jahre 2030 im Landkreis Gießen relativ gering aus.

ùAls Folge des erwarteten Rückgangs der hessischen Bevölkerung, der in der für die

iABE27 relevanten Altersgruppe der 16- bis 25-Jährigen besonders stark ausfallen wird,

ist mit einem deutlichen Absinken der Bildungsteilnehmer zu rechnen. In jedem

Zielbereich 1-328 werden 2025 weniger Bildungsteilnehmer sein als im Basisjahr 2010.

Die - relativ betrachtet - stärkste Abnahme wird es bei den Schülerzahlen im

Übergangsbereich geben. Nach der Vorausberechnung sinken sie kontinuiedich von

24.000 im Jahr 2010 um rund 36 % auf 15.000 in 2025. Für die Schülerzahlen im

Zielbereich  1,  dem  Berufsabschluss wurde  ein  Rückgang  von  fast 30  %

vorausberechnet: Lagen die Zahlen 2010 noch bei etwa 138.000, dürften sie 2025

noch bei 98.000 liegen."29

Diese Ergebnisse sind vor dem Hintergrund sich verändernder Rahmenbedingungen

zu interpretieren.

° Die Angebots-Nachfrage-Relation (ANR) hat sich in jüngster Vergangenheit

zugunsten der jugendlichen Berufsbildungsnachfrager entwickelt.

• Mit dem Ziel der wirksamen Begegnung des Fachkräftemangels wird der
' Zielbereich 3, der übergangsbereich schrumpfen: ùBundesweit wird die Zahl der

nichtstudienberechtigten Schulabgänger und Schulabgängerinnen zwischen

2011 und 2025 um rund 102.000 beziehungsweise 18,6 Prozent sinken.

Da mittel- und langfristig auch die Zahl der studienberechtigten Schulabgänger und

Schulabgängerinnen zurückgehen wird, stehen die Unternehmen [und die beruflichen

Schulen] vor großen Herausforderungen+"3°

27 iABE = Integrierte Ausbildungsberichterstattung
2ÿ Zielbereich I = BerufsabscMues; Zielbereich 2 = Hochschulreife ; Zielbereich 3 = Übergangsbereich
29 Heesisches   Ministerium   für  Wirtschaft,   Verkehr  und   Landesentwicklunq:   Integrierte

Ausbildungsberichterstattung  für Hessen - Ergebnisbericht 2012;  erstellt durch:  Hessisches
Statistisches Landesamt; Wiesbaden 2012; S. 76

o ÿunÿesministerium für Bildunq und Fÿrschuncÿÿ BerufsbiIdungsbericht2ÿ12; ÿÿnnÿ Beriin 2ÿ12; S.22
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5. Langfristige Zielplanung und Durchführungsmaßnahmen

5.1 Inhaltùche Schulentwicklungsrnaßnahmen

Eine wesentliche Herausforderung der Schulentwicklungsplanung stellt die Reform des

Übergangsbereichs dar mit dem Ziel, eine größere Anzahl von Jugendlichen dem

Berufsausbildungssystem  früher als  bisher zuzuführen  und  die  sogenannten

ùWarteschleifen" zu reduzieren.

Daneben sind geeignete Strukturen zu entwickeln und folgerichtig vom Schulträger zu

unterstützen, um Berufsorientierung und -vorbereitung so zu gestalten, dass die

angestrebte  Berufsfähigkeit  -  insbesondere  bei  den  bildungsbenachteiligten

Jugendlichen - ausbildungsplatzadäquat bereit gestellt werden kann.

Die Willy-Brandt-Schule bietet hierfür die geeigneten Voraussetzungen:

Was die Ausbildung bildungsbenachteiligter Jugendlicher betrifft, so verfügt die

Willy-Brandt-Schule bereits aktuell über ein reichhaltiges und differenziertes

Instrumentarium als Ergebnis eines breitgefächerten Bildungsgangangebotes

im niedrigschwelligen Bereich (vgl. Abschnitt 3.2.2).

Mit den an der Willy-Brandt-Schule (als regionale Alleinanbieterin) vertretenen

terufsfeldern  eröffnen  sich  Perspektiven  hinsichtlich  der  zusätzlichen

Installation neuer gestufter zweijähriger Berufsfachschulen (beispielsweise in

den  Berufsfeldern  ,Farbtechnik  und  Raumgestaltung",  ,Agrarwirtschaft",

ùErnährung  und  Hauswirtschaft")  beziehungsweise  eines  kooperativen

Berufsgrundbildungsjahres.

Die gute sachliche Ausstattung der Schule ermöglicht es, kosteneffiziente

Angebote zu schaffen (zum Beispiel Produktionssohule), um den im (Rest-)

Übergangsbereich Verbliebenen zu wirksamer beruflicher Vorbereitung zu

verhelfen, die dann in einen Ausbildungsvertrag mündet.

o Dem Inklusionsgebot folgend kann das Angebot der dualen Ausbildungsberufe

gemäß § 66 BBiG/§ 46 HWO ausgeweitet werden. Denkbar ist, in Kooperation

mit einem Träger der beruflichen Rehabilitation zusätzliche Angebote im

Bereich Fachpraktiker Verkauf und Fachpraktiker Lagerwirtschaft anzubieten.

Hierfür unterstützt der Landkreis als Schulträger auch den Wunsch der Schule,

zusätzliche förderpädagogische Kompetenz zu rekrutieren.
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Der Landkreis Gießen unterstützt die Beibehaltung des vorhandenen Profils im

berufsqualifizierenden Bereich der Willy-Brandt-Schule:

Die zunächst befristeten Ausbildungsberufe (vgl. Abschnitt 3.2.3.8) ,Drucker/in",

ù Fahrzeuglackierer/in", ,Gestalter/in für visuelles Marketing" sowie ,Restaurantfachfrau/

Restaurantfachmann" sollen fortgeführt werden: Für die oben genannten befristeten

Ausbildungsberufe erhält die Schule Personalzuweisungen und gewährleistet eine

verantwortungsvolle Beschulung ohne Bemühung von personellen Ressourcen aus

anderen  schulischen  Bereichert;  die  sachliche  Ausstattung  ist  vorhanden;

möglicherweise  kann  sie  an  einigen  noch  Zu  definierenden  Punkten  im.

Zusammenhang mit den baulichen Maßnahmen aktualisiert werden.

Insgesamt  ist davon  auszugehen,  dass kurzfristig  mehr Ausbildungsverträge

abgeschlossen werden, dies zu Lasten der Schülerzahlen im Übergangsbereich.

5.2 Durchführungsmaßnahmen

Zur Zielerreichung (siehe Abschnitt 4) unterstützt und begleitet der Schulträger die

folgenden Marsnahmen:

•  Inltiierung konzertießer Aktionen mit Vertreterinnen und Vertretern der Kammern

und Innungen zur Klärung der zukünftigen Ausbildungsbereitschaft. Hieraus kann

sich  angesichts  der  geänderten  Rahmenbedingungen  eine  modifizierte

Auftragserteilung für die Willy-Brandt-Schule als Grundlage für die Implementierung

neuer Schulformen und Bildungsgänge ergeben.

Inltiierung konzertierter Aktionen mit der Schulaufsicht und Vertreterinnen und

Vertretern  benachbarter  Schulträger  zur  Vereinbarung  konkurrenzfreier,

Tätigkeitsbereiche.

Überprüfung der Schularchitektur- und Ausstattung mit dem Ziel, sie an veränderte

Bedarfe  anzupassen  beispielsweise  Schaffung   eines  fachpraktJschen

Betätigungsbereichs für die auszubildenden Gärtnerinnen und Gärtner und

Ertüchtigung    des    fachpraktischen    Betätigungsbereichs    für    die

Fahrzeuglackiererinnen und Fahrzeuglackierer.
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FDP FDP im Kreistag des Landkreises Gießen
Winckelmannstraße 6

35396 Gießen
Tel.: 0641 - 9756541

FDP- Wrnckelrnannstraße 6 - 35396 Gießen

Herrn Kreistagsvorsitzenden

Karl-Heinz Funk

35394 Gießen

--   Mit ÿÿ..ÿ.r ,».ÿ  .

, c!irekte

Prüfantrag Neuordnung der Bÿÿ'üÿÿ{elder an der Willy-Brandt-Schule

17.03.2014

Sehr geehrter Herr Funk,

die Gruppe der FDP bittet folgenden Antrag auf die Tagesordnung für die nächste
Kreistagssitzung zu nehmen:

1= Der Kreisausschuss möge prüfen, ob die derzeit angebotenen Berufsfelder an
der Willy-Brandt-Schule noch zeitgemäß sind oder ob aus Sicht des
Schulträgers eine Neuordnung der Berufsfelder an den beruflichen Schulen
von Stadt und Landkreis Gießen vorgenommen werden sollte.

2m Um doppelte Vorhaltungen zu vermeiden und Synergien zu erzielenÿ soll
insbesondere geprüft werden, ob und wie sich die Ausbildung in den Berufsfeldern
ùErnährung und Hauswirtschaft" und "Wirtschaft und Verwaltung"
(Einzelhandelskauffrau/-mann) an den beruflichen Schulen beider Schulträger
besser aufeinander abstimmen Iässt,

3= Geprüft werden soll zudem, ob und welche finanziellen Einsparungen bei der
sachlichen Ausstattung der WBS durch eine verbesserte Abstimmung beider
Schulträger bei den Berufsfeldern ihrer beruflichen Schulen erzielt werden können.

4= Der Kreisausschuss wird gebeten, das Ergebnis der Prüfung im Juni 2014 im
Schulausschuss vorzustellen.

Be,qründun.q:



-2-

Die anstehenden  baulichen Maßnahmen an der Willy-Brandt-Schule,  sei es eine

energetische und brandschutztechnische Sanierung oder ein Umzug an einen neuen

Standort, bieten den idealen Zeitpunkt um zu prüfen, Ob die derzeitige Abstimmung der

Berufsfelder an den beruflichen Schulen beider Schulträger, Stadt und Landkreis Gießen,

noch zeitgemäß ist oder wie sie verbessert werden kann.

Gerade  an  beruflichen  Schulen sind  die  Kosten für die Vorhaitung  geeigneter

Ausbildungsbedingungen  sehr kostenintensiv.  Eine verbesserte Abstimmung  beider

Schulträger zum jetzigen Zeitpunkt kann dazu dienen, künftig doppelte Vorhaltungen wie

Lehrküchen abzubauen und damit beiden Schulträgern Kosten einzusparen.

Mit freundlichen Grüßen

/
Harald Scherer
Kreistagsabgeordneter

Beschluss des  ÿÿ-ÿz ' ÿÿ ÿÿ_ÿtÿ::ÿ2_   :vom:

Die Vorlage wird - mit Zus,4zbÿschluss - ,
genehm gt - nicht genehmigt - zurückgestellt

Zur Beglaubigung



AUSZ:UG

aus dern Protokoll des KREISTAGES

Sitzung am: C)?-. April 2014       Vorsitzender: Karl-Heinz Funck

:1

2E Feststellung der Tagesordnung i

c

Kreistaqsvorsitzender Karl-Heinz Funck teilt mit, dass in der Sitzung des
Kreistagsauschusses für Schule, Bauen, Planen Und Sport am 1. April
2014 vereinbart wurde, den Antrag der FDP-Gruppe vom 17. März 2014
bezüglich der Neuordnung der Berufsfelder an der Willy-Brandt-Schule
(Vorlage 0870/2014) zurück zu stellen und im Rahmen der anstehenden
Beratung des ,Schulentwicklungsplanes für die beruflichen Schulen des
Landkreises Gießen" wieder aufzurufen. Von daher kann auch heute der
TagesordnUngspunkt 16.2 abgesetzt werden.

Verteiler:

Dez. III
40
91

Für den richtigen Auszug
Gießen, den 08. April 2014
LANDKREIS GIESSEN
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LANDKREIs GIESSEN
Der Kreisausschuss
Az.: ÿO
Sachbearbeiter: Sandrine Piljanovic
Telefonnummer: 131 7

Vorlage Nr.: 0919/2014
Gießen, den 12.Juni 2014

Beschlussvorlage des Kreisausschusses ÿÿÿ  ÿÿo«lagÿù_ «erÿ &.r .

elsÿa9

[ SchulentwiCklungsplan für die allgemeinbildenden Schulen des Landkreises
Gießen; hier: Änderungsÿ

Beschluss-Antrag:

Der am 1. Juli2013 vom Kreistag beschlossene Schulentwickiungsplan für die
allgemeinbildenden Schulen des Landkreises Gießen wird wie folgt geändert:
Im Abschnitt ,Gesamtschule Lumdatal" werden auf Seite 1 76 unter IV.
ùMaßnahmen" die Sätze

,Ab dem Schuljahr 2013/i4 soll ein Schulverbund mit der Theo-Koch-Schule
Grünberg realisiert ÿierden. Die Umwandlung in eine Integrierte Gesamtschule
wird parallel in die Wege geleitet. Zielsetzung ist die Einrichtung einer
Verbundschu}e."

ersetzt durch die Sätze

,Ab dem Schuljahr 2014/15 soll ein Schulverbund mit der Clemens-Brentano-
Europaschule Lollar realisiert werden. Zielsetzung ist die Einrichtung einer
Verbundschule."

Beqründunc!:

Das Hessische Kultusministerium hat in dem dem Landkreis Gießen am 15.4,2014
per Mail zugesandten Erlassentwurf zur Genehmigung des Schulentwicklungsplanes
deutlich gemacht, dass es der vom Kreistag am 1. Juli 2013 beschlossenen
Umwandlung der Gesamtschule Lumdatal in eine integrierte Gesamtschule nicht
zustimmen wird.

Gemäß Beschluss des Kreistages vom 26. Mai 2014 wurde daraufhin am 6. Juni
2014  ein  Gespräch  mit  Herrn  Staatssekretär  Dr.  Lösel  vorn  Hessischen
Kultusministerium   geführt.   Ergebnis   des   Gespräches  war,   dass   das
Kultusministerium einer Verbundschule mit der Clemens-Brentano-Europaschule
Lollar zustimmen würde und somit der Schulstandort AIlendorf/Lumda erhalten
bleiben könnte.

Da der Kreistag sich in seiner weit überwiegenden Mehrheit für den Erhalt des
Schulstandortes ausgesprochen hat und der Verbund mit der CBES Lollar der einzig

/2



-2-

genehmigungsfähige Weg hierfür ist, ist der Schulentwicklungsplan
ändern,

entsprechend zu

Finanzielle Auswirkunqen:

Es entstehen keine Kosten.

Sonstiges/Bemerkungen:

Mitzeichnung:
Fachbereich Schule,
Bauen, Sport und
Abfallwirtschaft

Christine Lattermann
Stellv. Fachdienstleitung

novlc Mÿaÿi o Rohrmus
Fachbereichsleitung

Dr: Christiane Schmahl
HauptamtNche

Kreisbeigeordnete

Zustimmungsvermerk/Sichtvermerk:

O» .CYo« ÿ (.34@.
Die VGdage wÿrd ÿÿ'" ÿ., c"ÿ "-,'ÿ       ::ÿ

genehmigt ÿÿÿtt-

Elÿ«,:;cl:ÿ h_[ss des  ......  :?_T: ._ vO,q}:

B: ;i%z:« ÿ¢z¢«
Die \,q)ilr.ÿge wird -- rn[t ZuÿÿbescHuss. ,::xÿ

: ÿ.,I,..,ùgt n ch[ gör;ehr, ,igÿ - ZL ,Lo{.K,ÿebÿÿ  ....

Zur Beÿ_laubig.ung


